
G e m e i n d e   W e l v e r                                                            Welver, den 05.09.2019 
             DER VORSITZENDE 
des Haupt- und Finanzausschusses 
 
  
Damen und Herren 
des 
Haupt- und Finanzausschusses 
 
 
nachrichtlich 
Damen und Herren des   R a t e s 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur 36. Sitzung des   H a u p t -   und   F i n a n z a u s s c h u s s e s,  

die am 
 

Mittwoch, dem 18. September 2019, 
17:00 Uhr, 

im SAAL des RATHAUSES in   W e l v e r 
 

stattfindet, lade ich herzlich ein. 
 
Sollten Sie verhindert sein, bitte ich, eine(n) der gewählten Vertreter(innen) zu 
benachrichtigen. 
 

T a g e s o r d n u n g 
 
 
A. Öffentliche Sitzung 
 
1. Anregungen und Beschwerden gem. § 24 GO NRW vom 22.07.2019                                              
           hier: Beschluss über den Klimaschutz und insbesondere über den  
                    Insektennotstand in der Gemeinde Welver          
 
2. Erstellung eines Integrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzeptes (ISEK) für den 

Ortskern des Zentralortes Welver 
hier: Vorstellung der Ergebnisse zur Erweiterung des ISEK-Prozesses um ein 

Schulquartier 
 
3.  Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung eines Vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes zur Entwicklung eines „Sondergebietes für Photovoltaikanlagen“ im 
Bereich des Ortsteiles Klotingen – Im Erlei 

 
4. Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung eines Vorhabenbezogenen    

      Bebauungsplanes zur Entwicklung eines „Sondergebietes für Photovoltaikanlagen“ im     
      Bereich des Ortsteiles Borgeln 

hier:  Antrag vom 11.02.2019 
 
5. Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung eines Vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes zur Entwicklung eines „Sondergebietes für Photovoltaikanlagen“ im 
Bereich des Ortsteiles Klotingen – Hohe Brücke 
hier:  Antrag vom 22.04.2019 

 
 
 
 

Gemeinde Welver Welver, den 05.09.2019
DER VORSITZENDE

des Haupt- und Finanzausschusses

Damen und Herren
des
Haupt- und Finanzausschusses

nachrichtlich
Damen und Herren des Rates

Sehr geehrte Damen und Herren,

zur36. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses,
die am

Mittwoch, dem 18. September 2019,
17:00 Uhr,

im SAAL des RATHAUSES in Welver

stattfindet, lade ich herzlich ein

Sollten Sie verhindert sein, bitte ich, eine(n) der gewählten Vertreter(innen) zu
benachrichtigen

Tagesordnung

 

1. Anregungen und Beschwerden gem. 8 24 GO NRW vom 22.07.2019
hier: Beschluss über den Klimaschutz und insbesondere über den

Insektennotstand in der Gemeinde Welver

2. Erstellung eines Integrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzeptes (ISEK) für den
Ortskem des Zentralortes Welver
hier: Vorstellung der Ergebnisse zur Erweiterung des ISEK-Prozesses um ein

Schulquartier

3. Änderungdes Flächennutzungsplanes und Aufstellung eines Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes zur Entwicklung eines „Sondergebietes für Photovoltaikanlagen‘ im
Bereich des Ortsteiles Klotingen — Im Erlei

4. Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung eines Vorhabenbezogenen
Bebauungsplaneszur Entwicklung eines „Sondergebietes für Photovoltaikanlagen’im
Bereich des Ortsteiles Borgeln
hier: Antrag vom 11.02.2019

5. Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung eines Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes zur Entwicklung eines „Sondergebietes für Photovoltaikanlagen" im
Bereich desOrtsteiles Klotingen - Hohe Brücke
hier: Antrag vom 22.04.2019



6. 34. Änderung des Flächennutzungsplanes und 5. Änderung des Bebauungsplanes  
Nr. 5 „Gewerbepark“, Ortsteil Scheidingen 
hier:  1. Ergebnis der Öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und der                 
                Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem.  
                § 4 Abs. 2 BauGB 

2. Ergebnis der erneuten Öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB   
                           und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher   
                           Belange gem. § 4a Abs. 3 BauGB 

            3. Feststellungsbeschluss zur 34. Änderung des FNP 
            4. Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB zur B-Planänderung 

 
7. Zehnte Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 „Große Breite“, 

Ortsteil Scheidingen, gem. § 13 BauGB i.V.m. § 13 a BauGB (Bebauungsplan der 
Innenentwicklung) 
hier: 1.  Ergebnis des Beteiligungsverfahrens 

2.  Satzungsbeschluss 
 

8. Sechste Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7a „In den Wulferten/  
Im Bruch“, Zentralort Welver 
hier: Ergebnis des Beteiligungsverfahrens 

 
9. Anregungen und Beschwerden gem. § 24 GO NRW vom 04.04.2019 
 hier: Wegeausbau im Zusammenhang mit der Bebauung auf dem Gelände Hagedorn 
  
10. Biologische Vielfalt in den Kommunen 

hier:  Die Gemeinde Welver tritt dem Bündnis Kommunen für biologische Vielfalt e.V. 
bei 

                       Bezug: Antrag der FDP-Fraktion im Rat der Gemeinde Welver vom 21.06.2019 
 

11. Errichtung eines Hähnchenmaststalles im Ortsteil Vellinghausen 
 hier:  Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gem. § 36 BauGB 
 
12. Umsetzung der Maßnahmen aus dem Brandschutzbedarfsplan der Gemeinde Welver 

hier: Festlegung der Reihenfolge zur Errichtung der neuen Feuerwehrgerätehäuser 
 
13. Errichtung und Kennzeichnung von Rettungspunkten im Gemeindegebiet 
     hier: Antrag der FDP Fraktion im Rat der Gemeinde Welver 
                       vom 19.08.2019 
 
14. Anfragen / Mitteilungen 
 
 
B. Nichtöffentliche Sitzung 
  
1. Personalangelegenheit 
 
2. Deckensanierung Gehweg Luisenstraße – Erlenstraße 
 
3. Aufhebung des Vergabeverfahrens 
 
4. Grundstücksangelegenheit 
 
5. Grundstücksangelegenheit 
 
6. Anfragen / Mitteilungen 
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34. Änderung des Flächennutzungsplanesund 5. Anderung des Bebauungsplanes
Nr. 5 ‚Gewerbepark‘, Ortsteil Scheidingen
hier: 1. Ergebnis der Öffentlichen Auslegung gem. $ 3 Abs. 2 BauGB und der

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem
84 Abs. 2 BauGB

2. Ergebnis der emeuten Öffentlichen Auslegung gem. $ 3 Abs. 2 BauGB
und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange gem. $ 4a Abs. 3 BauGB

3. Feststellungsbeschluss zur 34. Änderung des FNP
4. Satzungsbeschluss gem. $ 10 Abs. 1 BauGB zur B-Planänderung

Zehnte Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 „GroßeBreite‘,
Ortsteil Scheidingen, gem. $ 13 BauGB i.V.m. $ 13 a BauGB (Bebauungsplan der
Innenentwicklung)
hier: 1. Ergebnis des Beteiligungsverfahrens

2. Satzungsbeschluss

Sechste Vereinfachte Änderung des BebauungsplanesNr. 7a „In den Wulferten/
Im Bruch”, Zentralort Welver
hier: Ergebnis des Beteiligungsverfahrens

‚Anregungen und Beschwerden gem. $ 24 GO NRW vom 04.04.2019
hier:  Wegeausbau im Zusammenhang mit der Bebauung auf dem Gelände Hagedorn

Biologische Vielfalt in den Kommunen
hier. Die Gemeinde Welvertritt dem Bündnis Kommunenfür biologischeVielfalt e.V

bei
Bezug: Antrag der FDP-Fraktion im Rat der Gemeinde Welver vom 21.06.2019

Errichtung eines Hähnchenmaststalles im Ortsteil Vellinghausen
hier: Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gem. $ 36 BauGB

Umsetzung der Maßnahmen aus dem Brandschutzbedarfsplan der Gemeinde Welver
hier: Festlegung der Reihenfolge zur Errichtung der neuen Feuerwehrgerätehäuser

Errichtung und Kennzeichnung von Rettungspunkten im Gemeindegebiet
hier: Antrag der FDP Fraktion im Rat der Gemeinde Welver

vom 19.08.2019

‚Anfragen / Mitteilungen

he Sitzun;

Personalangelegenheit

Deckensanierung Gehweg Luisenstraße - Erlenstraße

‚Aufhebung des Vergabeverfahrens

Grundstücksangelegenheit

Grundstücksangelegenheit

‚Anfragen / Mitteilungen



Anmerkung zu den Tagesordnungspunkten 12, 13 öffentliche und 3,4,5 nichtöffentliche Sitzung: 
 
Hier werden Ihnen lediglich die Beschlussvorlagen für den Ausschuss für Bau und Feuerwehr 
am 09.09.2019 übersandt, die Beschlussempfehlungen gehen Ihnen gesondert zu. 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Schumacher  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Damen und Herren 
des Haupt- und Finanzausschusses 
Daube, Haggenmüller, Korn, Philipper, Plaßmann, Römer, Rohe, Schulte, Stehling und Wiemer 

‚Anmerkung zu den Tagesordnungspunkten 12, 13 öffentliche und 3,4,5 nichtöffentliche Sitzung

Hier werden Ihnen lediglich die Beschlussvorlagen für den Ausschuss für Bau und Feuerwehr
am 09.09.2019 übersandt, die Beschlussempfehlungen gehen Ihnen gesondert zu

Mit freundlichen Grüßen

Schumacher

Damen und Herren
des Haupt- und Finanzausschusses

Daube, Haggenmüller, Kom, Philipper, Plaßmann, Römer, Rohe, Schulte, Stehling und Wiemer



 

Gemeinde Wever
DerBürgermeister Beschlussvorlage

X Bereich: 2.1 Sachbearbeiter: Herr Coerdt
Az. Datum: 03.09.2019
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Betr.: Anregungen und Beschwerden gem. $ 24 GO NRW vom 22.07.2019
hier: Beschluss über den Klimaschutz und insbesondere über den

Insektennotstand in der Gemeinde Welver

 

Sachdarstellung zur Sitzung am 18.09.2019:

- Siehe beigefügten Bürgerantrag vom 22.07.2019 -

‚Allgemeine Ausführungen:

Nach $ 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich mit Anregungen und Beschwerdenin Angele-
genheiten der Gemeinde an den Rat zu wenden. Die Erledigung von Anregungen und Be-

schwerden kannderRat einem Ausschuss übertragen. Nach der Hauptsatzung der Gemein-
de Welverobliegt die Behandlung von Bürgeranträgen grundsätzlich dem Haupt- undFi-
nanzausschuss.

Eallbezogene Ausführungen:

Zur Begründung des Bürgerantrages vom 22.07.2019 zeigt der Antragsteller, Herr Peter Rie-
chert, Breite Str. 5, 59514 Welver-Klotingen,einige Handlungsfelder und Aktionsmöglichkei-
ten für mehr Umweltschutz und damit auch für mehr Klimaschutz auf.

In diesem Zusammenhang werdendie Bereiche

-  Blühende Gärten und Landschaften in der Gemeinde Welver

= Umsetzungeines klimaschonenden Verkehrskonzeptes, welchesgleichzeitig auch
die Sicherheit und Gesundheit der Verkehrsteilnehmerfördert

-  Müllfreie Umwelt mit dem umgehenden Stopder(Plastik-) Vermüllung unserer Ge-
wässerund Meere, welchejaletztlich ihren Ursprung in den Gemeinden undStädten
hat

- Gesunde Ernährung und Lebensweisefüralle Bürgerinnen und Bürger

genannt.

 



Beschlussvorschlag:

Der Haupt- und Finanzausschuss verweist den Bürgerantrag gemäß $ 5 Abs.6 der Haupt-
satzung an den zuständigen Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Planung, Naturschutz

und Umwelt zur weiteren Beratung.



Peter Riechert 59514 Welver

Breite Str. 5

22. Juli 2019

Anden Rat der Gemeinde Welver
Am Markt
59514 Welver

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister,
‚sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates,

hiermit stelle ich nach $ 24 Gemeindeordnung folgendenAntrag:

Ich bitte darum, dem Beispiel von immer mehr Städten und Gemeinden zufolgen und für die
Gemeinde WelverdenKlimanotstand und insbesondere auch den Insektennotstand zu
beschließen.

Begründung:
Die Klimaveränderungenmit verschiedensten nachteiligen Auswirkungen auf Natur und Umwelt
undletztlich auch für uns Menschenist ein weltweites Phänomen und nimmtkeine Region aus.
Obwohl die Gemeinde Welverländlich und landwirtschaftlich geprägtist, odervielleicht gerade
deshalb, haben auchwir seit Jahren mit einem für alle spürbaren und erlebbaren Insektenschwund
zutun.Jeder, der Auto fährt, weiß das zu „schätzen“, denn das aufwendige säubern von
Windschutzscheiben und Kühlergrill gehört schon lange der Vergangenheit an. Dadurch wird
‚jedochdie Nahrungskette immerlöchriger, mit negativen Auswirkungenaufdie Artenvielfalt und die
Nahrungsmittelproduktion für uns Menschen.
Bereitsseit 2008gibt es in WelvereineInitiative für mehr Blütenreichtum, um einen Beitrag für
Klimaschutz zuleisten. DieseInitiative ist eine Kooperation zwischen der Gemeindeverwaltung
Welver, der Gemüsezüchtungs- und Saatguthandelsfirma Rijk Zwaan und dem Imkerverein Welver
und Umgebung.Fachlich koordiniert und begleitet werdendieAktivitäten dieser Initiative durch
‚Agraringenieurin Ute Buschhaus aus Soest, Bauamtsleiter Hans Wilms und mir selbst.
Schwerpunkte unsererAktivitäten sind Anlage und Pflege vonBlühstreifen und-feldern als
‚Anschauungsbeispiele für interessierte Bürgerinnen und Bürger und als Naturerfahrungs-
Flächenfür Grundschulkinder. Dazu kommtinsbesondere nochdie Optimierung der Pflege von
Brachflächen und Weg- und Straßenrändern unter Naturschutzgesichtspunkten. Wir beschäftigen
uns auch damit, negativen Trends in Hausgärten und Landwirtschaft zu begegnen und blühende
‚Alternativen zu Mais zur Verfügung zustellen.
Wir möchten gerne möglichst viele Bevölkerungsgruppen auf unserem Wegfür mehr Naturschutz
mitnehmen,stoßen dabeijedoch immer mehr an Grenzen, da die uns zur Verfügung stehenden
Ressourcen im Verhältnis zu den großen Herausforderungendes Klimawandels doch sehr
begrenzt sind. Und doch könnenviele regionale Aktionen und ständige Überprüfung von
Entscheidungen und Beschlüssen auf Umweltverträglichkeit undletztlich CO2-Neutralität wirklich
etwas bewirken.
Über Beschlüsse im Ratals Vertretung aller Bevölkerungsgruppenin der Gemeinde Welver könnte
natürlich viel mehrerreicht werden undletztlich auchdie Arbeit unsererInitiative auf eine breitere
Basis gestellt werden.
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Solange es immer noch Menschengibt, die die Beete an den Lehrerparkplätzen der Grundschule

Welverals ungepflegt und sogar als Schandfleck empfinden und das auchöffentlich kundtun,

bleibt für unsereInitiative nochviel zu tun.
Intakte Natur, die Lebensraum für Artenvielfalt bietet, hat nichts mit der noch immer
vorherrschenden Meinung von Ordentlichkeit und Sauberkeit in Gärten und öffentlichen Anlagen

zu tun. Ganz im Gegenteil.
UnsereInitiative hat diese Beete angelegt und „pflegt“ sie auch. Wir nutzensie seit einigen Jahren

erfolgreich als schulstandortnahe Naturerfahrungsflächenfür die Grundschüler, verbunden mit

entsprechendenProjektenin dendritten Jahrgangsstufen. Vorher mußten die Schüler dafür immer
bis zur Judohalle laufen, wo eine unserer ersten Blühflächen angelegt wurde und immernoch eine
Augenweideist, nicht nur in den Augen von Naturschützern.
Übrigens wurde dieses Jahr auchin Borgeln schulnah eine Blühfläche angelegt, die, wennalles

gelingt, im Frühjahr nächsten Jahresfür die Grundschülerals Projektfläche genutzt werdensoll.
Rat und Verwaltung könnten durch einen Beschluss ein deutliches Zeichen setzen und dadurch
Bürgerinnen und Bürger ermuntern,ihrerseits mehr zu tun.
Handlungsfelder für mehr Umweltschutz und damit Klimaschutz gibt es jedochin allen Lebens-
bereichen. Beispielhaft möchte ich nachfolgend einige davonbeschreiben, die aus meiner Sicht
Ka MengeAktionsmöglichkeiten bieten:
Blühende Gärten und Landschaften in der Gemeinde Welver und natürlich darüberhinaus:
- Anreize schaffen, z.B. über die Grundsteuer, für mehr Blühflächen, Dach- und Fassaden-

begrünung und die Anlage von Zisternen für das Auffangen von Regenwasser im privaten

Bereich
= Bei Neupflanzungen oder Ersatzpflanzungen von Bäumen im öffentlichen Bereich auch Bienen-

bäumeberücksichtigen (Euodia daniellii)
= Landwirte unterstützen, die blühendeAlternativen zu Mais anbauenwollen (Silphium

perfoliatum, die Energiepflanze für Wasser-, Klima- und Bodenschutz)

Umsetzung einesklimaschonendenVerkehrskonzeptes, dasgleichzeitig auch Sicherheit und
Gesundheit der Verkehrsteilnehmerfördert. Dazu gehört in ersterLinie ein alle Ortsteile
verbindender Radwegeausbauunter geschickter Einbeziehung der bestehenden Feldwege.
Tempo 30 km/h inallen Ortschaften und max. 70 km/h außerorts würden dem Klima und der
Sicherheit dienen.
Der gefährliche Kreuzungsbereich am Buchenwald müßte schnellstens umgestaltet werden, damit

man gefahrloser zu Fuß, mit dem Fahrrad aber auch mit dem Auto von den Wohngebieten rund

um die Grundschule ins Sportzentrum kommenkann.
Undvielleicht gibt es ja doch noch die Möglichkeit, den Autoverkehr aus dem Ortskern zu
verbannen.
Müllfreie Umwelt und vorallem den umgehendenStopder(Plastik)-Vermüllung unserer Gewässer
und Meere,die ja letztlich ihren Ursprung in Gemeindenund Städten hat.

Der Gebrauch vonPlastiktüten und Einweggeschirr sollte besser gestern als heute gestoppt
werden.Müllsammelaktionen von Dorfgemeinschaften, Vereinen, Schulen undprivatenInitiativen
müssen ohne Frage weitergehen,sind jedochnicht die Lösung.
Esbleibt wahrscheinlich nichts anderes übrig, als die Gemeinde Welverzurplastikfreien Zone zu
erklären.
Gesunde Ernährung und Lebensweise füralle Bürgerinnen und Bürger.

Die Gemeinde Welver unterstützt die Sportvereine undist schonseit vielen Jahren Mitglied in der
„5 am Tag- Initiative“, d.h., Werbung für den Verzehr von mehr Obst und Gemüse. Auchdie „5 am
Tag - Marathon-Routen“ sind ein Aushängeschild.
Die Grundschule Welverbeteiligt sich schon seit mehreren Jahren an der durch die EU
finanzierten Obst- und Gemüseausgabe andie Kinder.
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Meiner Meinung nach wird hier jedoch nur gekleckert und nicht geklotzt. Wir habenbereits eine
MengeInstrumentarien, aber nutzensie nur halbherzig. Hier gibt es nochviel Luft nach oben.
Mehr Obst und Gemüse essenbedeutetgleichzeitig weniger Fleisch verzehren unddas hilft
Umwelt und Klima ganz gewaltig.
Ganz nebenbei könnte dadurch auch die Massentierhaltung zurückgefahren werden.

Früheroder später werdenall diese „Träume“Realität werden (müssen), denn es geht um nicht
mehr aber auch nicht weniger, als unsere Welt, unsere Erde, unseren Planetenzuretten. Es gibt
keinen Plan B.
Die Gemeinde Welver könnte dabei ein starkes Zeichen setzen und dadurch vor allem auch bei
den anstehenden Großprojekten (Bahnhof, Ortskern, Bördehalle) dem Klimaschutz die höchste
Priorität geben.
Welver könnte dadurchnicht nur in Natur und Umwelt, sondern auchin allen Lebens- und
Gesellschaftsbereichen zueiner aufblühenden Gemeinde werden.

Mit freundlichen Grüßen

| 7 HF
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Erstellung einesIntegrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzeptes (ISEK)
für den Ortskern des Zentralortes Welver
hi Vorstellung der Ergebnisse zur Erweiterung des ISEK Prozesses um ein

Schulquartier

 

 

Sachdarstellung zur Sitzung des Rates am 10.07.2019:

Der Rat der Gemeinde Welverhat mit Beschluss vom 27.02.2019 die Verwaltung beauftragt,
das laufende ISEK um die Bedarfe der Grundschule, der VHS, der Aula, der Bücherei und
der Musikschule auf Grundlage des Antrages der Fraktion Bündnis90/Die Grünen vom
11.11.2018 zu erweitern.

‚Auf der Grundlage dieses Beschlusses wird das hierdurch eingeleitete Verfahrenfortgesetzt.
Infolgedessen wird der Abschlussbericht gem. Beschluss des Rates vom 14.11.2018 um
die Ergebnisse des weiteren Verfahrens zu ergänzensein.

‚Am 27.05.2019 fandhierzu ein weiteres Werkstattgespräch mit allen Beteiligten Institutionen
undEinrichtungenstatt. Die Ergebnisse des Werkstattgespräches sind dem beigefügten Pro-
tokoll (Anlage 1) zu entnehmen.Auf der Grundlage dererarbeiteten Ergebnissehat das Büro
Pesch und Partner zwei Varianten (Anlage 2) für die Umsetzung eines Schulquartieres erar-
beitet und eine entsprechende Kostenermittlung (Anlage 3) durchgeführt.

Die Vorstellung der Ergebnisse aus dem Werkstattgespräch unddie daraus resultierenden
Planungenin der Bernhard-Honkamp Grundschule undin der OGS werden vom Architektur-
büro Pesch, Dortmund, in der Sitzung vorgestellt.

Esist darüber zu beschließen, um welche Variante das bereits verabschiedete ISEK erwei-
tert werdensoll.

Beschlussvorschlag:

Der Rat der Gemeinde Welver beschließt die Erweiterung des ISEK Prozesses mit der Um-
setzung eines Schulquartieres nach der Variante A/B. Die entsprechenden Kostenermittlun-

gensind in dem am 14.11.2018 durch den Rat verabschiedeten Abschlussbericht einzuar-
beiten. Die Verwaltung wird beauftragt, das erweiterte ISEK der Bezirksregierung zur Prü-
fung und Genehmigung, bis spätestens zum 30.09.2018,vorzulegen.



Sitzung des Rates am 10.07.2019:

Herr Schäfer, Fa. Pesch und Partner, stellt die Ergebnisse zur Erweiterung des ISEK

Prozesses um ein Schulquartier mittels Powerpoint-Präsentation vor und beantwortet

die Fragen der Ratsmitglieder.

Dasich die Ratsmitglieder auf GrundderInformationsflut in der heutigen Sitzung nicht in der

Lage sehen, dem Beschlussvorschlag zu folgen, wird die Angelegenheit einmütig zur weite-

ren Beratung in die Fraktionen verwiesen. Danach solle nach der Sommerpause eine Bera-

tungin den Fachausschüssenerfolgen. Um die Vorlagefrist 30.09.2019 bei der Bezirksregie-

rung nicht zu versäumen,sollte die Erweiterung des ISEK-Prozessesin der HFA-Sitzung am

18.09.2019 im Rahmeneiner„Dringlichen Entscheidung“ beschlossen werden.

Sachdarstellung zur Sitzung des GPNU am 28.08.2019:

Der Rat der Gemeinde Welverhatin seiner Sitzung am 10.07.2019 die ‚Angelegenheit zur

weiteren Beratungin die Fraktionen verwiesen. Zwischenzeitlich sind detaillierte Planunter-

lagenfür die Fraktionen zur Verfügunggestellt worden. Um die Antragsfrist zum 30.09.2019

bei der Bezirksregierung nicht zu versäumen,sollte die Erweiterung des ISEK-Prozessesin

der HFA-Sitzung am 18.09.2019 im Rahmeneiner„Dringlichen Entscheidung“ beschlossen

werden.

Darausresultiert nachfolgender

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Planung, Natur- und Umweltschutz empfiehlt dem

Haupt- und Finanzausschuss, die Erweiterung des ISEK Prozesses mit der Umsetzungei-

nes Schulquartieres nach der Variante A/B. Die entsprechenden Kostenermittlungen sind in

dem am 14.11.2018 durch den Rat verabschiedeten Abschlussbericht einzuarbeiten. Die

Verwaltung wird beauftragt, das erweiterte ISEK der Bezirksregierung zur Prüfung und Ge-

nehmigung, bis spätestens zum 30.09.2019, vorzulegen.

Beratung im GPNU am 28.08.2019:

Während der Beratung wird den Ausschussmitgliedern dasProjekt-Blatt 11 „Umbauund Er-
weiterung Bernhard-Honkamp-Schule” ausgehändigt. Es besteht Einigkeit, dass unter dem
Unterpunkt „Voraussetzungen‘die Formulierung „Prüfung der Verlagerung der Feuerwehr für
Erweiterungsbau an OGS" zu berücksichtigenist.

Nachdem der Antrag der BG-Fraktion, das „Schulquartier“ bei der weiteren Umsetzung des

ISEK-Prozessesnicht zu berücksichtigen,bei
2 Ja-Stimmen,
7 Nein-Stimmen und
4 Enthaltung

abgelehnt wurde, ergeht folgender

Beschluss:
Der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Planung, Naturschutz und Umwelt empfiehlt auf

‚Antrag der SPD-Fraktion mit
6 Ja-Stimmen,
2 Nein-Stimmen und
2 Enthaltungen,

dem Haupt- und Finanzausschuss, das „Projekt-Blatt 11 Umbau und Erweiterung der Bern-

hard-Honkamp-Schule* als zusätzlichen Bestandteil des am 14.11.2018 gefassten Ratsbe-

schlusses zum ISEK aufzunehmenundals „Dringliche Entscheidung" zu beschließen.
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   " Innerstädtische Nutzungenundsoziale Infrastruktur

= Anpassung der sozialen Infrastruktur an bestehende und zukünftige
Anforderungen

» Ertüchtigung von Schulteilen, die Funktionenfür den gesamten Ort
übernehmen (Musikschule, VHS, Vereinsräume, Aulo)

= Bauliche Anpassung und Erweiterung der Grundschule: Erweiterung des
Roumongebots, Anpassung der Klassenröume an neue Lernkonzepte, Bau
eines Fahrstuhls zur barrierefreien Erreichbarkeit des 1.06, Umbau des
Schulhofs

« Erweiterung des Raumangebots durch Anbau on OGS (Offene
Ganztagsschule)

" Vorgeschalteter Architekturwettbewerb.
Prüfung der Verlagerung der Feuerwehr für Erweiterungsbau an 065

Gemeinde Welver
Gemeinde Welver
Gemeinde Welver
Kurzfristig: Architekturwettbewerb

 

6.031.810 €
(125.000 für Wettbewerb, 5.044.207 € für Boumoßnahmen,862.603€ für

Plonungsleistungen, alles gemäß Kostenschätzung pesch partner)
6.031.810 €

4.222.267 € (70% der zuwendungsfähigen Ausgaben)

1.809.543 € (30% der zuwendungsfähigen Ausgaben)
9:13
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Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung eines Vorhabenbezo-
genen Bebauungsplaneszur Entwicklung eines „Sondergebietes für Photovol-
taikanlagen“ im Bereich des Ortsteiles Klotingen - Im Erlei

Sachdarstellung zur Sitzung am 06.03.2019:

Im Rahmen eines Erörterungsgespräches in der Verwaltung im Januar 2019 mit Vertretern
der „Windstrom RöBeck GbR" wurde die Absicht zur Planung eines Freiflächen-Solarparks
im Bereich der Gemeinde Welver vorgetragen. Betroffen ist das Grundstück der Gemarkung
Klotingen, Flur 1, Flurstück 48/1, direkt südlich der vorhandenen Bahnlinie (Bereich ehem.
Bahnübergang Im Erlei). Das Flurstück 48/1 ist im Flächennutzungsplan als „Fläche für die
Landwirtschaft‘ dargestellt.

Die Errichtung, der Betrieb und die Vergütung von Photovoltaikanlagen werden durch das
„Erneuerbare-Energien-Gesetz' (EEG) geregelt. Das EEGstellt auch die Grundlage für die
Auswahl möglicher Standorte für Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen dar. So werden u.a.
Standorte von bis zu 110 m Entfernung zu Schienenstreckengefördert.

Im Nachgang zu dem o.g. Erörterungsgespräch wurdedie als Anlage beigefügte Vorhaben-
beschreibung durch das planende Büro „enveco GmbH" vorgelegt. Alle weiteren Informatio-
nen sind dieser Beschreibung zu entnehmen.

Für ein solches Vorhabenist als planungsrechtliche Voraussetzung der Flächennutzungs-
plan zu ändern. Hier erfolgt anstatt der Ausweisung „Fläche für die Landwirtschaft" die Dar-
stellung als „Sondergebiet‘ (Zweckbestimmung „Photovoltaikanlagen“ oder „Erneuerbare
Energien — Freiflächenphotovoltaik“) Gleichzeitig erfolgt die Aufstellung eines Vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes,in dem u.a. der Standort der Anlagen,die Erschließung und die
Kompensation geregelt werden.

In der Sitzung wird die Planung durch den Vorhabenträger bzw. durch das planende Büro
vorgestellt. Beieiner Billigung der Planungergibt sich folgender



Beschlussvorschlag:

1:
Der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Planung, Naturschutz und Umwelt empfiehlt dem
Rat, die 39. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Welver gem. $ 2 Abs.1
BauGB i.V.m. $ 1 Abs. 8 BauGBzu beschließen.

Geltungsbereich:
Betroffen ist das Grundstück der Gemarkung Klotingen,Flur 1, Flurstück 48/1.

Inhalt der Änderung:
Die bisherige Darstellung „Fläche für die Landwirtschaft‘ wird zugunsten der Darstellung ei-

ner „Sonderfläche für Erneuerbare Energien- Freiflächenphotovoltaik* geändert.

2
Der Ausschussfür Gemeindeentwicklung, Planung, Naturschutz und Umwelt empfiehlt dem
Rat, die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 „Nutzung Erneuerba-

rer Energien (Sonnenenergie) gem. $ 12 BauGB,Ortsteil Klotingen.

Geltungsbereich:
Betroffen ist das Grundstück der Gemarkung Klotingen, Flur 1, Flurstück 48/1.

Inhalt ist die objektbezogene Planung zur Errichtung von Freiflächenphotovoltaikanlagen zur
Erzeugung vonSolarstrom.

3,
Die Bauleitplanverfahren werden gem. $ 8 Abs. 3 Satz 1 BauGB im Parallelverfahren durch-
geführt. Die Geltungsbereiche sind deckungsgleich.

4.
Die Verwaltung wird beauftragt, rechtzeitig einen Durchführungsvertrag mit Berücksichtigung

von Realisierungszeiten vorzubereiten.

5.
Durch den Vorhabenträger sind die Entwürfe zu den Bauleitplänen mit den Begründungen
undallen für die Beteiligungsverfahrenerforderlichen Unterlagen zu erstellen bzw.erstellen
zu lassen.

Beratung im GPNU am 06.03.2019:

Die Herren RöbenundChristenstellen in einem ausführlichen Vortrag das geplante Vorha-

ben auf ErrichtungeinerFreiflächen-Photovoltaikanlage vor.

Beschluss:
‚Auf Antrag der SPD-Fraktion beschließt der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Planung,

Naturschutz und Umwelt einstimmig, den Tagesordnungspunkt zur weiteren Beratung in die

Faktionen zu verweisen. Die Beratung im Ausschusssoll in der nächsten Sitzung fortgesetzt

werden.



Beratung im GPNU am 15.05.2019:

Im Zugeder Beratung führt AM Philliper aus, dass bei der Ausweisung von Sondergebieten

für Photovoltaikanlagen auch die Gemeinde Welver in einem gewissen Umfang profitieren
sollte, so dass nach Auffassung der Fraktion21 folgende „Oder-Forderungen* berücksichtigt
werdensollten:

1. Wenn diesem Vorhaben zugestimmt werdensoll, so wäre zu fordern, dass sich der Fir-
mensitz des Vorhabenträgers in Welver befindet.
2. Sofern der Firmensitz nicht in Welverliegt, sollte sich die Gemeinde entsprechendbeteili-
gen können- nicht zwingend als Muss-Voraussetzung, aber zumindest die Möglichkeitsollte
gegebensein-. Selbstverständlich müsse sich eine solche Beteiligung für alle Parteien wirt-

schaftlich rechnen.

3. Sofern die zwei zuvor genannten Forderungennicht greifen können,sollte zumindest die
zur Bebauung vorgesehenenFlächen biologisch bewirtschaftet werden.

Die Sitzung wird auf Antrag der SPD-Fraktion während der Beratung für 10 Minuten unter-

brochen.

Nachdem derAntrag des AM Daube,das Verfahren zur Änderung des Flächennutzungspla-
nes und zur Aufstellung eines Bebauungsplaneseinzuleiten, mehrheitlich abgelehnt wurde,

ergehtfolgender

Beschluss:

‚Auf Antrag der Fraktion Welver21 beschließt der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Pla-
nung, Naturschutz und Umwelt einstimmig, die Verwaltung zu beauftragen, für die weitere
Beratung und Beschlussfassung zum vorliegenden Antrag, die von der Fraktion Welver21
und der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen gestellten Forderungen und Fragen zu klären. Die
Beratung im Ausschusssoll dannin der nächsten Sitzung fortgesetzt werden.

Folgende Forderungen/ Fragen sind zu klären:

Fraktion Weiver21:

1. Eine Zustimmung zum Vorhaben kannnur erfolgen, wenn der Vorhabenträger/ Inves-
tor seinen Firmensitz in Welverhat,

oder

2. Sofern der Firmensitz nicht in Welverliegt, sollte sich die Gemeindebeteiligen kön-
nen,

und/oder

3. Die zur Bebauung mit Photovoltaikanlagen geplanten Flächensollten zumindestin

biologischer Weise genutzt werden.

Bündnis 90/ Die Grünen, (Fragen zum ausgewiesenen Sondergebietim Ortsteil Borgeln, die
analog aufdie geplanten Sondergebiete in Klotingen zu übertragen sind):

Welche Kompensationsmaßnahmensind vorgesehen?

Ist eine Abschirmung zum nahenSiedlungsbereich angedacht?
Sind Betriebsgeräusche oder Geräuschedurch Regenf.d.Anwohner wahrzunehmen?

Gibtes hinsichtlich der Auswirkungen auf das Vogelschutzgebiet eine Einschätzung

der ABU, LANUV, NABU oder anderer?

s
e
p
”



4

5. Welche Arten kommenvor und welche könnten negativ beeinträchtigt werden?

6. Ist die betroffene Flächehinsichtlich ihrer Bodengüte besonders wertvoll?
7. Gibt es ausreichendFlächefür Bio-Landwirte in der Gemeinde Welver?

Fragen grundsätzlicherArt:

1. Wie soll zukünftig Energie in der Gemeinde erzeugt werden? Gibtes hinsichtlich der
Nutzung von erneuerbaren Energien ein Konzept?

2. Gibt es die Möglichkeit, dass sich Bürger an dem Solarpark beteiligen?

Sachdarstellung zur Sitzung am 28.08.2019:

Vorbemerkung:

Es wird derzeit aufgrund von drei gleichlautenden Anträgen über die Ausweisung von Son-
derflächenfür die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen in verschiedenen Be-

reichen der Gemeinde Welver beraten. Aus Vereinfachungsgründen wird das Ergebnis des
Beteiligungsverfahrens nur unter einem Tagesordnungspunkt zu dieser Sitzung im Paketals
Anlage beigefügt. Dies auch, da die Behörden und Trägeröffentlicher Belangebei ihrer Stel-
lungnahmealle drei Standorte jeweils in einem Schreibeninhaltlich abgearbeitet haben.

In der Anlage sind die drei in Rede stehenden Bereiche und die in diesem Zusammenhang
bestehenden Fragendargestellt. Ziel war es, zumindest die Aspekte zu ermitteln und für die
weitere Beratung zusammenzutragen, die pauschal ohne nähere gutachterliche Untersu-
chungenbereits zu diesem Planungsstandvorliegen. Hierbei wurden die während der Bera-
tung im GPNU am 15.05.2019 gestellten Fragen entsprechend an die Fachbehörden und
Vorhabenträger weitergegeben.

Verwaltungsseitig wurde während der Beratung darauf hingewiesen, dass einige Aspekte
erst durch die Beteiligung anderer Fachbehörden bzw. durch eine gutachterliche Untersu-
chung ermittelt werden können und dass dies in der Regel im Rahmen der nach dem Bau-

gesetzbuch vorgeschriebenen Beteiligungsverfahren während der Änderung des Flächen-
nutzungsplanes bzw.der Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt. Die Notwendigkeit weite-
rer gutachterlicher Untersuchungen wird auch durch die beteiligten Stellen punktuell themati-
siert.

In diesem Vorverfahren wurdenfolgende Trägeröffentlicher Belange/ Behördenbeteiligt:
- ‚Arbeitsgemeinschaft Biologischer Umweltschutz im Kreis Soest e.V. (ABU)

Bundfür Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
Kreis Soest, Untere Landschaftsbehörde
Kreis Soestals Immissionsschutzbehörde

ai LandwirtschaftskammerNordrhein-Westfalen

Des Weiteren wurden die jeweiligen Vorhabenträger zur Beantwortung der aufgetretenen
Fragen um Stellungnahme gebeten.

‚Anmerkung: Die Naturschutzverbände haben auf die Beteiligung nicht reagiert; eine Stel-
lungnahmedieser Trägeröffentlicher Belangeliegt insofern nicht vor.

Beschlussvorschlag:

In Anbetrachtder bisher vorliegenden Aspekte, den sich aus der räumlichen Lage ergebenen
Randbedingungeneinhergehend mit einem geringen Konfliktpotential und der bereits vorlie-
genden Entwurfsplanung, steht die Verwaltung dem Antrag für den Bereich „Im Erlei" grund-
sätzlich positiv gegenüber. Vorbehaltlich der entwicklungspolitischen Entscheidungerfolgt zu
diesem Zeitpunkt kein konkreter Beschlussvorschlag. Bei einer entsprechendenBilligung
wird auf den Beschlussvorschlag zur Sitzung am 06.03.2019 verwiesen.



Beschluss des GPNU vom 28.08.2019:

A)
Der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Planung, Naturschutz und Umwelt beauftragt die

Verwaltung mit
9 Ja-Stimmen und
1 Nein-Stimme,

die Flächen im Bereich der Gemeinde Welver zu ermitteln, die für eine Ausweisung als

„Sonderfläche für Freiflächenphotovoltaikanlagen“ geeignet sind, um letztendlich nachfol-

gend eine Flächenobergrenze festlegen zu können.

B)
Der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Planung, Naturschutz und Umwelt empfiehlt dem

Rat mit
9 Ja-Stimmen und
1 Nein-Stimme,

die Entwicklung eines „Sondergebietes für Photovoltaikanlagen" im Bereich des Ortsteiles

Klotingen, Im Erlei, ins Verfahren zu bringen. In diesem Zusammenhang werden nachfol-

‚gende Einzelbeschlüsse empfohlen:

%

Der Rat beschließt die Einleitung des Verfahrens zur 39. Änderung des Flächennutzungs-

Planes der Gemeinde Welver gem. $ 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. & 1 Abs. 8 BauGB.

Geltungsbereich:
Betroffen ist das Grundstück der Gemarkung Klotingen,Flur 1, Flurstück 48/1.

Inhalt der Änderung:
Die bisherige Darstellung „Fläche für die Landwirtschaft‘ wird zugunsten der Darstellung ei-
ner „Sonderfläche für Erneuerbare Energien - Freiflächenphotovoltaik* geändert.

2.
Der Rat beschließt die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 „Nut-

zung Erneuerbarer Energien (Sonnenenergie)* gem. $ 12 BauGB,Ortsteil Klotingen.

Geltungsbereich:
Betroffen ist das Grundstück der Gemarkung Klotingen, Flur 1, Flurstück 48/1.

Inhaltist die objektbezogene Planungzur Errichtung vonFreiflächenphotovoltaikanlagen zur
Erzeugung von Solarstrom.

3.

Die Bauleitplanverfahren werden gem. $ 8 Abs. 3 Satz 1 BauGBim Parallelverfahren durch-

geführt. Die Geltungsbereiche sind deckungsgleich.

4.
Die Verwaltung wird beauftragt, rechtzeitig einen Durchführungsvertrag mit Berücksichtigung
von Realisierungszeiten vorzubereiten.

5.
Durch den Vorhabenträger sind die Entwürfe zu den Bauleitplänen mit den Begründungen

undallen für die Beteiligungsverfahrenerforderlichen Unterlagen zu erstellen bzw.erstellen

zu lassen.



 

 

GerDoryemehter Beschlussvorlage

| Fachbereich 3 Gemeindeentwicklung |Sachbearbeiter/in: Herr Große
Az: 61 Datum: 13.08.2019 

 

 

 

Bürgermeister (AirE 77 Allg. Vertreter
 

   
 

 

 

 

 

 

Fachbereichsleiter/in %o L Sachbearbeiterin f. Aktet.09

it je ‚Stimmenanteil
Beratungsfolge Top 92% Stzungs- Boratungsergebnis 3 an En

GPNU 3 oef |06.03.2019 einstimmig

GPNU #_| ost [15.05.2018 [einstimmig
GPNU 1 of ]28.08.2010 |; Mehmet, 3 z =
HFA + |vef MR.09.79
           
Änderungdes Flächennutzungsplanes und Aufstellung eines Vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplaneszur Entwicklung eines „Sondergebietes für Photovolta-
ikanlagen“im Bereich des Ortsteiles Borgeln

r: Antrag vom 11.02.2019

 

Sachdarstellung zur Sitzung am 06.03.2019:

Siehe beigefügten Antrag vom 11.02.2019!

Die antragsgegenständliche Flächeliegt westlich des Ortsteiles Borgeln/ südlich der vorhan-

denen Bahnlinie undist im Flächennutzungsplan der Gemeinde Welver als „Fläche für die
Landwirtschaft‘ dargestellt. Gleichzeitig liegt die Fläche im Landschafts- und Vogelschutzge-
biet. Die Errichtung, der Betrieb und die Vergütung von Photovoltaikanlagen werden durch das
„Erneuerbare-Energien-Gesetz“ (EEG) geregelt. Das EEGstellt auch die Grundlage für die

‚Auswahl möglicher StandortefürFreiflächen-Photovoltaik-Anlagen dar. So werdenu.a. Stand-
orte vonbis zu 110 m Entfernung zu Schienenstrecken gefördert.

DerAntragsteller plant unter Berücksichtigung der v.g. 110 m ein etwa 4 ha großes Gebiet

entlang der Bahnstrecke Hamm-Soest im Bereich des Ortsteiles Borgeln als Fläche für Pho-
tovoltaikanlagen zu nutzen. Aufgrund der unmittelbaren Lage an der Bahnstrecke weist die
Fläche eine starke Vorbelastung durch Lärm undeine Barrierewirkung für Tiere auf.

Für ein solches Vorhabenist als planungsrechtliche Voraussetzung der Flächennutzungsplan
zu ändern.Hier erfolgt anstatt der Ausweisung„Fläche für die Landwirtschaft" die Darstellung
als „Sondergebiet für Photovoltaikanlagen‘. Gleichzeitig erfolgt die Aufstellung eines vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes, in dem u.a. der genaue Standort der Anlagen und die Er-
schließung geregelt werden.

Nach Auskunft des Antragstellers hat es bereits erste Vorgespräche mit der Unteren Land-
schaftsbehörde gegeben. Aus Sicht des Landschaftsschutzes würden demnach zunächst
keine grundsätzlichen Bedenken bestehen, zumal die Nutzung erneuerbarer Energie prinzipi-
ell begrüßt werde.



2

‚AuchausSicht der Verwaltung bestehen ebenfalls keine grundsätzlichen Bedenken. Die Ge-
meinde kannmit einerpositiven Beschlussfassung zu denerforderlichen Bauleitplänen einen
Beitrag zum Ausbauundzur Nutzung erneuerbarer Energienleisten.

Der Vorhabenträgerbittet mit seinem Antrag zunächst um eine generelle Zustimmung, bevor
die weitere Planung in Auftrag gegeben wird. Aufbauend auf eine solche Zustimmungsollen
im nächsten Schritt die Entwürfe zur Änderung des Flächennutzungsplanes und zur Aufstel-
lung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes erarbeitet werden. Die Planung wird dann
dem AusschusszurBilligung undfür die weitere Beschlussfassung vorgestellt.

Beschlussvorschlag:

Der Ausschussfür Gemeindeentwicklung, Planung, Naturschutz und Umwelt begrüßt die Ab-
sicht zum Ausbau und zur Nutzung erneuerbarer Energien durch die Errichtung von Freiflä-
chen-Photovoltaikanlagen im Bereich des Ortsteiles Borgeln. Eine in diesem Sinne positive
Beschlussfassungzur Einleitung der Verfahren zur Änderungdes Flächennutzungsplanes und
zur Aufstellung eines Vorhabenbezogenen Bebauungsplaneswird in Aussicht gestellt.

Beschluss des GPNU vom 06.03.2019:

Auf Antrag der SPD-Fraktion beschließt der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Planung,
Naturschutz und Umwelt einstimmig, den Tagesordnungspunktzur weiteren Beratung in die

Faktionen zu verweisen. Die Verwaltung wird beauftragt, Kontakt mit dem Antragsteller aufzu-
nehmen, um zusätzliche Informationen zum Vorhabenfür die fraktionelle Besprechungzu er-

halten. Die Beratung im Ausschusssoll in der nächstenSitzungfortgesetzt werden.

Sachdarstellung zur Sitzung am 15.05.2019:

Im Nachgang zur Beschlussfassung des Ausschusses vom 06.03.2019 hat die Fraktion Bünd-

nis 90/ Die Grünen per 25.04.2019 einen Fragenkatalog vorgelegt. Viele dieser Fragen können
natürlich erst im Zuge des weiteren Verfahrens nacheiner gutachterlichen Überprüfung bezo-
gen auf den konkreten Standort beantwortet werden. Der Antragsteller hat nun in einem wei-

teren Schreiben entsprechend der Beschlussfassung des Ausschusseszusätzliche Angaben
zu seinem Vorhaben gemacht. Die Fragen der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen haben ihm
auch vorgelegen. Er verweist u.a. auf unabhängige Quellen für weitere Informationen. Das

Schreiben des Antragstellers mit den entsprechenden Anlagenliegt dieser Beschlussvorlage
bei.

Beratung im GPNU am 15.05.2019:

Im Zugeder Beratung führt AM Philliper aus, dass bei der Ausweisung von Sondergebieten
für Photovoltaikanlagen auch die Gemeinde Welver in einem gewissen Umfangprofitieren

sollte, so dass nach Auffassung der Fraktion21 folgende „Oder-Forderungen" berücksichtigt
werdensollten:

1. Wenn diesem Vorhaben zugestimmt werdensoll, so wäre zufordern,dasssich der Firmen-
sitz des Vorhabenträgers in Welver befindet.

2. Sofern derFirmensitz nicht in Welverliegt, sollte sich die Gemeinde entsprechendbeteiligen
können- nicht zwingend als Muss-Voraussetzung, aber zumindest die Möglichkeit sollte ge-
geben sein -. Selbstverständlich müsse sich eine solche Beteiligung für alle Parteien wirt-
schaftlich rechnen.
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3. Sofern die zwei zuvor genannten Forderungennicht greifen können,sollte zumindest die
zur Bebauung vorgesehenenFlächen biologisch bewirtschaftet werden.

Die Sitzung wird auf Antrag der SPD-Fraktion während der Beratung für 10 Minuten unterbro-
chen.

Nachdem derAntrag desAM Daube,das Verfahren zur Änderung des Flächennutzungsplanes
und zur Aufstellung eines Bebauungsplaneseinzuleiten, mehrheitlich abgelehnt wurde, ergeht

folgender

Beschluss:

‚Auf Antrag der Fraktion Welver21 beschließt der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Pla-
nung, Naturschutz und Umwelt einstimmig, die Verwaltung zu beauftragen,für die weitere Be-
ratung und Beschlussfassung zum vorliegenden Antrag, die von der Fraktion Welver21 und
der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünengestellten Forderungen und Fragenzuklären. Die Bera-
tung im Ausschusssoll dannin der nächstenSitzung fortgesetzt werden.

Folgende Forderungen/Fragen sind zu klären:

Fraktion Welver21:

1. Eine Zustimmung zum Vorhaben kannnurerfolgen, wenn der Vorhabenträger/ Inves-
tor seinen Firmensitz in Welver hat,

oder

2. Sofern der Firmensitz nicht in Welverliegt, sollte sich die Gemeindebeteiligen kön-
nen,

und/oder

3. Die zur Bebauung mit Photovoltaikanlagengeplanten Flächensollten zumindest in
biologischer Weise genutzt werden.

Bündnis 90/ Die Grünen, (Fragen zum ausgewiesenen Sondergebietim Ortsteil Borgeln, die

analogauf die geplanten Sondergebiete in Klotingen zu übertragensind):

1. Welche Kompensationsmaßnahmensind vorgesehen?
2. Ist eine Abschirmung zum nahen Siedlungsbereich angedacht?
3. Sind Betriebsgeräusche oder Geräusche durch Regenfür die Anwohner wahrzuneh-

men?
4. Gibt es hinsichtlich der Auswirkungen auf das Vogelschutzgebiet eine Einschätzung

der ABU, LANUV, NABUoder anderer?
5. Welche Arten kommenvor und welche könnten negativ beeinträchtigt werden?
6. Ist die betroffene Flächehinsichtlich ihrer Bodengüte besonders wertvoll?
7. Gibt es ausreichend Flächefür Bio-Landwirte in der Gemeinde Welver?

Fragen grundsätzlicher Art:
1. Wie soll zukünftig Energie in der Gemeinde erzeugt werden? Gibt es hinsichtlich der

Nutzung von erneuerbaren Energien ein Konzept?
2. Gibt es die Möglichkeit, dass sich Bürger an dem Solarpark beteiligen?



Sachdarstellung zur Sitzung am 28.08.2019:

Vorbemerkung:

Es wird derzeit aufgrund von drei gleichlautenden Anträgen über die Ausweisung von Son-

derflächenfür die Errichtung vonFreiflächen-Photovoltaikanlagenin verschiedenen Berei-

chen der Gemeinde Welverberaten. Aus Vereinfachungsgründenwird das Ergebnis des Be-

telligungsverfahrens nur unter einem Tagesordnungspunkt zu dieser Sitzung im Paket als An-
lage beigefügt. Dies auch,da die Behörden und Trägeröffentlicher Belangebeiihrer Stellung-

nahmealle drei Standorte jeweils in einem Schreibeninhaltlich abgearbeitet haben.

In der Anlage sind die drei in Rede stehenden Bereiche unddie in diesem Zusammenhang

bestehenden Fragen dargestellt. Ziel war es, zumindest die Aspekte zu ermitteln und für die

weitere Beratung zusammenzutragen,die pauschal ohne nähere gutachterliche Untersuchun-

genbereits zu diesem Planungsstand vorliegen.Hierbei wurden die währendder Beratung im
GPNU am 15.05.2019 gestellten Fragen entsprechend an die Fachbehörden und Vorhaben-

träger weitergegeben.

Verwaltungsseitig wurde während der Beratung darauf hingewiesen,dass einige Aspekte erst

durch die Beteiligung anderer Fachbehörden bzw. durch eine gutachterliche Untersuchung

ermittelt werden können unddassdies in der Regel im Rahmender nach dem Baugesetzbuch

vorgeschriebenen Beteiligungsverfahren während der Änderung des Flächennutzungsplanes
bzw. der Aufstellung des Bebauungsplaneserfolgt. Die Notwendigkeit weiterer gutachterlicher
Untersuchungenwird auch durchdie beteiligten Stellen punktuell thematisiert.

In diesem Vorverfahren wurdenfolgende Trägeröffentlicher Belange/ Behördenbeteiligt:

= ‚Arbeitsgemeinschaft Biologischer Umweltschutz im Kreis Soeste.V. (ABU)

. Bundfür Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

- Kreis Soest, Untere Landschaftsbehörde

“ Kreis Soestals Immissionsschutzbehörde

- Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen

Des Weiteren wurdendie jeweiligen Vorhabenträger zur Beantwortung der aufgetretenen Fra-

gen um Stellungnahmegebeten.

Anmerkung: Die Naturschutzverbände haben auf die Beteiligung nicht reagiert; eine Stellung-
nahme dieser Trägeröffentlicher Belangeliegt insofern nicht vor.

Beschlussvorschlag:
Vorbehaltlich der entwicklungspolitischen Beratung erfolgt verwaltungsseitig zu diesem Zeit-

punkt kein Beschlussvorschlag.

Beschluss des GPNU vom 28.08.2019:

Nach der Beratung des Ergebnisses des durchgeführten Vorverfahrens empfiehlt der Aus-

schuss für Gemeindeentwicklung, Planung, Naturschutz und Umwelt dem Rat mit

8 Ja-Stimmen und
2 Nein-Stimmen,

das Vorhaben zur Entwicklung eines „Sondergebietesfür Photovoltaikanlagen" im Bereich des

Ortsteiles Borgeln, Am Klei, abzulehnen unddie Einleitung der notwendigen Bauleitplanver-

fahrennicht zu beschließen.
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ÄnderungdesFlächennutzungsplanes und Aufstellung eines Vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes zur Entwicklung eines „Sondergebietes für Photovol-
taikanlagen“ im Bereich des Ortsteiles Klotingen - Hohe Brücke

: Antrag vom 22.04.2019  

 

Siehe beigefügten Antrag vom 22.04.2019!

Durchden v.g. Antrag wird die Realisierung von Photovoltaikanlagenauf einer weiteren Fläche
in unmittelbarer Nähe der vorhandenen Bahnstrecke angestrebt. Verwaltungsseitig wird auf
die Sachdarstellung zu der beantragten Fläche im Bereich des Ortsteiles Borgeln verwiesen,
die inhaltlich gleichlautend ist und nachfolgend auf den aktuellen Antrag zugeschnitten wie-
dergeben wird:

Die antragsgegenständliche Flächeliegt nördlich der vorhandenen Bahnlinie in der Gemar-
kungKlotingen undist im Flächennutzungsplan der Gemeinde Welverals „Flächefürdie Land-
wirtschaft“ dargestellt. Gleichzeitig liegt die Fläche im Landschaftsschutzgebiet. Die Errich-
tung,derBetrieb und die Vergütung von Photovoltaikanlagen werden durch das „Erneuerbare-
Energien-Gesetz“ (EEG) geregelt. Das EEGstellt auch die Grundlagefür die Auswahl mögli-
cher Standorte für Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen dar. So werden u.a. Standorte von bis zu
110 m Entfernung zu Schienenstreckengefördert.

DerAntragsteller plant unter Berücksichtigung der v.g. 110 m ein etwa 1 ha großes Gebiet

entlang der Bahnstrecke Hamm-Soestim Bereich desOrtsteiles Klotingenals Fläche für Pho-
tovoltaikanlagen zu nutzen. Aufgrund der unmittelbaren Lage an der Bahnstrecke weist die
Flächeeine starke Vorbelastung durch Lärm und eine Barrierewirkungfür Tiere auf.

Fürein solches Vorhabenist als planungsrechtliche Voraussetzung der Flächennutzungsplan
zu ändern.Hier erfolgt anstatt der Ausweisung „Fläche für die Landwirtschaft‘ die Darstellung
als „Sondergebiet für Photovoltaikanlagen*. Gleichzeitig erfolgt die Aufstellung eines vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes,in dem u.a. der genaue Standort der Anlagen und die Er-
schließung geregelt werden.
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Auch aus Sicht der Verwaltung bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Gemeinde
kann mit einer positiven Beschlussfassung zu den erforderlichen Bauleitplänen einen Beitrag
zum Ausbau und zur Nutzung erneuerbarerEnergienleisten.

DerAntragsteller weist in seinem Fall daraufhin, dass neben der Nutzungfür Photovoltaikan-
lagen auch eine Nutzung durch Freilandhühner geplantsei. Im südöstlichen Grundstücksbe-
reich soll in diesem Zusammenhang aucheine entsprechendeStallanlage (zunächstals Mo-
bilstall, später ggf. als Massivbau)errichtet werden.

Der Vorhabenträgerbittet mit seinem Antrag zunächst um eine generelle Zustimmung,bevor

die weitere Planung in Auftrag gegebenwird. Aufbauendauf eine solche Zustimmungsollen
im nächsten Schritt die Entwürfe zur Änderung des Flächennutzungsplanes und zur Aufstel-
lung des vorhabenbezogenen Bebauungsplaneserarbeitet werden. Die Planung wird dann

dem AusschusszurBilligung undfür die weitere Beschlussfassung vorgestellt.

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Planung, Naturschutz und Umwelt begrüßt die Ab-
sicht zum Ausbau und zur Nutzung erneuerbarer Energien durch die Errichtung von Freiflä-
chen-Photovoltaikanlagen im Bereich des Ortsteiles Klotingen. Eine in diesem Sinne positive
Beschlussfassung zurEinleitung der Verfahren zur Änderungdes Flächennutzungsplanes und

zur Aufstellung eines Vorhabenbezogenen Bebauungsplaneswird in Aussicht gestellt.

Beratung im GPNU am 15.05.2019:

Im Zuge der Beratung führt AM Philliper aus, dass bei der Ausweisung von Sondergebieten
für Photovoltaikanlagen auch die Gemeinde Welver in einem gewissen Umfangprofitieren
sollte, so dass nach Auffassung der Fraktion21 folgende „Oder-Forderungen" berücksichtigt
werdensollten:

1. Wenn diesem Vorhaben zugestimmt werdensoll, so wärezufordern,dass sich der Firmen-
sitz des Vorhabenträgers in Welver befindet.

2. Sofern der Firmensitz nicht in Welverliegt, sollte sich die Gemeinde entsprechendbeteiligen

können- nicht zwingend als Muss-Voraussetzung, aber zumindest die Möglichkeit sollte ge-

geben sein -. Selbstverständlich müsse sich eine solche Beteiligung für alle Parteien wirt-

schaftlich rechnen.

3, Sofern die zwei zuvor genannten Forderungennicht greifen können,sollte zumindest die

zur Bebauung vorgesehenenFlächenbiologisch bewirtschaftet werden.

Die Sitzung wird auf Antrag der SPD-Fraktion während der Beratung für 10 Minuten unterbro-

chen.

Nachdem derAntrag desAM Daube,das Verfahren zur Änderungdes Flächennutzungsplanes

und zur Aufstellung eines Bebauungsplaneseinzuleiten, mehrheitlich abgelehnt wurde, ergeht

folgender

Beschluss:

‚Auf Antrag der Fraktion Welver21 beschließt der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Pla-

nung, Naturschutz und Umwelt einstimmig, die Verwaltung zu beauftragen, für die weitere Be-

ratung und Beschlussfassung zum vorliegenden Antrag,die von der Fraktion Welver21 und

der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünengestellten Forderungen und Fragenzuklären. Die Bera-

tung im Ausschusssoll dannin der nächsten Sitzungfortgesetzt werden.



Folgende Forderungen/ Fragensind zu klären:

Fraktion Welver21:

1. Eine Zustimmung zum Vorhaben kann nurerfolgen, wenn der Vorhabenträger/ Inves-
tor seinen Firmensitz in Welverhat,

oder

2. Sofern der Firmensitz nicht in Welverliegt, sollte sich die Gemeindebeteiligen kön-
nen,

und/oder

3. Die zur Bebauung mit Photovoltaikanlagen geplanten Flächensollten zumindestin
biologischer Weise genutzt werden.

Bündnis 90/ Die Grünen, (Fragen zum ausgewiesenen Sondergebiet im Ortsteil Borgeln, die
analog auf die geplanten Sondergebiete in Klotingen zu übertragen sind):

1. Welche Kompensationsmaßnahmensind vorgesehen?
2. Ist eine Abschirmung zum nahen Siedlungsbereich angedacht?
3. Sind Betriebsgeräusche oder Geräusche durch Regenfür die Anwohner wahrzuneh-

men?
4. Gibt es hinsichtlich der Auswirkungenauf das Vogelschutzgebiet eine Einschätzung

der ABU, LANUV, NABUoder anderer?
5. Welche Arten kommen vor und welche könnten negativ beeinträchtigt werden?
6. Ist die betroffene Flächehinsichtlich ihrer Bodengüte besonders wertvoll?
7. Gibt es ausreichend Flächefür Bio-Landwirte in der Gemeinde Welver?

Fragen grundsätzlicher Art:

1. Wie soll zukünftig Energie in der Gemeinde erzeugt werden? Gibt es hinsichtlich der
Nutzung von erneuerbaren Energien ein Konzept?

2. Gibt es die Möglichkeit, dass sich Bürger an dem Solarpark beteiligen?

Sachdarstellung zur Sitzung am 28.08.2019:

Vorbemerkung:
Es wird derzeit aufgrund von drei gleichlautenden Anträgen über die Ausweisung von Son-
derflächenfür die Errichtung vonFreiflächen-Photovoltaikanlagenin verschiedenenBerei-
chen der Gemeinde Welver beraten. Aus Vereinfachungsgründen wird das Ergebnis des Be-
teiligungsverfahrensnurunter einem Tagesordnungspunktzu dieser Sitzung im Paket als An-
lage beigefügt. Dies auch, da die Behörden und Trägeröffentlicher Belangebeiihrer Stellung-
nahmealle drei Standorte jeweils in einem Schreibeninhaltlich abgearbeitet haben.

In der Anlage sind die drei in Rede stehenden Bereiche und die in diesem Zusammenhang
bestehenden Fragendargestellt. Ziel war es, zumindest die Aspekte zu ermitteln und für die
weitere Beratung zusammenzutragen,die pauschal ohne nähere gutachterliche Untersuchun-
genbereits zu diesem Planungsstandvorliegen. Hierbei wurden die währendder Beratung im
GPNU am 15.05.2019 gestellten Fragen entsprechend an die Fachbehörden und Vorhaben-
träger weitergegeben.



Verwaltungsseitig wurde während der Beratung darauf hingewiesen,dasseinige Aspekte erst

durch die Beteiligung anderer Fachbehörden bzw. durch eine gutachterliche Untersuchung

ermittelt werden könnenunddassdies in der Regel im Rahmender nach dem Baugesetzbuch

vorgeschriebenenBeteiligungsverfahren während der Änderungdes Flächennutzungsplanes

bzw. der Aufstellung des Bebauungsplaneserfolgt. Die Notwendigkeit weiterer gutachterlicher
Untersuchungenwird auch durch die beteiligten Stellen punktuell thematisiert.

In diesem Vorverfahren wurdenfolgende Trägeröffentlicher Belange/ Behördenbeteiligt:

- ‚Arbeitsgemeinschaft Biologischer Umweltschutz im Kreis Soeste.V. (ABU)

- Bundfür Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
- Kreis Soest, Untere Landschaftsbehörde

- Kreis Soest als Immissionsschutzbehörde
E Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen

Des Weiteren wurdendie jeweiligen Vorhabenträger zur Beantwortungderaufgetretenen Fra-
gen umStellungnahmegebeten.

‚Anmerkung: Die Naturschutzverbände habenaufdie Beteiligung nicht reagiert; eine Stellung-

nahmedieser Trägeröffentlicher Belangeliegt insofern nicht vor.

Beschlussvorschlag:
Vorbehaltlich der entwicklungspolitischen Beratung erfolgt verwaltungsseitig zu diesem Zeit-

punkt kein Beschlussvorschlag.

Beschluss des GPNU vom 28.08.2019:

Nach der Beratung des Ergebnisses des durchgeführten Vorverfahrens empfiehlt der Aus-

schuss für Gemeindeentwicklung,Planung, Naturschutz und Umwelt dem Rateinstimmig, das

Vorhabenzur Entwicklung eines „Sondergebietesfür Photovoltaikanlagen* im Bereich des Ort-

steiles Klotingen, Hohe Brücke, abzulehnen unddie Einleitung der notwendigen Bauleitplan-

verfahrennicht zu beschließen.
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34. Änderungdes Flächennutzungsplanesund5. Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 5 „Gewerbepark“, Ortsteil Scheidingen
hi 1. Ergebnis der Öffentlichen Auslegung gem. $ 3 Abs. 2 BauGB und der

Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägeröffentlicher Belange
gem. $ 4 Abs. 2 BauGB

2. Ergebnis der erneuten Öffentlichen Auslegung gem. $ 3 Abs. 2 BauGB
undderBeteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange gem.$ 4a Abs. 3 BauGB

3. Feststellungsbeschlusszur 34. Änderung des FNP
4. Satzungsbeschluss gem. $ 10 Abs. 1 BauGBzur B-Planänderung

  

Sachdarstellung zurSitzung am 15.05.2019:

Im Rahmendero.g. Bauleitplanverfahren wurde zwischenzeitlich die öffentliche Auslegung
gem. $ 3 Abs. 2 BauGB unddie Beteiligung der Behörden und anderen Trägeröffentlicher
Belange gem. $ 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt. Die eingegangenenStellungahmensind als
‚Anlage beigefügt. Im Anschluss an das Beteiligungsverfahren wurden die notwendigen ökolo-
gischen Kompensationsmaßnahmen noch einmal mit der Unteren Landschaftsbehörde erör-
tert und eine geeignete Fläche für die Ausgleichsmaßnahmenfestgelegt. (Siehe Abwägung zu
Ifd.- Nr. 14 Kreis Soest). Der Bebauungsplan wurde nun um die planexterne Ausgleichsfläche
ergänzt, so dass bezogenauf diese Ergänzungals nächster Verfahrensschritt gem. & 4 Abs.

3 BauGBeine erneute Beteiligung mit der Möglichkeit zur Stellungnahmedurchzuführenist.
Dabei kann bestimmt werden, dass Stellungnahmen nur zu dem ergänzten Teil abgegeben
werden können. Die Dauer der erneuten Auslegungwird angemessenverkürzt.

Beschlussvorschlag:

1
Siehe Einzelbeschlüsse zu den eingegangenenStellungnahmen!

2.
‚Aufgrund der Ergänzung des Entwurfesnach der öffentlichen Auslegung beschließt der Aus-
schuss für Gemeindeentwicklung, Planung, Naturschutz und Umwelt gem. $ 4 Abs. 3 BauGB
die erneute öffentliche Auslegung gem. $ 3 Abs. 2 BauGB.Es wird bestimmt, dass Stellung-
nahmen nur zu den ergänzten Teilen abgegeben werden können. Die Dauer der Auslegung
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wird angemessen verkürzt. Da durch die Ergänzung die GrundzügederPlanung nicht berührt
werden, wird die Einholung derStellungnahmenauf die von der Ergänzungbetroffene Öffent-
lichkeit sowie die berührten Behörden und sonstigen Trägeröffentlicher Belange beschränkt.

Sachdarstellung zurSitzung am 28.08.2019:

Die Entwürfe zu den o.g. Bauleitplänen haben gem. $ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom
20.08.2018 bis 22.09.2018 öffentlich ausgelegen. Der Ausschuss für Gemeindeentwicklung,
Planung, Naturschutz und Umwelt der Gemeinde Welverhatin seiner Sitzung am 15.05.2019
über das Ergebnis der öffentlichen Auslegung beraten. Da nach deröffentlichen Auslegung
eine Ergänzunghinsichtlich der externen Kompensationsfläche erfolgte, hat der Ausschuss
gem. $ 4 Abs. 3 BauGBdie erneute öffentliche Auslegung nach $ 3 Abs. 2 BauGB beschlos-
sen. Es wurde dabei bestimmt, dass Stellungnahmennur zu den ergänzten Teilen abgegeben
werden können.

Ergänzt wurde der Geltungsbereich um die externe Kompensationsfläche im Ortsteil Borgeln.
Es handelt sich um dasFlurstück 4 der Gemarkung Borgeln, Flur 6, südlich der vorhandenen
Bahnlinie, östlich der Straße „Am Bahnhof“,nördlich der Straße „Uhlenburg‘. Die mit der Än-
derung der v.g. Bauleitpläne verbundenen ökologischen Ausgleichsmaßnahmenerfolgen auf
dieser externen Kompensationsfläche.

Entsprechend der Beschlussfassung vom 15.05.2019 wurde die erneute öffentliche Auslegung
in der Zeit vom 24.06.2019 bis 25.07.2019 durchgeführt. Die Beteiligung der Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belang erfolgte parallel. Die eingegangenenStellungnahmen
sind als Anlage beigefügt. Zum Abschluss der Verfahrenist der Feststellungs- bzw. Satzungs-
beschluss zu fassen.

Beschlussvorschlag:

a)
Siehe beigefügte Einzelbeschlüsse zu den eingegangenenStellungnahmen!

b)
Der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Planung, Naturschutz und Umwelt empfiehlt dem
Rat, den Entwurf zur 34. Änderung des Flächennutzungsplanes, bestehend aus Planzeich-
nung und Begründungeinschließlich des Umweltberichts förmlich zu beschließen (Feststel-
lungsbeschluss).
Die Verwaltung wird beauftragt, die Genehmigung gem. $ 6 Abs. 1 BauGB bei der Höheren
Verwaltungsbehörde zu beantragen und die Änderung anschließend durch öffentliche Be-
kanntmachungin Kraft zu setzen.

%)
Der Ausschussfür Gemeindeentwicklung, Planung, Naturschutz und Umwelt empfiehlt dem
Ra, die 5. Änderung des BebauungsplanesNr. '5 „Gewerbepark“, Ortsteil ‚Scheidingen, gem.
$ 10 Abs. 1 BauGBals Satzung unddie Begründungeinschließlich Umweltbericht zu beschlie-
Ben.



‚Gemeinde Welver - 5. Änderungdes BebauungsplansNr. 5 - „Gewerbepark“ im OT sı
Erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der

Gemeinde Welver

;owie 34. Änderung des Flächennutzungsplans
Nachbargemeindennach $ 4a Abs. 3 BauGB

5. Änderung des BebauungsplansNr. 5 - „Gewerbepark“ im OT Scheidingen sowie 34. Änderungdes Flächennutzungsplans

Ergebnisseder erneuten Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägeröffentlicher Belange gem. $ 4a Abs. 3 BauGB

Die erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (T6B) gem. $-4a Abs. 3 BauGB fand im Zeitraum vom 24.06.2019 bis
25.07.2019 statt. Das Ergebnis der erneuten, eingeschränktenBeteiligungist dı
Stellungnahmenzu entnehmen.

ler nachfolgenden Zusammenstellung derin diesem Zeitraum eingegangenen

 

Inhalt der Stellungnahme ‚Abwägung / Beschlussvorschlag
 

1. Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen,Stellungnahme vom 12.07.2019
 

zu Ihren Amtshilfeersuchen in den 0. a. Angelegenheiten nehme ich aufgrund der
mir übergebenen Unterlagen als Träger des öffentlichen Belangs Landwirtschaft wie
folgt Stellung.

Die nun vorliegende 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 5 sieht eine Neuberech-
nung der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung vor. Es beabsichtigt für die Aı
weisung des Gewerbepark, Ortsteil Scheicdingen zusätzliche externe Kompensati-
‚onsmaßnahmenin der Gemarkung Borgeln, Flur 6, Flurstück 4 durchzuführen. Bei
den vorgesehenen Kompensationsmaßnahmensoll Ackerland in eine artenreiche
Mähwiese umgewandelt werden. Es wird diesseits davon ausgegangen,dassdiese
Nutzungsänderung einvernehmlich mit dem Pächter geregelt wird.

 

‚Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegenüberden nunvorlie-
genden Planungen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU: _instimami'y
HA

 

 

2. Bezirksregierung Arnsberg, Allgemeine Landeskultur/Agrarstruktur und integrierte Landentwicklung,Stellungnahme vom 18.06.2019
 

‚Aus Sicht der allgemeinen Landeskultur/Agrarstruktur und Landentwicklung
bestehen für die 0.9. Maßnahmekeine Bedenken. Die Stellungnahmewird zur Kenntnis genommen.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:unshmmig
HFA__
RA

 

 
 

 



Gemeinde Welver- 5. Änderungdes BebauungsplansNr. 5 - „Gewerbepark“ im OT sowie 34. ÄnderungdesFlächennutzungsplans

Erneute Beteiligung der Behörden und sonstigenTräger öffentlicher Belange und der Nachbargemeinden nach $ 42 Abs. 3 BauGB

 

Inhalt der Stellungnahme ‚Abwägung / Beschlussvorschlag
 

3. LWL, Stellungnahmen vom 24.06.2019
 

für die Übersendung der O.g. Planunterlagen bedankenwir uns.

Wir verweisen auf den im Bebauungsplan genanntenPunkt „Bodendenkmäler“.
‚Ansonstenbestehen unsererseits keine Bedenken.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.Der Bebauungsplan enthält einen ent-
‚sprechendentextlichen Hinweis zur möglichen Entdeckungbislang unbekannter Bo-
dendenkmäler.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:_BinsHamamı'y
HFA:
RAT:

   

 

4. Kreis Soest, Planung und Entwicklung,Stellungnahme vom 07.06.2019
 

die 0. g. Planung wurde hier mit den zuständigen Dienststellen und Abteilungen der
Verwaltung besprochen. Im Einvernehmenmit diesen gebe ich folgende Stellung-
nahmeab:

Gegendie 34. Änderung des Flächennutzungsplanes und die 5. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 5 "Gewerbepark", OT Scheidingen bestehen immissions-
schutzrechtlich grundsätzlich keine Bedenken.

Die Stellungnahme vom 01.08.2018 behält in dieser Hinsicht ihre Gültigkeit.

‚AusSicht des vorbeugenden Immissionsschutzes wird eine schalltechnische Unter-
suchung mit der Vergabe von Lärmkontingenten für die in der Begründung zum
FNP unter Punkt 7 genannten Teilflächen empfohlen.
So wird die Ausschöpfung und Einhaltung zulässiger Immissionsrichtwerte unter
Berücksichtigung aller Gewerbeflächen geregelt und dem „Windhundprinzip"
entgegengewirkt.
Wesentlich für die schaltechnische Betrachtung ist die Berücksichtigungaller
Immissionsaufpunkte mit unterschiedlichen Schutzansprüchen. Dies sind Wohnun-
‚gen im Plangebiet selbst, sowie die Umweltbericht unter 2.1.7 genannte südöst-
lich gelegene Hofstelle (40 Meter Entfernung) und der nordöstliche Ortsrand des
Ortsteils Scheidingen (80 Meter Entfernung).

 

Die Forderung von immissionsschutzrechtlichen Gutachten im jeweiligen Baugeneh-
migungsverfahren ist der Behörde für Immissionsschutz des Kreises Soest vorbe-
halten.  

Es wird zur Kenntnis genommen,dassseitens der Unteren Immissionsschutzbe-
hörde keine grundsätzlichen Bedenken gegen die Planung bestehen.

Der Empfehlung vom Juni 2018 aus der vorgezogenen Trägerbeteiligung für eine
schalltechnische Untersuchung zur Vergabe von Lärmkontingenten wird nach wie
vor nicht gefolgt.
Die empfohlene Festsetzung einer Lärmkontingentierungauf Grundlage einer
schalltechnischen Untersuchung, mit dem Hinweis damit dem sog. „Windhund-
Prinzip" entgegenzuwirken, erscheint vor dem Hintergrund, dass fast alle Grund-
stücke im Gewerbegebiet Scheicdingen bereits gewerblich genutzt werden, hier
nicht das geeignete Instrument zur Sicherstellung des Immissionsschutzes.
Die im Gewerbegebiet bestehenden Gewerbebetriebe werden auf Grundlage von
erteilten Genehmigungen betrieben und genießen auf dieser Grundlage ohnehin
Bestandsschutz. Im Rahmen der erteilten Genehmigungen warendie immi
onsschutzrechtlichen Anforderungen bezüglich der umgebenden Nutzungen
maßgeblich zu beachten. Bei Änderungen,Erweiterungen bestehender oder der
Errichtung neuer Anlagen sind wiederum entsprechende Genehmigungenerfor-
derlich, bei denendie jeweils relevanten gesetzlichen Regelwerke und Anforde-
rungen (BauO NRW, BlmSchG sowie relevante BlmSchVO's, TA Lärm, TA Luft
etc.) gelten und anzuwendensind.

 

Die Flächen im Gewerbegebiet Scheidingen werdenbereits weitgehend durch
Gewerbebetriebe genutzt. Planungsrechtliche Grundlage ist der Bebauungsplan
Nr. 5 in seinerderzeit rechtsgültigen Fassung,derdie festgesetzten Gl-Flächen
‚gem. $ 1 Abs. 4 BauNVOnach der Art der Betriebe und Anlagen und deren be-
sonderen Bedürfnissen und Eigenschaften auf der Grundlage des Abstandserlas-
ses NRW aus dem Jahr 1982 gliedert.
 

 



‚Gemeinde Welver - 5. Änderungdes BebauungsplansNr. 5 - „Gewerbepark“ im OT sowie 34. Änderungdes Flächennutzungsplans
Erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der Nachbargemeindennach $ 4a Abs. 3 BauGB
 

Inhalt der Stellungnahme Abwägung / Beschlussvorschlag
 

  

Mit der 5. Änderung des Bebauungsplanserfolgt lediglich die planungsrechtliche
Sicherung der im Gewerbegebiet Scheidingen bereits weitgehend gewerblich ge-
nutzten Grundstücke. Dies betrifft insbesondere die bisher im rechtskräftigen Be-
bauungsplan als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzten Grundstücke, die
bereits seit Jahren gewerblich genutzt werden. Die 5. Änderung passt damit die
Festsetzungenim Geltungsbereich des BebauungsplansNr. 5 an die vorhandene
Bestandssituation an. Dies beinhaltet auch die Anpassung der bisherigen Gliede-
fung der Gewerbe- und Industriegebietsflächen (nach dem Abstandserlass NRW
1982) auf Grundlage desaktuellen Abstandserlasses NRW 2007.

Der Abstandserlass NRW enthält Leitlinien zu der Frage, wannim Hinblick auf
den immissionsschutzrechtlichen Aspekt des $ 50 Satz 1 BlmSchGausreichende
Schutzabstände typischerweise vorliegen. Ergibt für eine Vielzahl von Anlagen
‚Abstände an, beideren Einhaltung regelmäßig, d.h. ohneEinzelfallprüfung, Ge-
fahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen durch den (Normal-)
Betrieb derjeweiligen Anlage in benachbarten Wohngebieten auszuschließen
sind, wenn die betreffende Anlage dem Stand der Technik entspricht. Dem Ab-
standserlass NRW liegt also eine typisierende Betrachtung von Anlagen undih-
rem Emissisonsverhalten zugrunde. Dabei ist die typisierende Zuordnungder An-
lagenzu den jeweiligen Abstandsklassenim aktuellen Abstandserlasses NRW
2007 gegenüberdem alten Abstandserlass von 1982 im Grundsatz gleich geblie-
ben.Allerdingsist die Liste der aufgeführten Anlagen im neuen Abstandserlass
länger unddifferenzierterals im alten und für einzelne Anlagenarten haben sich
die typischerweise ausreichenden Schutzabstände auch verändert.

   

Durchdie mit der Bebauungsplan-Änderungerfolgten Anpassung der Festset-
zungenan den aktuellen Abstandserlass NRW 2007 sind im südlichen Teil des
Geltungsbereiches (Teilflächen GE und GI1) nach wie vor die Anlagen zulässig,
bei denen nach dem Abstandserlass ein Abstand von 200 m zum nächsten
Wohngebiet ausreichendist. Im mittleren Teil des Geltungsbereiches(Teilflächen
G1 2) sind die Anlagen zulässig, bei denen nach dem Abstandserlass ein Abstand
von 300 m zum nächsten Wohngebiet ausreicht und im nördlichenTeil (Teilfläche
GI 3) sind Anlagenzulässig, bei denen nach dem Abstandserlass ein Abstand
von 500 m zum nächsten Wohngebiet ausreicht. Vor dem Hintergrund dertypi-
sierenden Betrachtung der Abstandsliste werden sowohlin denTeilflächen GE
und GI1 als auchin den Teilflächen GI2 jeweils die Anlagen der nächst höheren
Abstandsklasse als ausnahmsweise zulässig festgesetzt, wenn nachgewiesen
wird, dass die von ihnen ausgehenden Emissionen, die vondenallgemein zuläs-
sigen Anlagen üblicherweise ausgehenden Emissionen nicht überschreiten.
  



Gemeinde Welver - 5. Änderung des BebauungsplansNr. 5 - „Gewerbepark“ im OT sowie 34. Änderungdes Flächennutzungsplans
Erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der Nachbargemeinden nach $ 4a Abs. 3 BauGB
 

Inhalt der Stellungnahme ‚Abwägung / Beschlussvorschlag
 

Im Hinblick auf die mit den festgesetzten Abstandsklassen verbundenen Schutz-
abstände entspricht die aktualisierte Abstandsgliederung des Gewerbegebietes
damit im Grundsatz derbisherigen und passt sie an die gegebene städtebauliche
Situation an. Sie trägt damit dem vorbeugendenImmissionsschutz gegenüber
schutzwürdigen Nutzungen in der Umgebung des Gewerbegebietes angemessen
undausreichend Rechnung.
Der nordöstliche Ortsranddes Ortsteils Scheidingenhat eine Entfernung von 80
m zum südöstlichen Rand des Geltungsbereiches. Dort sind aber keine Ge-
werbe- und Industrieflächen sondern Grünflächen und ein Regenrückhaltebecken
festgesetzt. Die Entfernung des nordöstlichen Ortsrandes von Scheidingen zu
den nächstgelegenen Gewerbe- und Industrieflächen im Geltungsbereich des
Bebauungsplans beträgt ca. 200 m, so dass mit den dort festgesetzten zulässi-
gen Abstandsklassen ausreichende Schutzabstände der zulässigen Betriebsar-
ten und Anlagen zu den Wohnnutzungen am nordöstlichen Siedlungsrand von
Scheidingen eingehalten werden.
Die südöstlich gelegene Hofstelle liegt in ca. 50 m Entfernung zur festgesetzten
GE-Gebietsfläche am östlichen Rand des Bebauungsplans im Außenbereich und
hat dementsprechend den immissionsschutzrechtlichen Schutzstatus einer
Mischgebietsnutzung. Bei Genehmigungen von Betrieben und Anlagen, deren
‚Abstand wenigerals 100 m zu dieser Hofstelle beträgt,istin AnlehnunganPkt.
2.2.2.5 des Abstandserlasses eine Einzelfallprüfung erforderlich. Da bei Mischge-
bietsnutzungen nach Pkt. 2.2.2.5 des Abstandserlassesfür die mit (*) gekenn-
zeichneten Betriebsarten,für die sich die Abstände aufgrund ihrer Lärmemissio-
nenergeben, die Abstände der übernächsten Abstandsklasse zugrunde gelegt
werden können, ist der Lärmschutz der Hofstelle gegenüber diesen Betriebsarten
gewährleistet. Ggf. ist, wie in der Stellungnahme erwähnt, die immissionsschutz-
rechtliche Zulässigkeit bestimmter Betriebe im jeweiligen Baugenehmigungsver-
fahren nachzuweisen, so dass der Immissionsschutz gegenüber der Hofstelle im
‚Außenbereich grundsätzlich gewährleistet werdenkann.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:@inshlmma’,
HFA:
RAT:

 

Die Untere Naturschutzbehörde gibt zur0.9. Planungfolgende Hinweise:

Die Planung dient der nachträglichen Sicherung bereits bestehender gewerblicher
Nutzung.  
 

 



‚Gemeinde Welver - 5. Änderung des BebauungsplansNr. 5 - „Gewerbepark"im OT sowie 34. ÄnderungdesFlächennutzungsplans
Erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der Nachbargemeinden nach $ 4a Abs. 3 BauGB

 

Inhalt der Stellungnahme ‚Abwägung / Beschlussvorschlag
 

In 2018 wurde für Teilbereiche dieses Bebauungsplanseine Eingriffs-Ausgleichsbi-
lanzierung gefordert. Mit dem nunmehr vorliegenden Umweltberichtist diese erar-
beitet,
Eiaif
Das Vorhaben führt zu erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen des
Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes undist daherals Eingriff in Natur und
Landschaft gemäßden $$ 30 ff. LNatSchG NRWzu bewerten.

Nach $ 8 Abs. 2 Satz 1 BNatSchGist der Verursachereines Eingriffs dazu verpflich-
tet, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen bzw.
so gering möglich zu halten.

 

Vier kleinteilige, naturnahe Regenrückhaltebecken auf einzelnen Grundstücksflä-
chen im Gewerbegebiet werden gemäß$ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGBals private Grün-
Nächen festgesetzt. Hiermit wird dem Vermeidungs- und Minimierungsgebot Rech-
nunggetragen.

‚Auf die Umsetzung des Pflanzgebotes des 10m breiten Grünstreifens wird hinge-
wiesen.

Die in der Begründung vorgenommeneEingriffsbewertung für den Naturhaushalt
ergibt die Notwendigkeit 74.385 Biotopwertpunkte auszugleichen.

Dass diese erforderliche Eingriffskompensation auf dem Flurstück 4 der Flur 6 in der
Gemarkung Borgeln erfolgt, wird ausdrücklich mitgetragen.
Die 2 ha große Fläche wird derzeit als Acker genutzt und eserfolgt die dauerhafte
Umwandlung von Ackerin Grünland.

Die verbleibenden 5600 Biotopwertpunkte stehen der Gemeinde Welver anderweitig
zur Verfügung.

Durchdie Kompensation ist nachgewiesen, dass die verbleibenden Eingriffswirkun-
‚gen minimiert und soweit möglich ausgeglichen werden.

 

  

Die Stellungnahme zur Eingriffsregelung wird zur Kenntnis genommen.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:einsiimmiy
HFA,,
RAT:

 

  



Gemeinde Welver - 5. Änderung des BebauungsplansNr. 5 - „Gewerbepark“ im OTsowie 34. Änderungdes Flächennutzungsplans
ErneuteBeteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der Nachbargemeindennach $ 4a Abs. 3 BauGB

 Inhalt der Stellungnahme ‚Abwägung/ Beschlussvorschlag
 
‚Artenschutz

Das Gutachterbüro Stelzig kommt in der ASP Stufe 1 zu dem Ergebnis, dass die
Planungim Ortsteil Scheidingenzu keinen erheblichen und nachhaltigen Auswir-
kungen im Sinne des $ 44 Abs. 1 BNatSchG aufdie planungsrelevanten Tierarten
führt. Da das Plangebiet weitestgehend im derzeitigen Zustand bestehenbleibt, ist
mit keinen Veränderungenfürdie betroffenen Vogelarten wie Mehlschwalbe und
Feldsperling sowiefür die potentiellen Amphibienvorkommenzu rechnen.

 

Zur Vermeidung derVerbotstatbestände ist eine Begrenzung der Inanspruchnahme
vonVegetationsbeständen auf Zeiten außerhalb der engen Brutzeit (01. März bis
31. Juli) erforderlich.
Rodungs-und Räumungsmaßnahmenvon Vegetationsflächen sind danach nur zwi-
schen dem 01. August und dem 28. Februar durchzuführen.
Damitist dann nichtersichtlich, dass bei der Realisierung derbeantragten Maß-
‚nahme die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände für geschützte Tier- und
Pflanzenarten nach $ 44 Bundesnaturschutzgesetz berührt werden.
Diese, anhand der Antragsunterlagen gewonnenevorläufige Einschätzung entbin-
det jedoch nicht von der Verpflichtung, bei der Bauausführung etwaigen Hinweisen
auf vorkommende geschützte Tier- und Pflanzenarten nachzugehenund in diesem
Fall unverzüglich die Untere Naturschutzbehörde des Kreises Soestals die für den
‚Artenschutz zuständige Behörde zuinformieren.

Die Stellungnahme zum Artenschutz wird zur Kenntnis genommen und der Hinweis
bei der Bauausführung etwaigen Hinweisen auf vorkommende geschützte Tier- und
Pflanzenarten nachzugehenund in diesem Fall unverzüglich die Untere Natur-
schutzbehörde des Kreises Soestals die für den Artenschutz zuständige Behörde
zu informieren wird beachtet.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:Qensinsamig-
HF/
RAT:

 
Diese Stellungnahmewird zugleich abgegebenfür die Landrätin als Untere Staatli-
che Verwaltungsbehörde — Planungsaufsicht  
 

 



Gemeinde Welver - 5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 5 - „Gewerbepark“ im OT Scheidingen sowie
34. Änderungdes Flächennutzungsplans
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der Nachbargemeinden nach $ 4 Abs. 2 BauGB

Gemeinde Welver

5. Änderung des BebauungsplansNr. 5 — ‚Gewerbepark‘ im OT Scheidingen sowie 34. Änderungdes Flächennutzungsplans

Ergebnisse der Betei

 

jung der Behörden und sonstigen Trägeröffentlicher Belange gem. $ 4 Abs. 2 BauGB

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägeröffentlicher Belange (TöB) gem. $ 4 Abs. 2 BauGBfindet im Zeitraum vom 20.08.2018 bis 21.09.2018

statt. Das bisherige Ergebnis der derBeteiligung gem. $ 4 Abs. 2 BauGB ist der nachfolgenden Zusammenstellung derin diesem Zeitraum eingegangenen
Stellungnahmenzu entnehmen.

 

Inhalt der Stellungnahme ‚Abwägung / Beschlussvorschlag
 

ü LWL-Archäologie für Westfalen Außenstelle Olpe, Stellungnahme vom 27.08..2018
 

Es wird auf den im Bebauungsplan genannten Punkt „Bodendenkmäler‘ verwiesen.

‚Ansonsten bestehen keine Bedenken.

DerHinweis wird zur Kenntnis genommen.Der Bebauungsplan enthält einenent-
sprechendentextlichen Hinweis zur möglichen Entdeckung bislang unbekannter Bo-
dendenkmäler. .
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU;£insfianmis HFA:

RAT.
 

2. Amprion GmbH,Stellungnahme vom 23.08.2018
 

Im Planbereich verlaufen keine Höchstspannungsleitungen des Unternehmens.

Planungen von Höchstspannungsleitungen für diesenBereich liegen aus heutiger
Sicht nicht vor.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:einshanamig HFA:

RAT.

 

3. Bezirksregierung Arnsberg,Dezernat 53 für den Bereich Immissionsschutz, Stellungnahmezur 5. Änderung des Bebauungsplans vom 28.08.2018
 

Die Festsetzungen im Bebauungsplan wurdendaraufhin überprüft, ob und inwieweit
die Planungsabsichten mit den Erfordemissen des Immissionsschutzes aus der
Sicht der Oberen Umweltschutzbehörde vereinbar sind.

Gegen die Festsetzungen im Planentwurf bestehenkeine Bedenken. Auch Anre-
gungen werdennicht vorgebracht. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Bitte um Übersendungdesrechtskräftigen Bebauungsplansals pdf-Datei
wird nachgekommen. . a
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:@insfiommig. HFA:

RAT: 
 

 



Gemeinde Welver - 5. Änderungdes BebauungsplansNr. 5 - „Gewerbepark“ im OTScheidingen sowie
34. Änderungdes Flächennutzungsplans
Beteiligung der Behörden undsonstigen Träger öffentlicher Belange und der Nachbargemeinden nach $ 4 Abs. 2 BauGB

Gemeinde Welver

5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 5 - „Gewerbepark“ im OT Scheidiiingen sowie 34. Änderungdes Flächennutzungsplans

Ergebnisse derBeteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. $ 4 Abs. 2 BauGB

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (TB)
statt. Das bisherige Ergebnis der der Beteiligung gem. 8 4 Abs. 2 BauGBist der
Stellungnahmenzu entnehmen.

‚gem. $ 4 Abs. 2 BauGBfindetim Zeitraum vom 20.08.2018 bis 21.09.2018
r nachfolgenden Zusammenstellung derin diesem Zeitraum eingegangenen

 

Inhalt der Stellungnahme ‚Abwägung/ Beschlussvorschlag
 

1. LWL-Archäologie für Westfalen Außenstelle Olpe, Stellungnahme vom 27.08..2018
 

Eswird auf denim Bebauungsplan genannten Punkt „Bodendenkmäler* verwiesen.

‚Ansonsten bestehen keine Bedenken.

DerHinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bebauungsplanenthält einenent-
sprechendentextlichen Hinweis zur möglichen Entdeckungbislang unbekannter Bo-
dendenkmäler.
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU: einshanmis HFA:

RAT:
 

2. Amprion GmbH,Stellungnahme vom 23.08.2018
 

Im Planbereich verlaufen keine Höchstspannungsleitungen des Unternehmens.

Planungen von Höchstspannungsleitungen für diesen Bereich liegen ausheutiger
Sicht nicht vor.

Die Stellungnahmewird zur Kenntnis genommen.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:einghamis HFA.

RAT:
 

3. Bezirksregierung Arnsberg,Dezernat 53für den Bereich Immissionsschutz, Stellungnahmezur 5. Änderung des Bebauungsplans vom 28.08.2018
 

Die Festsetzungen im Bebauungsplan wurden daraufhin überprüft, ob und inwieweit
die Planungsabsichten mit den Erfordemissen des Immissionsschutzes aus der
Sicht der Oberen Umweltschutzbehörde vereinbarsind.

Gegendie Festsetzungen im Planentwurf bestehen keine Bedenken. Auch Anre-
gungen werden nicht vorgebracht.  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

DerBitte um Übersendung des rechtskräftigen Bebauungsplansals pdf-Datei
wird nachgekommen. . .
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:@inshammig. HFA;

RAT:

 

 
 



‚Gemeinde Welver - 5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 5- „Gewerbepark“ im OT Scheidingen sowie
34. Änderungdes Flächennutzungsplans

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der Nachbar ;emeindennach $ 4 Abs. 2 BauGB
 

Inhalt der Stellungnahme Abwägung / Beschlussvorschlag
 

Die immissionsschutzrechtliche Beurteilung hinsichtlich der Anlagen, die nichtin die
Zuständigkeit der Bezirksregierung Arnsberg als Obere Umweltschutzbehörde fal-
len,erfolgt durch die Untere Immissionsschutzbehörde des Kreises Soest. Diese
Belange wurden nicht geprüft.

Eswird um spätere Übersendungdes rechtskräftigen Bebauungsplanesals PDF-
Datei gebeten.
 

4. Bezirksregierung Arnsberg, Dezernat 53 für den Bereich Immissionsschutz, Stellungnahmezur 34. Änderung des Flächennutzungsplans vom 28.08.2018
 

Die Darstellungen im FNP wurden daraufhin überprüft, ob und inwieweit die Pla-
nungsabsichten mit den Erfordernissen des Immissionsschutzes aus der Sicht der
Oberen Umweltschutzbehörde vereinbarsind.

Gegen die Darstellungenim FNP bestehen keine Bedenken. Auch Anregungen wer-
den nicht vorgebracht.

Die immissionsschutzrechtliche Beurteilung hinsichtlich der Anlagen, die nichtin die
Zuständigkeit der Bezirksregierung Arnsberg als Obere Umweltschutzbehörde fal-
len, erfolgt durch die Untere Immissionsschutzbehörde desKreises Soest.
Diese Belange wurdennicht geprüft.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU;

HFA,

einchmmi'

RAT:

 

5. Landesbetrieb Wald und Holz NRW,Stellungnahme vom 02.09.2018
 

Von dem Vorhaben werdenforstliche Belange nicht betroffen. Bedenken gegen die
‚Änderungdes Flächennutzungsplanes werdennicht vorgetragen.

Bei derDurchsicht der gesendeten Unterlagenist aufgefallen, dass bereits im alten
Bebauungsplan von 1988 ein ca. 1800 m? großes Waldstück als Gewerbegebiet
ausgewiesenwurde. Recherchen zurFolge wurde zum damaligen Zeitpunkt kein
‚Ausgleich für diese Fläche geschaffen.

Da der Bebauungsplan mittlerweile rechtskräftig ist, besteht aus juristischer Sicht
keinerlei Verpflichtung nachträglich einen Ausgleich zu schaffen, bezi
das Waldstück zuerhalten. Die Gemeinde Welver befindetsich allerdi
waldarmen Region (Waldanteil < 20%), in der auch kleinste Waldge!
‚enormen ökologischen Wert aufweisen. Aus diesem Grunde wird empfohlen, die
Waldfläche als solche aufzunehmen und damit voreiner gewerblichen Nutzung zu

   
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anregungen und Bedenken zu den
beiden Bauleitplanverfahren vorgebracht werden.

Der Empfehlung die im bereits rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 5 als GI-Fläche
überplante kleine Waldflächeals solche festzusetzen wird nicht gefolgt.
Das Grundstück befindet sich mit dem verbindlich festgesetzten Planungsrechtei-
ner GI-Nutzung in Privateigentum. Die hier empfohlene Festsetzung dieses Grund-
stücks als Waldfläche würde Entschädigungsansprüche des Grundstückseigentü-
mersauslösen. Zudem würde damit eine der wenigen Gewerbeflächenreserven
(noch nicht gewerblich genutzte Grundstücke) im Gewerbegebiet Scheicingen auf-
‚gegeben, was das ohnehin geringe Gewerbeflächenangebot der Gemeinde Welver
reduzieren würde.

Zudem ist der ökologische Wert dieserkleinen, vollständig von Gewerbegrundstü- cken und Erschließungsstraßen umschlossenen Waldfläche (< 2.000 m?) aufgrund
  



‚Gemeinde Welver - 5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 5 - „Gewerbepark“im OTSc
34. Änderungdes Flächennutzungsplans
Beteiligung der Behördenund sonstigenTräger öffentlicher Belange und der Nachbaı

icheidingen sowie

;emeinden nach 5 4 Abs. 2 BauGB
 

Inhalt der Stellungnahme Abwägung/ Beschlussvorschlag
 

schützen, beziehungsweise bei Nutzung einenentsprechenden Ausgleich zu schaf-
fen.

Ihrer Insellage als gering anzusehen. Durch ihre Insellage und geringe Größe sind
ihre Waldfunktionen eingeschränkt und es kann sich deshalb auf der Fläche auch
kein Waldinnenklima entwickeln.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:einsfimmig. HFA:

RAT:

 

Bezirksregierung Arnsberg, Allgemeine Landeskultur/Agrarstruktur und integrierte Landentwicklung, Stellungnahme vom 03.09.2018
 

‚Aus Sicht der allgemeinen Landeskultur/Agrarstruktur undintegrierter Landentwick-
lungbestehen für die 34. Änderung des FNP sowie die 5. Änderung des Bebau-
ungsplansNr. 5 keine Bedenken.

Die Stellungnahmewird zur Kenntnis genommen.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:ginsHmanig HFA:

RAT:
 

7. Ev. Kreiskirchenamt Sauerland-Hellweg, Stellungnahme vom 30.08.2018
 

‚Gegendie 34. Änderung des FNP sowie die 5. Änderung des BebauungsplansNr. 5
bestehen keine Bedenken.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU;&ierfimmmja. HFA:

RAT:
 

8. Lippeverband,Stellungnahme vom 20.08.2018
 

Gegendie Änderungenbestehen keine Bedenken oder Hinweise. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:&inskammig. HFA:

RAT:
 

9. Landwirtschaftskammer NRW,Kreisstelle Soest, Stellungnahme vom 27.08.2018
 

Bereits im Mai 2018 wurdendie Landwirtschaftskammerals Träger desöffentlichen
Belangs Landwirtschaft gemäß $ 4 Abs. 1 BauGB mit eingeschaltet bei der5. Ände-
rung des Bebauungsplanes Gewerbegebiet Scheidingen. Die damaligenPlanungen
sprachen u. a.im Bereich Kompensalionsmaßnahmen einen Ausgleich mit 80.000 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Biotopwertpunkten an. Dieser Kompensationsausgleich sollte in den weiteren Pla-
nungenerläutert werden.In den nun vorliegenden öffentlichen Ausiegungen gemäß
$ 3 BauGB kommt der Umweltbericht zu dem Ergebnis, dass durch die 5. Änderung
des Bebauungsplans „Gewerbepark Scheidingen” eine positive Bilanz von ca. 4.000
Blotopwerpunkten erzielt werden kann. Dieses Ergebnie wid lessala poll
ewertet.

‚Auslandwirtschaflicher Sicht bestehen keine Bedenken gegenüber der nun ausge-
legten 5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 5 „Gewerbepark Scheidingen“bzw. der
34. Änderung des Flächennutzungsplanes.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:einshinmig.

HFA,

RAT:

 

10. Gelsenwasser AG,Stellungnahme vom 06.09.2018
 

Mit dem Schreiben but-ew-dz vom 14.05.2018 haben wir unsere Stellungnahme zur
Aufstellung des o. g. Bebauungsplanes abgegeben und haben Sie gebeten,die rot
angelegte Schutzstreifenfläche (4 m) als mit Leitungsrechten belastete Flächen ge-
mäß$ 8 (1) 21 BauGB (Baugesetzbuch)festzusetzen und den Schutzstreifenbe-
reich vonjeglicher Bebauung bzw. Überbauungfreizuhalten, auch dürfen keine
Bäumeoder tiefwurzelnde Sträucher angepflanzt werden. In der aktuellen Planung
(Stand: 19.06.2018) wird unser Schutzstreifen mit den Flächen"öffentliche, private
‚Grünflächen sowie Flächen für Versorgungsanlagen und die Umgrenzung von Flä-
chenfür den Erhalt sowie zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen”überplant Wir bitten um Änderung des Bebauungsplanes, so dass
unser Schutzstreifen von 0.g. Planungen freigestellt wird.

  
Derin der Stellungnahme vom 14.05.2018 vorgebrachten Anregung den Schutz-
Streifen der am östlichen Rand des Plangebietes verlaufenden Wasserleitung der
Gelsenwasser AG gem. $ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGBals Leitungsrecht zugunsten
des Leitungsträgers festzusetzen wurde gefolgt.

Der Schutzstreifen der Leitungliegt innerhalb des am östlichen Rand des Gewer-
begebietes als private Grünfläche festgesetzten Grünstreifens sowie desals FIä-
che für Versorgungsanlagen festgesetzten bestehenden Regenrückhaltebeckens
‚am südöstlichen Rand des Bebauungsplans, so dass die Nichtüberbaubarkeit
des Schutzstreifens sichergestellt ist.
Zudem wurde ein textlicher Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen,dass
innerhalb desdargestellten Schutzstreifens keine Bäumeodertiefwurzeinde
Sträucher angepflanzt werden dürfen.

Damit wird den Belangen der Gelsenwasser AG im Bebauungsplan ausreichend
Rechnunggetragen.
Vor diesem Hintergrund wird der hier vorgebrachten Anregung darüber hinausin-
nerhalb des Schutzstreifens die Festsetzungen von Grünflächen, Pflanzbindun-
gen und Flächenfür Versorgungsanlagen herauszunehmen nicht gefolgt.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:@inskeinmid

HFA:,

RAT.
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11. Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Stellungnahme vom 04.09.2018
 

Durch die ÄnderungFlächennutzungsplanes und des Bebauungsplanesim Parallel-
verfahren, werdendie Belange der DB AG undihrer Konzernunternehmennicht be-
rührt.

Wir haben daher weder Bedenken noch Anregungenvorzubringen.

Bei möglichen Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:Oufushinaid

HFA,

RAT.
 

12. Stadt Hamm, Stadtplanungsamt, Stellungnahme vom 04.09.2018
 

Durch die beabsichtigten Entwicklungen im Geltungsbereich der 34. Änderung des
Flächennutzungsplans und der 5. Änderung des BebauungsplanesNr. 5 "Gewerbe-
park Scheidingen'werden die Belange der Stadt Hamm nicht berührt. Zu den bei-
den Bauleitplanverfahren werden seitens der Stadt Hamm daher keine Anregungen
vorgetragen.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verkehrssituation in Hamm im Anschlussbe-
reich an die BAB nicht unproblematisch ist. Es ist durch das Ergreifen geeigneter
Maßnahmendarauf zu achten, dass sich die verkehrliche Situation für die Stadt
Hammnicht verschlechtert.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Stadt Hamm keine Anregungen zu
denbeiden Bauleitplanverfahren vorbringt.

Esist nicht zu erwarten, dass sich durch die vorgesehenen Änderungendes Be-
bauungsplansNr. 5 "Gewerbepark Scheidingen" die Verkehrssituation für die
Stadt Hammverschlechtert, da sie lediglich im Geltungsbereich des Bebauungs-
plans die Festsetzungenan die vorhandene Bestandssituation sowie an die aktu-
ellen Anforderungenim Hinblick auf künftige Entwicklungsmöglichkeiten der dort
ansässigen Betriebe anpassen.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:;unafrmmı'g

HFA.,

RAT.

 

13. IHK Arnsberg,Stellungnahme vom 13.09.2018
 

Gegenüber der oben genannten Planung habenwir keine Anregungenoder Beden-
ken. Wir begrüßen jedoch die Anpassung der Planung an die vorherrschende Be-
standssituation, die unseren ansässigenMitgliedsunternehmen mehr Planungssi-
cherheit gibt.  Die Stellungnahmewird zur Kenntnis genommen.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:BnsLrumig

HA.

RAT:

 
 



Gemeinde Welver - 5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 5 - „Gewerbepark“ im OT Scheidingen sowie
34. ÄnderungdesFlächennutzungsplans
Beteiligung der Behördenund sonstigen Träger öffentlicher Belange und der Nachbargemeindennach $ 4 Abs. 2 BauGB
 

Inhalt der Stellungnahme Abwägung / Beschlussvorschlag
 

14. Kreis Soest, Koordinierungsstelle Regionalentwicklung, Stellungnahme vom 18.09.2018
 

Die 0. g. Planung wurde hier mit den zuständigenDienststellen und Abteilungen der
Verwaltung besprochen. Im Einvernehmenmit diesen gebe ich folgende Stellung-
‚nahme ab:
 

Gegendie 34. Änderung des FNP unddie 5. Änderung des B-Planes Nr. 5"Gewer-
bepark", OT Scheidingenbestehenseitens der Unteren Immissionsschutzbehörde
weiterhin keine grundsätzlichen Bedenken.

Die Immissionsschutzrechtlichen Hinweise vom Juni 2018 aus der vorgezogenen
Trägerbeteiligung, die in den überarbeiteten Begründungen des FNP und des B-
PlansNr. 5 aus August 2018 nicht berücksichtigt wurden, behalten ihre Gültigkeit.

Weitere Gutachten zur Beurteilung der immissionsrechtlichen Zulässigkeit bestimm-
ter Betriebe könnenggf. im jeweiligen Baugenehmigungsverfahren gefordert wer-
den.

  

Eswird zur Kenntnis genommen,dass seitens der Unteren Immissionsschutzbe-
hörde keine grundsätzlichen Bedenken gegendie Planung bestehen.

Der Empfehlung vom Juni 2018 aus der vorgezogenen Trägerbeteiligung für eine
schalltechnische Untersuchung zur Vergabe von Lärmkontingenten wird nach wie
vor nicht gefolgt.
Die empfohlene Festsetzung einer Lärmkontingentierung auf Grundlage einer
schalltechnischen Untersuchung, mit dem Hinweis damit dem sog. „Windhund-
prinzip" entgegenzuwirken, erscheint vor dem Hintergrund, dassfast alle Grund-
stücke im Gewerbegebiet Scheidingenbereits gewerblich genutzt werden, hier
nicht das geeignete Instrument zur Sicherstellung des Immissionsschutzes.
Die im Gewerbegebiet bestehenden Gewerbebetriebe werden auf Grundlage von
erteilten Genehmigungenbetrieben und genießenauf dieser Grundlage ohnehin
Bestandsschutz. Im Rahmender erteilten Genehmigungen warendie immissi-
onsschutzrechtlichen Anforderungen bezüglich der umgebenden Nutzungen
maßgeblich zu beachten. Bei Änderungen, Erweiterungen bestehender oder der
Errichtung neuer Anlagen sind wiederum entsprechende Genehmigungen erfor-
derlich, bei denendie jeweils relevanten gesetzlichen Regelwerke und Anforde-
rungen (BauO NRW,BImSchGsowie relevante BlmSchVO's, TA Lärm,TA Luft
etc.) gelten und anzuwenden sind.

Die Flächen im Gewerbegebiet Scheidingen werdenbereits weitgehend durch
Gewerbebetriebe genutzt. Planungsrechtliche Grundlageist der Bebauungsplan
Nr. 5n seiner derzeit rechtsgültigen Fassung, derdie festgesetzten Gl-Flächen
gem. 8 1 Abs. 4 BauNVO nach derArt der Betriebe und Anlagen und derenbe-
sonderen Bedürfnissen und Eigenschaften auf der Grundlage des Abstandserlas-
ses NRW aus dem Jahr 1982gliedert.
Mit der5. Änderung des Bebauungsplans erfolgt lediglich die planungsrechtliche
Sicherung derim Gewerbegebiet Scheidingen bereits weitgehend gewerblich ge-
nutzten Grundstücke. Dies betrifft insbesondere die bisherim rechtskräftigen Be-
bauungsplan als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzten Grundstücke, die
bereits seit Jahren gewerblich genutzt werden. Die 5. Änderung passt damit die
Festsetzungen im Geltungsbereich des BebauungsplansNr. 5 an die vorhandene
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Bestandssituation an. Dies beinhaltet auch die Anpassungderbisherigen Gliede-
rung der Gewerbe- und Industriegebietsflächen (nach dem Abstandserlass NRW
1982) auf Grundlage des aktuellen Abstandserlasses NRW 2007.

Der Abstandserlass NRW enthält Leitlinien zu der Frage, wannim Hinblick auf
den immissionsschutzrechtlichen Aspekt des $ 50 Satz 1 BlmSchGausreichende
Schutzabständetypischerweise vorliegen. Er gibt für eine Vielzahl von Anlagen
‚Abständean,bei deren Einhaltung regelmäßig,d.h. ohne Einzelfallprüfung, Ge-
fahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen durch den (Normal-)
Betrieb der jeweiligen Anlage in benachbarten Wohngebieten auszuschließen
sind, wenndie betreffende Anlage dem Stand der Technik entspricht. Dem Ab-
standserlass NRW liegt also eine typisierende Betrachtung von Anlagen undih-
rem Emissisonsverhalten zugrunde.Dabei ist die typisierende Zuordnung der An-
lagen zu den jeweiligen Abstandsklassenim aktuellen Abstandserlasses NRW
2007gegenüberdem alten Abstandserlass von 1982 im Grundsatz gleich geblie-
ben.Allerdingsist die Liste der aufgeführten Anlagen im neuen Abstandserlass
länger unddifferenzierter als im alten und für einzelne Anlagenarten haben sich
die typischerweise ausreichenden Schutzabstände auch verändert.

Durch die mit der Bebauungsplan-Änderung erfolgten Anpassung derFestset-
zungen an den aktuellen Abstandserlass NRW 2007 sind im südlichenTeil des
Geltungsbereiches(Teilflächen GE und GI 1) nach wie vor die Anlagen zulässig,
bei denen nach dem Abstandserlass ein Abstand von 200 m zum nächsten
Wohngebiet ausreichendist. Im mittleren Teil des Geltungsbereiches (Teilflächen
612) sind die Anlagen zulässig, bei denen nach dem Abstandserlass ein Abstand
von 300 m zum nächsten Wohngebiet ausreicht und im nördlichen Teil (Teilfläche
GI 3) sind Anlagenzulässig, bei denen nach dem Abstandserlass ein Abstand
von 500 m zum nächsten Wohngebiet ausreicht. Vor dem Hintergrund der typi-
sierenden Betrachtung der Abstandsliste werden sowohlin den Teilflächen GE
und GI1 als auch in den Teilfächen GI 2 jeweils die Anlagen der nächst höheren
‚Abstandsklasse als ausnahmsweise zulässig festgesetzt, wenn nachgewiesen
wird, dass die von ihnen ausgehenden Emissionen,die von den allgemein zuläs-
sigen Anlagen üblicherweise ausgehenden Emissionen nicht überschreiten.
Im Hinblick auf die mit den festgesetzten Abstandsklassen verbundenen Schutz-
abstände entspricht die aktualisierte Abstandsgliederung des Gewerbegebietes
‚damit im Grundsatz der bisherigen und passtsie an die gegebenestädtebauliche
Situation an. Sie trägt damit dem vorbeugenden Immissionsschutz gegenüber
schutzwürdigen Nutzungen in der Umgebung des Gewerbegebietes angemessen
und ausreichend Rechnung.
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Der nordöstliche Ortsrand des Ortsteils Scheidingen hateine Entfernung von 80.
m zum südöstlichen Rand des Geltungsbereiches. Dort sind aber keine Ge-
werbe- und Industrieflächen sondern Grünflächen und ein Regenrückhaltebecken
festgesetzt. Die Entfernung des nordöstlichen Ortsrandes von Scheidingen zu
den nächstgelegenen Gewerbe- und Industrieflächen im Geltungsbereich des
Bebauungsplans beträgt ca. 200 m, so dass mit den dort festgesetzten zulässi-
‚gen Abstandsklassenausreichende Schutzabstände der zulässigen Betriebsar-
ten und Anlagen zu den Wohnnutzungenam nordöstlichen Siedlungsrand von
Scheidingen eingehalten werden.
Die südöstlich gelegene Hofstelle liegt in ca. 50 m Entfernung zurfestgesetzten
GE-Gebietsfläche am östlichen Rand des Bebauungsplans im Außenbereich und
hat dementsprechend den immissionsschutzrechtlichen Schutzstatus einer
Mischgebietsnutzung. Bei Genehmigungen von Betrieben und Anlagen, deren
‚Abstand wenigerals 100 m zu dieser Hofstelle beträgt, ist in Anlehnung an Pkt.
2.2.2.5 des Abstandserlasses eine Einzeifallprüfungerforderlich. Da bei Mischge-
bietsnutzungennach Pkt. 2.2.2.5 des Abstandserlassesfür die mit (*) gekenn-
zeichneten Betriebsarten, für die sich die Abstände aufgrund ihrer Lärmemissio-
nen ergeben, die Abstände der übernächsten Abstandsklasse zugrunde gelegt
werden können, ist der Lärmschutz der Hofstelle gegenüberdiesen Betriebsarten
‚gewährleistet. Ggf.ist, wie in der Stellungnahme erwähnt,die immissionsschutz-
rechtliche Zulässigkeit bestimmter Betriebe im jeweiligen Baugenehmigungsver-
fahren nachzuweisen, so dass der Immissionsschutz gegenüber der Hofstelle im
‚Außenbereich grundsätzlich gewährleistet werden kann.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:ginshnmmis HFA:

RAT.

 

 

Folgende Hinweise ergeben sich aus naturschutzfachlicher Sicht:

Im Umweltberichtfehlt im Kapitel 2 der Hinweis auf das LB C.4.11. Der dort etab-
lierte Radweg ist auch unter 2.1.7 aufzunehmen.

Eingriffsregelung:

Die in der Begründung vorgenommene Eingriffsbewertung für den Naturhaushalt
unterscheidet sich wesentlich von der Darstellung im Umweltberichtzur Träger-be-
teiligung.  Die gegebenenHinweise zur Ergänzung des Umweltberichtes werden berück-

sichtigt.

Eingriffsregelung:

‚Aufgrund der hier geäußerten Einwände in Bezug auf die Eingriffsregelung und
die Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung wurde die Eingriffsbewertung und -bilanzie-
rung noch einmal überarbeitet. Dabeiwurde als Ist-Zustand der Eingriffsbilanzie-
rung die derzeit rechtskräftige 1. und 2. Änderung des BebauungsplansNr. 5
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DasBauleitplanverfahren der 34. Änd. FNP b) 5. And. B-Plan 5 „Gewerbepark“ be-
zieht sich auf die planerische Änderung von landwirtschafllicher Fläche in Gewerbe-
fläche. Ein Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft ist gemäß $ ta Abs. 3
BauGBnicht erforderlich soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt sind oder als zulässig gelten. Diestrift auf einen Bereich des B-Planes
5 „Gewerbepark“ zu, da hier Eingriffe bereits vor der Planung zulässig waren. Die
Eingriffsbilanzierung sollte sich daher nur auf die Flächen beschränken, auf denen
durch diese Bebauungsplanänderung erstmalig eine bauliche Nutzung vorgesehen
wird. Diese ist als Eingriff in Natur und Landschaft gemäß den $$ 30 ff. LNatSchG
INRW zubewerten und zu kompensieren.

Dies war in der Trägerbeteiligung auch so vorgesehen. Nunmehr wurde im Umwelt-
bericht eine Bewertung vorgelegt, die die zusätzliche planerische Ausweisung nicht
berücksichtigt. Hier besteht die Notwendigkeit, den Kompensationsflächenbedarf zu
ermitteln und entsprechend nachzuweisen.

Die Einbeziehung der Umgestaltung Schattergraben / Errichtung RB in die Bilan-
zierung führt zu einerdoppelten Anrechnung.

Die Ökologische Aufwertung durch die naturnahe Gestaltung des Schattergrabens
ist im Januar 2012 als Ausgleichsmaßnahmefür den Eingriff durch das Regenrück-
haltebecken Gewerbegebiet „Scheidingen” im Sinne von $15 Bundesnaturschutzge-
setz angerechnet worden.Eine weitere Anrechnung dieser Maßnahmeim Bauleit-
planverfahren kanndamit nicht erfolgen.

Mit den Hinweisen zum Artenschutz ist nicht ersichtlich, dass bei der Realisierung
der beantragten Maßnahmedie artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände für ge-
schützte Tier- und Pflanzenarten nach $ 44 Bundesnaturschutzgesetz berührt wer-
den.

Diese, anhandder Antragsunterlagen gewonnene vorläufige Einschätzung entbin-
det jedochnicht von der Verpflichtung, bei der Bauausführung etwaigen Hinweisen
auf vorkommende geschützte Tier- und Pflanzenarten nachzugehen und in diesem
Fall unverzüglich die Untere Naturschutzbehörde des Kreises Soestals die für den
‚Artenschutz zuständige Behördezu informieren.

„Gewerbepark' zugrunde gelegt. Das bereits bestehende Regenrückhaltebecken
und der schon renaturierte Abschnitt des Schattergrabens,die Bestandteil des
Plangebietes sind, wurden bei der Bilanzierung sowohl im Bestand als auch in
der Planung berücksichtigt. Danach ergibt sich bei Umsetzung der Planung eine
negative Bilanz von74.385 Biotopwertpunkten.

Die negative Bilanz wird durch eine externe Kompensationsmaßnahme in der
Gemarkung Borgeln, Flur 6, Flurstück 4 ausgeglichen. Dort werden 2 ha Acker-
fläche in eine artenreiche Mähwiese umgewandelt. Durch diese Maßnahme kann
eine Aufwertung von 4 Punkten / m? erzielt werden und auf einer Fläche von
20.000 m? können somit insgesamt 80.000 Biotopwertpunkte generiert werden.
Die planexterne Kompensationsmaßnahmewird Bestandteil des Bebauungs-
plans und auf dem o.g. Flurstück als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft gem. $ 9 Abs. 1 Nr. 20
BauGBfestgesetzt.

Die in den Bebauungsplan aufgenommenen Hinweise zum Artenschutz basieren
auf der Artenschutzrechtlichen Vorprüfung zur 5. Änderung des Bebauungsplan
Nr. 5 „Gewerbepark Scheidingen" und entsprechen den dort in Kap. 5.1 aufge-
führten Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz vonnicht planungsrelevanten Vo-
gelarten.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: GPNU:@mstrimamis

HFA:

RAT;

 

Diese Stellungnahme wird zugleich abgegeben für die Landrätin als Untere Staatli-
(che Verwaltungsbehörde - Planungsaufsicht.    
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Zehnte Vereinfachte Änderung des BebauungsplanesNr. 1 „GroßeBreite“,
Ortsteil Scheidingen, gem. $ 13 BauGBi.V.m.$ 13 a BauGB (Bebauungsplan
der Innenentwicklung)
hier: 1. Ergebnis des Beteiligungsverfahrens

2. Satzungsbeschluss

 

Sachdarstellung zur Sitzung am 28.08.2019:

Im Rahmender10. Vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr.1 „GroßeBreite“ erfolgt
die Neuordnung der überbaubaren Grundstücksfläche auf dem Grundstück „GroßeBreite 7"
(Gemarkung Scheidingen,Flur 7, Flurstück 204). Die überbaubare Grundstücksfläche wird in
östliche Richtung erweitert. Bei einer maximal zulässigen zweigeschossigen Bebauung be-

trägt das Höchstmaß der baulichen Nutzung 9,5 m. Da durch diese Änderung des Bebauungs-
planes die Grundzüge der Planung nicht berührt werden und mit der Planung eine Nachver-
dichtung beabsichtigt ist, kommthier das vereinfachte Änderungsverfahren gem. $ 13 BauGB

zur Anwendung. Zudem sind die Voraussetzungen des $ 13a BauGBerfüllt, so dass die Än-
derung im beschleunigten Verfahrenerfolgen kann.

Im Zuge des Änderungsverfahrens wurde die Beteiligung gem. $ 13a BauGBin der Zeit vom
24.06.2019 — 09.08.2019 durchgeführt. Stellungnahmen von Bürgern sind nicht eingegangen.
Die eingegangeneStellungnahmedesKreises Soest ist als Anlage beigefügt. Zum Abschluss
des Verfahrens kann der Satzungsbeschluss gefasst werden.

Beschlussvorschlag:

1. Siehe den beigefügten Einzelbeschluss zur Stellungnahme des Kreises Soest!

2. Der Ausschuss für Gemeindeentwicklung,Planung, Naturschutz und Umwelt empfiehlt dem
Rat,die 10. Vereinfachte Änderung des BebauungsplanesNr. 1 „Große Breite“, Ortsteil Schei-
dingen, gem. $ 10 Abs. 1 BauGBals Satzung zu beschließen.

Der Bürgermeister wird beauftragt, die Bebauungsplanänderung durch öffentliche Bekannt-
machung in Kraft zu setzen.



KREIS
SOEST
Die Landrätin

Planung und Entwicklung
Gebäude Lohdlekswe 6. 50457 Werl
Name Herr Schmidt
Durchwahl 02021 30.3067

Kreis Soon Postach 1752. 5949 Sonst

Gemeinde Weiver Ama Baia.
‚Am Markt 4 Bin

59514 Welver Eiat  Manschmii@keirsostee

Geschäftszeichen
8128.12

10. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 "Große Breite", OT
Scheldingen
Trägerbeteiligungsverfahren gem. $ 4 Abs. 1 BauGB.

Ihr Schreiben vom 21.08.2019,Ihr Zeichen: 61-26-18

Sehr geehrte Damen und Herren,

die 0. 9. Planung wurde hier mit den zuständigen Dienststellen und Abteilungen der
Verwaltung besprochen. Im Einvernehmen mit diesen gebe ich folgende Stellungnahme ab:

Mit der 10. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 „Große Breite“ in Weiver-
Scheidingen wird die überbaubare Grundstücksfläche in östliche Richtung erweitert.
Ökologisch relevant ist, neben der allgemeinen Problematik der zunehmenden
Bodenversiegelung, die geplante „Garteninanspruchnahme"

‚Aus landschaftsfachlicher Sicht ergeben sich zur 0.9. Planung folgende Hinweise:

Schutzgebiete sind durch die Planung nicht direkt betroffen.

Das Vorhaben führt zu nachhaltigen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des
Landschaftsbildes. Nach $ 8 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG Ist der Verursacher eines Eingriffs
dazu verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen
bzw. so gering wie möglich zu halten.
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Festsetzungen zur Vermeidung zu treffen,
indem der Erhalt des vorhandenen randlichen Baumbestandes vorgesehen wird.
Erhaltenswerter Gehölzbestandist zu sichern und zu schützen.

Atenschutz

Die artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständesind im $ 44 Abs. 1 BNatSch@ und nicht, wie
in der Begründung Seite 5 irtümlich geschrieben, im $ 42 verankert.

NTSüdwestfalen ttntunemenumannmie
es ECHTE Wanen Dineh han danAbna 

T4- Abwägung zu Stellungnahme des Kreises Soest vom 08.08.2019

1.
Die nach Aussage des Kreises Soast ökologisch relevante Bodenversiegelung durch die ge-
plante „Garteninanspruchnahme“ entspricht den Zielen des $ 1a BauGB, wonach mit Grund
{und Boden sparsam und schonend umgegangen werden soll und dabei zur Verringerung der
zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Ent-
"wicklung insbesondere durch Nachverdichtung genutzt werden seen. Die Erhöhung der Bi
bauungsdichte erfolgt her ohne die Inanspruchnahme von zusätzlichen Außenbereichsgrund-
Stücken. Das Grundstück liegt im Kern der Ortslage undist durch die bestehenden Wohnge-
bäude und der damit einhergehenden anthropogenen Nutzung der Freilächen geprägt.

 

2. (landschaftstachliche Hinweise)
Die geplante Nutzung der Parzelle einhergehendmit der Versiegelung von Freiflächen durch
die zukünftige Bebauung stell einen Eingrif in Natur und Landschaft im Sinne des Land-
schaftsgesetzes NRW dar. Ein gänzlicher Verzicht auf den Eingrif widerspricht den städte-
baulichen Zielen und den Zielen nach $ 1a BauGB (siehe unter 1.) m Siedlungsbereich der
Ortslage Scheikingen.
Im konkreten Fall handelt es sich um ein verkehrich und versorgungstechnisch erschlossenes.
Grundstück im Kern der wohngenutzten Ortslage Scheicingen. Durch die Vergrößerung der
Üüberbaubaren Fläche wird ein Lückenschluss zwischen der vorhandenen Bebauung entlang
der Erschließungsstraße „Große Breite“ ermöglicht. Der angrenzende Bereich ist geprägt
durch die Gebäude der dort bestehenden Wohnnutzung, so dass sich ein solches Vorhaben
insgesamt in die vorhandene Siediungsstruktur einfügt. Eine nachhaltige Beeinträchtigung des
Landschaftsbildesist nicht zu erkennen. Ohnehin verbleibt es bei der Grundflächenzahl von
0,4, 50 dass tatsächlich eine Versiegelung erfolgt, die auch in Ihrer Grüße schon vordieser
PPlanänderung grundsätzlich zulässig gewesen wäre.
In der Begründung ist der Hinweis aufgenommen,den Eingrif in die Natur so gering wie mög-
lich zu halten. Der Verursacher eines Eingriff ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen
von Natur und Landschaft zu unterlassen. Gem. $ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB i.V.m. $ 1a Abs. 3
Satz 6 BauGBist für den Eingriff, er zu erwartenist, ein ökologischer Ausgleich nicht erfor-
derlich. In diesem Sinn werden auch keine Festsetzungen zum Erhalt vorhandener Bepflan-
zungen,die her im Rahmen der Gartengestaltung entstanden sind, getroffen. Solche Festset-
Zungen haben eine schlechte Nachhalligkeitsprognose und sind nurschwerlich zu kontrolie-
ren. So werdenentsprechend einer früheren Empfehlung des Kreises Soest auch keine ko-
logischen Kompensationsmaßnahmen auf privaten Grundstücken mehr festgesetzt, da sie
ine ungünstige Realisierungswahrscheinlichkeit besitzen. Die Flächen werden langfristig Im
Rahmen der Gartengestaltung oft auch durch bauliche Nebenanlagen benutzt (Freisitz, Gril-
platz, Geräteschuppen u.4.).

 

  



Die Vorschriften des $ 44 BNatSchG erforder eine Prüfung, inwieweit durch den
Bebauungsplan Beeinträchtigungen besonders bzw. streng geschützter Tier- und
Pflanzenarten vorbereitet werden.
Bezogen auf den Regelungsumfang des Bebauungsplans ist zu bewerten, ob durch die
ermöglichten Bauvorhaben Lebensstätten (Standorte, Nist, Brut, Wohn- oder
Zufluchtestätten) besonders bzw. streng geschützter Tier- und Pflanzenarten beschädigt
oder zerstört werden können.
Bei den streng geschützten Arten und den europäischen Vogelarten ist darüber hinaus zu
Prüfen, Inwieweit die Festsetzungen des Bebauungsplans Störungen von Nist, Brut-, Wohn-
‚oder Zufuchtsstätten verursachen können.

 

Es ist nicht davon auszugehen, dass die Planänderung zu erheblichen und nachhaltigen
‚Auswirkungen im Sinne des $ 44 Abs. 1 BNatSch@ auf die planungsrelevanten Tierarlen
führt.
Zur Vermeidung der Verboistatbestände ist eine Begrenzung der Inanspruchnahme von
Vegetationsbeständen auf Zeiten außerhalb der Brutzeit (01. März bis 30. September)
erforderlich.
Rodungs- und Räumungsmaßnahmen von Vegetationsflächen sind danach nur zwischen
dem 1. Oktober und dem 28. Februar durchzuführen. Damit ist dann nicht ersichtlich, dass

der Realisierung der beantragten Maßnahme die artenschutzrechtlichen
Verbotstatbestände für geschützte Tier und Pflanzenarten nach $ 44
Bundesnaturschutzgesetz berührt werden.

 

Diese, anhand der Antragsunteriagen gewonnenevorläufige Einschätzung entbindet jedoch
nicht von der Verpflichtung, bei der Bauausführung etwaigen Hinweisen auf vorkommende
geschützte Tier- und Pflanzenarten nachzugehen und in diesem Fall unverzüglich die Untere
Naturschutzbehörde des Kreises Soest als die für den Artenschutz zuständige Behörde zu
informieren.

Diese Stellungnahme wird zugleich abgegeben für die Landrätin als Untere Staatliche
Verwallungsbehörde Planungsaufsicht.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

gez.

3. Schmidt

Zu T 1- Fortsetzung derAbwägung

3. (Artenschutz)
Die Begründung wird entsprechend des Hinweises auf denrichtigen Paragrafen des Bun-
desnaturschutzgesetzes berichligt.
Die weiteren Hinweise bzgl. der Begrenzung der Inanspruchnahme von Vegetationsbeständen
auf Zeiten außerhalb der Brutzeit und das Rodungs- und Räumungsmaßnahmen von Vegeta-
tionsflächen nur zwischen dem 01.10. und dem 28.02. durchzuführen sind, werden beachtet.
Die Begründung zum Bebauungsplan wird entsprechend ergänzt.

 

 

Abstmmungsergebnis;
apnu:_@i nshmmig
HFA:
RAT:
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Sechste Vereinfachte Änderung des BebauungsplanesNr. 7a „In den Wulfer-
ten/ Im Bruch“, Zentralort Welver
hier: Ergebnis des Beteiligungsverfahrens

 

Sachdarstellung zur Sitzung am 28.08.2019:

Im Rahmender 6. Vereinfachten Änderung des BebauungsplanesNr. 7a „In den Wulferten/
Im Bruch“ erfolgt die Änderungdertextlichen Gestaltungsvorschrift im Zusammenhang mit der
zulässigen Grundstückseinfriedung.

Derim Jahre 1978 rechtskräftig gewordene B-Plan Nr. 7a enthält u.a. bisher folgende Rege-
lung:

- Als Abgrenzung der Vorgartenfläche zur Straße hin, sind Rasenkantensteine zu-

lässig, die mit einer max. 0,50 m hohen Hecke hinterpflanzt werden dürfen.

- Als seitliche und hintere Grundstückseinfriedung sind nur max. 1,00 m hohe He-

cken und Zäunezulässig.

DerRathat in seiner Sitzung am 14.11.2018 eine Änderung dieser Festsetzung mit folgendem
Inhalt beschlossen:

- Als Einfriedung sind max. 2,00 m hohe Hecken und Naturgehölze zulässig.

Im Zuge des Änderungsverfahrens wurde zwischenzeitlich die Beteiligung der Öffentlichkeit
gem. $ 13 BauGBdurchgeführt. Die eingegangenenStellungnahmensindals Anlage beige-
fügt.

Einige dieser Stellungnahmen, aber auch die in der Verwaltung eingegangenen Anrufe wäh-

rend der Öffentlichkeitsbeteiligung konzentrieren sich auf eine mit der Neuregelung verbun-
dene neue Problematik. Nach der bisherigen Regelung waren grundsätzlich Zäune zulässig.
‚Auch der diesem Änderungsverfahren zugrundeliegende Antrag hatsich aufgrund eines Bau-
antragesauf Errichtung einer Zaunanlage ergeben.Hier war die Errichtung einer 1,90.m hohen



Zaunanlage beabsichtigt. Der Kreis Soest hatte zwar eine Abweichung von derzulässigen
Höhe von 1,0 m in Aussicht gestellt, aber der Antragsteller konnte aufgrund von Nachbar-
schaftsstreitigkeiten nicht die notwendige Zustimmung des angrenzenden Grundstückseigen-

tümersbeibringen. Der Bauantrag wurde daraufhin zurückgezogen. Hierbei wurde zwischen
dem Kreis Soest und dem Antragsteller besprochen,dass der Antrag nach Änderung des Be-
bauungsplaneserneuteingereicht wird.

Die vom Rat beschlossene Neuregelung lässt zukünftig aber nur Hecken und Naturgehölze
zu. Die vom Antragsteller beabsichtigte Zaunanlage wäre demnach weiterhin nicht zulässig.
Bisher war diese Zaunanlageaufgrund der Höhenicht genehmigungsfähig, nun wäre die Höhe
unproblematisch, unzulässig ist dann entsprechend der neuen Festsetzung der Zaun ansich.

Bezogenauf den gesamten Geltungsbereich handelt es sich nicht um einen Einzelfall. Bisher
sind Zäune grundsätzlich rechtmäßig aberoft in unrechtmäßiger Höhe entstanden. Es besteht
insofern Einigkeit, dass die bisherige Höhenregelung nicht mehr zeitgemäßist. Seitens der
Eigentümer bestehtvielfach das Bedürfnis, Ihre Grundstücke zur Wahrung einer gewissen
Privatsphäre stärker gegenEinblicke durch entsprechendeEinfriedungenzu schützen. So sind
im Laufe derZeit Einfriedungen überdas eigentlich zulässige Maß mit einer selbstverständli-
chen Akzeptanz im nachbarschaftlichen Einvernehmenentstanden.

Esist grundsätzlich schwierig, in einem über Jahre gewachsenen Baugebiet mit über 100
Wohngrundstücken nachträglich bisher zulässige Vorhaben zukünftig für unzulässig zu erklä-
ren. Die nachalter Regelung entstandenen Anlagenbesitzen Bestandschutz, so dass eine
Zweiklassengesellschaft entsteht, die denörtlichen Wohnfrieden durchausstören kann.

‚Analog derzuletzt beschlossenen Regelung im Zusammenhangmit den Steingärten im Vor-
gartenbereichist es sinnvoller, nur für Neubaugebiete entsprechende Festsetzungenzutref-
fen, so dassfür alle Bauherren die gleiche Ausgangslage besteht. Für „gewachsene“ Bauge-

biete kann zumindest durch die Erörterung der Problematik eine gewisse „ökologische“ Sen-
sibilisierung erreicht werden.

Im Zusammenhang mit einer wünschenswerten Einfriedung der Grundstücke durch Hecken
und heimische Sträucher könnte in bestehenden Baugebieten eine entsprechende Empfeh-
lung formuliert werden, ohnedies als „gesetzliche“ Regelung in den Bebauungsplan aufzu-
nehmen. Hierbei wird der Empfehlung des Kreises Soest gefolgt und der Begriff „Naturge-
hölze* durch „heimische Sträucher“ ersetzt. Die vom Kreis Soest zur Verfügunggestellte Liste
heimischer Sträucher kann dannbeigefügt werden.

Im Zugeder erstmaligen Beratung wurdeseinerzeit verwaltungsseitig vorgeschlagen,hier auf
gestalterische Vorgabenhinsichtlich der Einfriedungen ganz zuverzichten, so dassletztend-

lich die Regelungen der Landesbauordnung NRW greifen. Danach sind Einfriedungenbis zu
einer Höhe von2,0 m an Nachbargrenzen ohne Baugenehmigungzulässig. Der Gesetzgeber

verdeutlicht damit, dass mit Anlagen,die bis zu 2,0 m über der Geländeoberfläche hinausra-
gen, nach heutigen Gesichtspunkten keine erheblichen negativen Auswirkungen verbunden
sind.

Die zuvor geschilderte Sachlage und das Ergebnis des Beteiligungsverfahrens sind Veranlas-

sung, verwaltungsseitig eine Modifikation des Inhalts zur 6. Änderung des B-Planes Nr. 7a
vorzuschlagen. Dementsprechendist der nachfolgende Beschlussvorschlageinschließlich der
einzelnen Abwägungsvorschläge zu den eingegangenenStellungnahmen formuliert. Sofern
dieser Verfahrensweise zugestimmtwird, ist die Öffentlichkeitsbeteiligung auf der geänderten
Grundlage erneut durchzuführen



Beschlussvorschlag:

1.
Der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Planung, Naturschutz und Umwelt beschließt die
Modifizierung desInhalts zur 6. Vereinfachten Änderung des BebauungsplanesNr. 7a „In den
Wulferten/ Im Bruch“.

Inhalt der Änderung:

Dietextlichen Gestaltungsvorschriften
& ‚Als Abgrenzung der Vorgartenfläche zur Straße hin, sind nur Rasenkantensteine zu-

lässig, die mit einer max. 0,50 hohen Heckehinterpflanzt werden dürfen.

= Als seitliche und hintere Grundstückseinfriedung sind nur max. 1,00 m hohe Hecken

und Zäunezulässig.

werdenersatzlos gestrichen. Betroffen ist der gesamte Geltungsbereich des Bebauungspla-

nes Nr. 7a.„In den Wulferten/ Im Bruch".

Im Bebauungsplanist als Hinweis/ Empfehlung folgende Formulierung aufzunehmen:

Entsprechend der Bestimmungen der Landesbauordnung NRWsind Einfriedungen mit

einerHöhevon bis zu 2 m genehmigungsfrei. Bei der Einfriedung der Grundstücke sind

zur Förderung einer naturnahen und Ökologisch strukturreichen Vorgarten- und Gar-

tengestaltung bevorzugt Hecken und heimische Sträucher zu verwenden. Eine Liste

‚heimischer Sträucherist der Begründung als Anhang beigefügt.

Die Verwaltung wird beauftragt, auf dieser Grundlage die entsprechenden Unterlagenzur Än-
derung des Bebauungsplanes zu überarbeiten und anschließend das Beteiligungsverfahren
gem. $ 13 BauGBerneut durchzuführen.

2
Siehe beigefügte Einzelbeschlüsse zu den eingegangenenStellungnahmen!

Beratung im GPNU am 28.08.2019:

Im Zuge der Beratung des Ergebnisses desBeteiligungsverfahrensbestehtdie einhellige Mei-

nung, an deminhaltlichen Beschluss des Rates vom 14.11.2018 festzuhalten. Unter Berück-

sichtigung der Stellungnahme des Kreises Soest und zur Präzisierung der beabsichtigten

neuen Regelungwird die textliche Gestaltungsvorschrift im Zusammenhangmit der zulässigen
Grundstückseinfriedung im Bereich des Bebauungsplangebietes Nr. 7a wie folgt gefasst:

- Als Einfriedung sind max. 2,00 m hohe Hecken, heimische Sträucher und Zäune aus

Naturhölzerzulässig.
Mauern, Stahlgitterzäune, Maschendrahtzäune und ähnliche Materialien sind demnach zu-

künftig aus ökologischen Gründennicht mehrzulässig.

Beschluss:

Der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Planung, Naturschutz und Umwelt beauftragt die

Verwaltungbeieiner Enthaltungeinstimmig,entsprechendder textlichen Gestaltungsvorschrift

- ‚Als Einfriedung sind max. 2,00 m hohe Hecken, heimische Sträucher und Zäune

aus Naturhölzer zulässig

die Abwägung zu den eingegangenenStellungnahmenunddie weitere Verfahrensweise als

Beschlussvorschlag für die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vorzubereiten.



Sachdarstellung zur Sitzung des HFA am 18.09.2019:

Entsprechend der Beschlussfassung des GPNU vom 28.08.2019 wurden verwaltungsseitig

entsprechende Einzelbeschlüsse als Abwägung zu den während des Beteiligungsverfahrens

eingegangenenStellungnahmen erarbeitet. Diese sind als Anlage dieser Beschlussvorlage

beigefügt. Zum Abschluss des Verfahrensist der Satzungsbeschluss zufassen.

Beschlussvorschlag:

%
Siehe beigefügte Einzelbeschlüsse zu den eingegangenenStellungnahmen!

2.
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat,die 6. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes

Nr. 7a „In den Wulferten/ Im Bruch“, Zentralort Welver, gem. $ 10 Abs. 1 BauGBals Satzung

zu beschließen.

Der Bürgermeister wird beauftragt, die Bebauungsplanänderung durch öffentliche Bekannt-
machung in Kraft zu setzen.



‚Sr_sse, Dirk

Von: .
Gesendet: Mittwoch, 29. Mai 2019 14:46
Anı Grosse, Dirk
Betreff: Änderung Bebauungsplan Nr. 7a

Sehr geherter Herr Große,

wie sie im Anschreiben bereits richtig.enwähnen sind einige PunktefEinschränkungen)
bzgl der Grundstückseinfriedungen bei vielen.Eigentümern mitlerweile auf wenig Akzep-
tanz gestoßen.
Teils ist zwischen den Terrassen, Sitzgelegenheiten und Zugängezu den hinteren
Kellereingängen etc. nur wenig Piatz, sodasshier ein Zaun als Sicht- und Windschutz
erstelk wurde. Natürlich in Absprache mit dem Nachbarn.
Beider neuen Fassung sollte man aber auch die über Jahre gewachseneRealtät der
Einfriedungen berücksichtigen, die auch Zäune (mit den Nachbarn abgesprochen) beinhaltete.
‚Auch solle es möglich sein, die bereits jahrelang gewachsene und gegukleten Einfriedungen
In Ihrem Zustand zu belassen.

  

 

P1- Stellungnahme vom 29.05.2019

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und belegt die Notwendigkeit,insbesondere
die zukünftig zulässige Höhe der Einfriedungen neu zu regeln. Die Entwicklung im Laufe der
Zeit in dem Baugebiet hat gezeigt, dass seitens der Grundstückseigentümer vielfach das
Bedürfnis besteht, Ihre Grundstücke zur Wahrung einer gewissen Privatsphäre stärker gegen
Einblicke durch "entsprechende Einfriedungen zu schützen. Dies belegt auch eine
oberflächliche Betrachtung.Es sind eine Vielzahl von Einfriedungenentstanden,die nicht den
ursprünglichen Festsetzungen entsprechen. Diese Einfriedungen sind mit einer gewissen
‚Akzeptanz entstanden, die belegt, dass eine Beschränkung der Einfriedung auf maximal1,00
m Höhe nicht mehr zeitgemäß ist. Einfriedungen haben den Zweck, Grundstücke garız oder
teilweise von Verkehrsflächen und Nachbargrundstücken abzuschirmen, um Witterungs- oder
Immissionseinflüsse (Wind, Lärm, Straßenschmutz) abzuwehren oder Grundstück gegen
unbefugtes Betreten oder Einsichtnahme zu schützen.Insbesondere unerwünschte Einblicke
in den Wohnbereich kann eine Beeinträchtigung des Wohnfriedens bewirken. Die ursprünglich
getroffenen Vorgaben sind offensichtlich nicht geeignet, diese schützende Funktion zu
erfüllen. Insofern erfolgt eine Änderungder gestalterischen Vorgaben im Geltungsbereich des.
Bebauungsplanes Nr. 7a.

Die Errichtung von Zäunen ist neben Hecken und heimischen Sträuchern weiterhin möglich.
Dabei ist jedoch zu beachten, dass diese Zäune im Sinne einer möglichst naturnahen
Gestaltung zukünftig nur aus Naturhölzer bestehen dürfen. Die Berücksichtigung von Hecken
und heimischen Sträuchern soll zudem eine ökologisch strukturreiche Vorgarten- und
Gartengestaltung im Bereich der Grundstückseinfriedung fördern. Die auf der Grundlage der
bisherigen Festsetzung entstandenen Grundstückseinfriedungen genießen Bestandsschutz.

 

 

 

Abstimmungsergebnis:
HFA:
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ı Gemeinde WelverVon: a
Gesendet: Montag, 3.120191126 50:03. duni 209
Ans Gross, Dirk ,
Betreff: ‚6. vereinfachte Änderungdes Bebaı splanes Nr. Taıgem. 5 13

Baugesetzbuch 7

‚Sehrgeehrter Herr Große,

aufgrundIhres Schreibens vom 28.05.2019 gebe ich hiermit meine Stellungnahme zur geplanten Neuregelung der
Gestaltungsvorschrift ab

"Als Einfriedung sind maximal 2,00 m hohe Hecken und Naturgehöfze zulässig."

Die Einfriedung mit bis zu 2 m hohen Hecken und Naturgehöizen geht meiner Ansicht nach von der Utopie aus, die
Hausbesitzer Im Rahmender Gemeinde Welver zu grünen Aktivisten zu erziehen. Vernünftige Argumente können
nicht
vermittelt werden,also muss man die dummen Bürger dazu zwingen. Hat man hierbeieinen Gedanken daran
verschwendet das die Menschen älter werden, die Hecken und Gehölze geschnitten werden müssen. Das Schnittgut

entsorgt werden.Bietet die Gemeinde die Abholung des Schnittgutes unentgeltlich an um auch Ihren Beitrag zu
leisten. Mitfast 70 Lebensjahren fält es mir schwerJedesJahr mindestens 2x die Hecken und Naturgehöize zu
schneiden.
Bietet auch hier die Gemeinde Unterstützung an undleistet auch hierihren Beitrag? Oderist es alleseinfach zu
beschließen undalles Weitere den Eigentümern zu überlassen?

Wie Sie aus meinerStellungnahme ersehen können binIch gegen diese Änderung.Ich stehe vernünftigen, sachlichen
Diskussionen jederzeit offen gegenüber.

B.2- Stellungnahme vom 03.06.2019

Die Stellungnahme wird so interpretiert, dass die zukünftig zulässige Höhe der Einfriedungen
von max. 2,0 m nicht kriisch gesehen wird. Ansatz der Einwendungist vielmehrdie Regelung
hinsichtlich der Errichtung von Hecken und heimischen Sträuchern. Hierzu ist auszuführen,
dass der Bebauungsplan Nr. 7a im Jahre 1978 rechtkräfiig wurde. Die Festiegung der
Gestaltungsvorschriften erfolgte auf der Grundlage der damaligen ortsgestalterischen
‚Aspekte. Eine Berücksichtigung ökologischer Gesichtspunkte erfolgte zu jener Zeit nicht.

Im Zuge des allgegenwärtigen Themas „Bienensterben“ und „Rückgang der Vögel und
Insekten“ hat die nalumahe und ökologisch strukturreiche Gartengestaltung gegenüberfrüher
‚einen wesentlich höheren Stellenwert bekommen. Auch die Erwärmung der Städte rückt
immer mehr in den Fokus. Innerstädtisch ist viel Beton, Asphalt und Stein vorzufinden, die sich
schnell aufheizen und die Hitze speichern. Die Grün- und Wasserflächen werden weniger bzw.
versiegelt. Gerade diese unversiegelten Freiflächen dienen zur Regulierung der aufgestauten
Hitze. Insofem sollen Im konkreten Fall zukünftig bevorzugt Hecken und heimische Sträucher
für eine Grundstückseinfriedung verwendet werden.
Dass viele Hausbesitzer - auch altersbedingt - Im Rahmen der Gartengestaltung eine
pflegeleichte Alternative zum aufwendig gestalteten „grünen Garten" wählen,ist offenkundig.
Insofern ist die Eriehtung von „pflegeleichten“ Zäunen aus Naturhoiz weiterhin zulässig. Somit
wird auch die moblitätseingeschränkte Bevölkerungsgruppe berücksichligt, ohne die
ökologischen Aspekte bei der zukünftigen Regelung der Gestältungsvorschrften im
Zusammenhang mit der Grundstückseinfriedung unberücksichligt zu lassen.

 

 

Abstimmungsergebnk:
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‚Grosse, Dirk

von 7
Gesendet: | Mittwoch, 19.Juni2019 16.44
A 1 Grosse, Dirk
Betreff: ! Sechste vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7a- Änderung

der Gestaltungsvorschriften-

 

Schr geehrte Damen und herren,
Im Folgenden möchte ich mich zu der Änderung des Bebauungsplanes - Änderung der Gestaltungsvorschriften -
äußern.
Die Straße “Zur grünen Aue" hat ein großes Verkehrsaufkommen. Ein großerTell der Bewohner des Baugebietes.benutzt diese Stroße. Zusätzlich erreichen fast alle Bewohner des gegenüberllegenden Baugebletes Ihre
Grundstücke nur über diese Straße.

Eine Einfriedeung der Grundstücke mit lediglich Hecken oder Naturgehölzen verhindert nicht, das Kleinkinder auf
die Straße laufen. Eine Einzäunung der Grundstücke zur Straße hin ist für Familien mit Kleinkindern die sicherste
Möglichkeit Ihre Kindervon der Straße fernzuhalten. Hecken brauchen auch einelange Zeit bis siedicht werden.
und nicht jeder möchte sein Grundstück mit einer Hecke einfrieden.
Durch die Verkehrsberuhlgung ( Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern ) sowie auf den ausgewiesenen.
Parkplätzen stehende Autos ist die Straße streckenwelse schlecht einsehbar. Dadurch sind Kinder und auch
Hunde, die plötzlich auf die Straße laufen, spät zu erkennen.

Mit freundlichen Grüßen

Iiungnahme vom 19.06.2019

Die Straße „Zur Grünen Aue“ dient als Wohnsammelstraße und hat dementsprechend das.
übliche Verkehrsaufkommen. Der Bereich ist auf 30 km/h geschwindigkeitsreduziert. Durch
die Straßenführung einhergehend mit Parkflächen und Straßenbegleitgrün soll eine
zusätzliche Verkehrsberuhigung erreicht werden.
Die angesprochene Problematik für Familien mit Kindern hinsichtlich langsam wachsender
Einfriedungen kann durch die Verwendung von zulässigen Zäunen aus Naturholz gelöst
werden.

 

 

Abstimmungsergebnis
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Gemeinde Wehr
Gomeindeentwickung
Bau Planung / Umwelt i
Am Marktd

9514 Welver Wehr, 2.06.2019

 

Betr: „Anderung des Bebauungsplanes Nr. (Stellungnahme)
Ihr Schreiben vom 28.05.2019

Sehr geehrle Damen und Herren,

Im Jahr 2014 habe ich einen Stabmatlenzaun (1,80m Höhe), aus Mala, zur Grundstückeabgrenzung, instalert.
Dieser Zaun st inseklenfreundlich gestallt aber uch bewusst offen und einsehbar, um ungeslörten Zugeng des.
Grundstückes durch Unbefugte zu verhindern.
Daher habo ich absichtich keine hohen Hecken oder Hozbarikaden verwendet.

Ich bin Im Besitz eines großen Hundes und auch deswegen It eine Absicherung des Grundstückes durch diesen
Zaun notwendig,
Des Welleren habe ich diese Art Zaun gewähll, da er keinerlei Plege durch umwellbelastende Farben, Lacke
oder Lasuren benlgt.

Erwähnen möchte Ich noch, dass von der Gemeinde Weir, seiner Zeit 2 Beete vor unserem Grundetück
angelegt wurden, welche sell Jahrzehnlen von mir und meiner Famibe gesäubert und gepfogt werden, obwohl
dios die Aufgabe der Gemeinde Welver ist

Mi freundlichen Grüßen

lungnahmi 19

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die auf der Grundlage der bisherigen
Festsetzung entstandenen Grundstückseinfriedungen genießen Bestandsschutz. Neben den
langsam wachsenden Hecken und heimischen Sträuchern besteht zukünftig die Möglichkeit,
‚Zäuneaus Naturhölzern zu verwenden. Insbesondere Hundebesitzer können sokurzfristig die
für sie notwendige Höhe der Einfriedungrealisieren.

 Absimmungsergebnis:

 

   



Sehr geehrte Damen und Herren  
‚Aufgrund des mir vorliegenden Schreibens der Gemeinde Welver überdie Änderung
DerBebaungsplans, möchte ich mich dazu äußern und mein geplantes vorhaben darstellen.

Ich bin der Besitzer des Grundstücks „In Den Wulferten.
Mit der Grundstückseinfriedung zur Öffentlichen Straße mit Hecken und Naturgehölze, bin.
ich nicht begeistert davon. Da im meinem Fall, man von der Straße aus auf mein Kompletten.

Garten einsehen kann einschließlich der Terrasse.
Mein Wunsch und vorhaben war, eine Einfriedung zur Straße hin, aus Gabionen und

Doppelstabmattenzaun die davorbepflanat worden wären zustellen.Ein Beispielbild

habe ich beigefügt.
Das vorhaben wollteich nur aus zweifür mich wichtigen Gründen machen,

zum ersten; zu Wahrung meinerPrivatsphäre durch unerwünschte Einblicke von der öffentlichen
Straße auf den Garten und Terrassenbereich.
und zum zweiten; gegen unbefugtes Betreten meines Grundstücks ein wenig mehr schützen.

Eine Natürliche Hecke wäre mir lieber aberdie bräuchte einige Jahre bs se die Gewünschte höhe
und dichte erreicht. Da es mir wichtig wäre einen sofortigen Sichtschutz wegen der Privatsphäre zu
haben, kommt diese Option für mich nicht In frage. Leider habe ich schon den größten Teil des Zauns
mir angeschafft und durch die Änderung der Gestaltungsvorschrften sind mirdie Hände gebunden.

Mit freundlichem Gruß.

PS -Stellungnahme vom 02.07.2019

‚Anmerkung vorab: Das in der Stellungnahme beschriebene Belspielbild hat dem Schreiben
"nicht beigelegen;ist aber auch für das weitere Verfahren nicht entscheidungsrelevant,

Die Errichtung von Mauern und Gabionen war schon unter Berücksichtigung der bisherigen
Gestaltungsvorschrift unzulässig und soll aus Ökologischen Gründen auch zukünftig nicht zu-
gelassenwerden. Die auf der Grundlage der bis dato entstandenen Grundstückseinfriedungen
genießen Bestandsschutz.
Gerade die zukünftig zulässige Höhe von max. 2,0 m kommt dem Einwender entgegen und
dient dazu, die Curse ‚ganz oder telweise von Verkehrsflächen und Nachbargrundstü-
cken abzuschirmen und gegen unbefugtes Betreten oder vor unerwünschte Einblicke zu schüt-
zen. Die bisherige Regelung (max. 1,0 m Höhe) konnte diese Funktion nicht erfüllen.

Sofern seitens der Grundstückseigentümer das Bedürfnis oder die Notwendigkeit besteht,eine
sofortige Abschirmung durch eine höhere Einfriedung zu errichten, können Zäune aus Natur-
hölzer verwendet werden.
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6. vereinfachte Änderung des Bebauungplanes Nr. 7a "In den Wulferten/im Bruct
Zentralort Welver gemäß $ 13 BauGB

Trägerbeteiligungsverfahren gem. $ 13 Abs. 2 BauGB

Ihr Schreiben vom 28.05.2019, Ihr Zeichen: 61-28-21

Sehr geehrte Damen und Herren,

die 0. g. Planung wurde hier mit den zuständigen Dienststellen und Abteilungen der
Verwaltung besprochen. Im Einvernehmen mit diesen gebe ich folgende Stellungnahme ab:

Mit der geplanten 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7a „In den Wulferten/im Bruch“,
Zentralort Welver werden innerhalb des Geltungsbereichs als Grundstückseinfriedung auch
maximal 2,00 m hohe Hecken und Naturgehöize ermöglicht.

(Gegen diese Änderung bestehennaturschutzfachlich keine Bedenken.

DerBegriff ‚Naturgehöize‘ solte allerdings durch „heimische Sträucher‘ ersetzt werden. Eine
Liste diesbezüglich ist im Anhang beigefügt.
Es ist nicht ersichtlich, dass bei der Realisierung der beantragten Maßnahme die
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände für geschützte Tier- und Pflanzenarten nach $ 44
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) berührt werden.

Diese, anhand der Antragsunterlagen gewonnene vorläufige Einschätzung entbindet jedoch
nicht von der Verpflichtung, bei der Bauausführung etwaigen Hinweisen auf vorkommende
‚geschützte Tier- und Pflanzenarten nachzugehen undin diesem Fall unverzüglich die Untere
Naturschutzbehörde des Kreises Soest als die für den Artenschutz zuständige Behörde zu
informieren.

 

SSSüdwestfalen _Farsapenent ug nsMensen am ausanandste
MiES ECHT! Yendenicnhin an dan Auer 

L1- Kreis Soest, Stellungnahme vom 27.06.2019

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, Bedenken werden nicht vorgetragen.

Im weiteren Verfahren wird der Anregung gefolgt und der Begriff „Naturgehölze* durch „heimi-
sche Sträucher‘ ersetzt. Die zur Verfügung gestellte Liste heimischer Sträucherwird als An-
hang zur Bebauungspianbegründung genommen.

Die Begründung enthält zudem bereits artenschutzrechtliche Ausführungen.

 

 

Abstimmungsergebnis
HFA:
Rat:
 

 
 



.2- 8

Diese Stellungnahme wird zugleich abgegeben für die Landrätin als Untere Staatliche
Verwaltungsbehörde Planungsaufsicht.

 

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag,
re
3. Schmidt

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

|Treubeneiche Quereuspetras 
 

Fautbaun. Rhamnus fangula
Rosa canina
Selx alba
Salıxaut
Salıc caprea
Sambucus racemosa
Sorbus aucuparia _
|Uimus campestris __
|Umus giabra
Viburnum opulus
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“en 2 Begründung 6. Änderung BP Nr. 7a

Ur \bgronzung desPlangebi
Die Sechste vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7a „In den Wulferten/
Im Bruch, Zentralort Welver, erstreckt sich auf das gesamte Bebauungsplangebiet.
Betroffen sind die Grundstücke der Straßen
Inden Wuferten = alle Hausnummern
Im Bruch = alle Hausnummern außer Nr. 4, 4a, 6 und 8
Erlenstraße = ab Hausnummer 45bis 53
ZurGrünenAue =östl. Bereich der geraden Hausnummern von Nr. 2abis 36

  

GEMEINDE WELVER

BEGRÜNDUNG

 

(gemäß $ 9 Abs. 8 BauGB)
2 Ink u =

Der Bebauungsplan aus dem Jahre 1978enthält die textliche Festsetzung:

zur -
Al
s

Abgrenzung
de
r

Vorgertenfläche
Sechsten vereinfachten Änderung = er aoSyaBB Ni, Bird Rasonkankennlahee zu:

lässig, die mit einer max. 0,50 m hohen Hecke hinterpflanzt werden dürfen.

des Bebauungsplanes Nr. 7a „In den Wulferten/ Im Bruch“ - Als seliche und hintere Grundstückseinfiedung sind nur max. 1,00 m hohe He-
cken undZäune zulisc.

gemäß$ 13 BauGB
Diese gestalterischen Festsetzungen werden zugunsten folgender Formulierung ge-

  

ändert:

nis: = Als Einfiedung sind max. 2,00 m hohe Hecken, heimische Sträucher und Zäune
aus Naturhöfzer zulässig.

Umfang und Abgrenzung des Plangebietes
Inhalt der Änderung Weitere Änderungen erfogen nicht.

‚Anlass der Änderung
Erschließung derung/ Funktion, Art ut Einfrioduns  

Der Bebauungsplan Nr. 7a wurde im Jahre 1978 aufgestellt. Bei der Aufstellung wur-

den neben den Regelungen zur baulichen Nutzung und derErschließung der Grund-

Stücke auch Gestaltungsvorschriften festgesetzt. Auf der Grundlage der damaligen

ortspestalterischen Aspekte wurdeninsbesondere die Art und die Höhe der zulässk-

gen Einfriedungen geregelt

Bewertungdes Eingriffs / Ausgleichsmaßnahmen

Umweltverträglichkeit und Artenschutz
Altlasten
Denkmalschutz und Denkmalpflege

Die Entwicklung Im Laufe der Zeit In den Baugebieten hat gezeigt, dass seitens der

Grundstückseigentümer vielfach das Bedürfnis besteht, Ihre Grundstücke zur Wah-

fung einer gewissen Privatsphäre stärker gegen Einblicke durch entsprechende Ein-

ftiedungen zu schützen. Dies belegt auch eine oberflächliche Betrachtung der Bau-



3 Begründung 6. Änderung BP Nr. 7a

gebiete. Es sind eine Vielzahl von Einfriedungen entstanden,die nicht den ursprüngli-

chen Festsetzungen entsprechen.

Diese Einfriedungen sind mit einer gewissen Akzeptanz entstanden, die belegt, dass

eine Beschränkung der Einfriedung auf maximal 1,00 m Höhe nicht mehr zeitgemäß

ist.
Einfriedungen haben den Zweck, Grundstücke ganz oder teilweise von Verkehrsflä-

chen und Nachbargrundstücken abzuschirmen, um Witterungs- oder Immissionsein-

Nüsse (Wind, Lärm, Straßenschmutz) abzuwehren oder das Grundstück gegen unbe-

fugtes Betreten oder Einsichtnahme zu schützen. Insbesondere unerwünschte Einbii-

cke in den Wohnbereich kann eine Beeinträchtigung des Wohnfriedens bewirken.

Die ursprünglich getroffenen Vorgabensind offensichtlich nicht geeignet, diese schüt-

zende Funktion zu erfüllen. Insofern erfolgt eine Änderung der gestalterischen Vorga-

ben im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 7a.

 

Festlegung derHöhe
Von einer geschlossenen und entsprechend hohen Einfriedung kann eine Wirkung

wie von Gebäuden ausgehen,die mit einer erdrückenden Wahrnehmung verbunden

sein kann. Zudem kann die Tagesbeleuchtung von Grundstücksteilen negativ beein-

{rächtigt werden. Die bisherige Gesetzeslage und Rechtsprechung geht von akzep-

tablen und somit als geringfügig anzusehendenBeeinträchtigungen aus, solange eine

Höhe von 2,0 m nicht überschritten wird.
Dies spiegelt sich auchIn der Landesbauordnung NRW (BauO NRW) wieder, wonach

Einfriedungen bis zu einer Höhe von 2,0 m keiner Baugenehmigung bedürfen. Der

Gesetzgeber geht davon aus, dass von Anlagen, die weniger als 2,0 m über der Ge-

!ändeoberfläche hinausragen, keine erheblichen negativen Auswirkungen ausgehen.

Der Rat der Gemeinde Welver hat daher aufgrund eines Antrages beschlossen, die

"Art und die Höhe der zulässigen Einfriedungen im Bereich des Bebauungsplanes Nr.

7a neu festzusetzen. Hinsichtlich der Art sind nur Hecken, heimische Sträucher und

Zäune aus Naturhölzern zulässig, um so eine möglichst natumahe und ökologisch

strukturreiche Vorgarten- und Gartengestaltung zu fördern. Mauern und ähnliche Ma-

terialien waren schon unter Berücksichtigung der bisherigen Gestaltungsvorschrit

unzulässig und sollen aus &kologischen Gründen auch zukünftig nicht zugelassen

werden. Zukünftig sind auch Stahlgitterzäune unzulässig. Die auf der Grundlage der

bisherigen Festsetzung entstandenen Grundstückseinfriedungen genießen Bestands-

schutz. Die Änderung des Bebauungsplanes erfolgt im vereinfachten Verfahren nach

$ 13 BauGB. :

  

4 Begründung 6. Änderung BP Nr. 7a

4. _Erschließung

 

Es werden gestalterische Festsetzungen neu geregelt,die Erschließungder Grund-

stücke bleibt unberührt. Sie erfolgt über die vorhandenen StraßenIn den Wulferten,
Im Bruch, Zur Grünen Aue und Erlenstraße.

 

B ng des Eingriffs / ichsmaßnahr

Eingriffe in Natur und Landschaft durch die Planung sind zu bewerten und zu kom-

pensieren. Die Versiegelung von Freiflächen durch zukünflige Bebauungen steil ei-

nen Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne des Landschaftsgesetzes NRW dar. Im

Interesse des Natur- und Landschaftsschutzesist es erforderlich, den Eingriff so ge-

Ting wie möglich zu halten. Der Verursacher eines Eingriffs ist verpflichtet, vermeidba-

re Beeinträchtigungenvon Natur und Landschaft zu unterlassen sowie unvermeidba-

re Beeinträchtigungen durch entsprechende Mafnahmen auszugleichen.

Durch die Änderung des Bebauungsplanes werden gestalterische Festsetzungen zur

Einfriedung der privaten Grundstücke neu geregelt. Die bisher zulässige Grundfiä-

chenzahl von 0,4 und somit auch die Zulässigkeit von baulichen Anlagen bleibt un-

Verändert. Durch diese Änderung des Bebauungsplanes wird keine zusätzliche Ver-

siegelung von Freiflächen begründet, so dass keine Ausgleichsmaßnahmen erforder-

lich sind.

 

lichkeit und Artensc!
Schutzgebiete sind durch die Planung nicht betroffen. Der Landschaftsplan IV „Wel-
ver’ steht dem Vorhabennicht entgegen. Im Geltungsbereich der Änderung werden
keine Vorhaben errichtet, die eine Pflcht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung begründen. Weiterhin bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträch-
tigung von Schutzgütern nach $ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB, Im vereinfachten Verfahren
wird gem. $ 13 Abs. 3 BauGBvon der Umweltprüfung nach $ 2 Abs. 4 BauGB, von

dem Umweltbericht nach $ 2a BauGB und von der Angabe nach $ 3 Abs. 2 Satz 2

BauGB, weiche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen. Im

Beteilgungsverfahren nach $ 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass
von einer Umweltprüfung abgesehen wird.

 

Unter Berücksichtigung der Umgebungssituation (vorhandenen Bebauung) und der

derzeitigen Nutzung der unbebauten Freiflächen auf den Grundstücken ist nicht er-

sichtlich, dass bei der Realisierung Vorhaben die artenschutzrechtlchen Verbotsbe-
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Stände für geschützte Tier- und Pflanzenarten nach $ 44 Bundesnaturschutzgesetz Holz, Metal, Dammmateria) gefördert werden sol.

berührt werden. Diese gewonnenevorläufige Einschätzung wird mit der Verpflichtung ‚Anbieter könnenihrAngebot selbst - sofern Sie überdie technischen Voraus-

an die Bauherren weitergegeben, bei der Bauausführung etwaigen Hinweisen auf setzungen verfügen - oder über die Entsorgungswirischaft Soest GmbH (ESG)in
vorkommende geschützte Tier- und Pflanzenarten nachzugehen und in einem sol- die Börse eingeben lassen. (Tel: 02921 - 363 102).
chen Fall unverzüglich die Untere Landschaftsbehörde des Kreises Soast als für den - Iateine Verwertung des Unterbodens technisch nicht möglich oder wirtschaflich
‚Artenschutz zuständige Behörde zu Informieren. Sofern es im Zuge der Realisierung / unzumutbar($ 5 Abs. 4 KrW-JAbfG) oderstell eine Beseitigung die umweltver-

‚Änderung von Einfriedungen zur Beseitigung von Gehölzen kommt, wird darauf hin- träglichere Lösung dar ($ 5 KrW-JAbfG),ist der Bodenaushub als überlassungs-

gewiesen, dass gem. $ 39 Abs. 5 BNatSch6 In der Zelt vom O1. März bis zum 30. Pfichtiger Abfal auf einerdafür zugelassenen Bodendeponie Im Kreis Sosst
September keine Gehölzrückschntte durchgeführt werden dürfen. Daher ist das Fäl- Aierieengen:
len außerhalb dieses Zeitraumes durchzuführen mit der Empfehlung, entsprechenden Verfügt der Erzeuger bzw. Besitzer von Abfall selbst übereine zugelassene An-

Ereatz zu erbringen. lage .8. des 13Abs. 1 Satz 2 KIW-JAbfG im Gebiet des Kreises Soest und wird
der Abfall zu dieser Anlage verbracht, entfällt die

v.

g. Überlassungspflicht.  

Z.__Altlasteı

‚Altlasten sind nicht bekannt. Aufgrund der bisherigen Nutzung sind Altlastennicht zu

3

Denkmalschutz

undDenkmalpflese

erwarten. Baudenkmäler sind Im Plangebiet nicht vorhanden.

Im Kataster über Altablagerungen und Altstandorte des Kreises Soest, das keinen Bei Bodeneingriffen können jedoch Bodendenkmäler (kultur- und/ oder naturge-

"Anspruch auf Vollständigkeit erhebt, ist im Bereich des o. g. Plangebietes keine Alt- schichtliche Bodenfunde, d.h., Mauern, alte Gräben, Einzelfunde, aber auch Verände-

ast-Verdachtsfläche registriert. rungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spal-

Sollten bei Erdarbeiten Abfälle, Bodenkontaminationen oder sonstige kontaminierte ten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtil

Materialien entdeckt werden, ist die Abteilung Abfallwirtschaft des Kreises Soest (cher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Gemeinde

umgehend zu benachrichtigen. Die vorgefundenen Abfälle, kontaminierter Boden als Untere Denkmalbehörde und/oder der LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstel-

etc. sind zu separieren und zu sichern. e Olpe (Telefon 02781/9375-0, Fax: 02781/937520) unverzüglich anzuzeigen und die

- Bei Baumaßnahmenanfallende Abfälle sind gemäß $ 5 Abs. 2 und 3 Kreisiauf- Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten

\wirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) einer ordnungsgemäßen und schad- (88 15 und 16 Denikmaischutzgesetz), falls diese nicht vorher von den Denkmalbe-

losen Verwertung zuzuführen, soweit dies technisch möglich und wirtschaftlich hörden freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippeist berachtigt, das

zumutbarist ($ 5.Abs. 4 KıW-JAbfG) Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für wissenischafliche Erforschung bis zu

. Mutter- und Unterboden sind zu separieren undeiner schadlosen Verwertung zu- 6 Monate in Besitz zu nehmen ($ 18 Abs. 4 DSch@ NW).

zuführen. Bei der Verwertungsmaßnahme dürfen die natürlichen Bodenfunktionen

"nicht beeinträchtigt sowie schädliche Bodenveränderungennicht hervorgerufen

werden (88 2, 4 und 7 Bundes-Bodenschutzgesetz-BBodSchG).

Darüber hinaus sind bei Verwertungsmaßnahmen auf landwirtschaftich genutzten

Böden u.

a.

die Grundsätze derguten fachlichen Praxis In der Landwirtschaft zu be-

rücksichtigen ($ 17 BBodSchG).
- Seit 1995ist in Nordrhein-Westfalen eine allgemein zugängliche Boden- und Bau-

schuttbörse in Betrieb gegangen, mit deren Hilfe die Verwertung von unbelastetem

Bodenaushub, Bauschutt, Straßenaufbruch und ausgewählten Baureststoffen (z. B.
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Der Bürgermeister Beschlussvorlage
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Anregungen und Beschwerden gem. $ 24 GO NRW vom 04.04.2019

hier: Wegeausbau im Zusammenhangmit der Bebauung auf dem Gelände Ha-
gedorn

Sachdarstellung zur Sitzung am 26.06.2019:

- Siehe beigefügten Antrag vom 04.04.2019 -

‚Allgemeine Ausführungen:

Nach $ 24 GO NW hatjeder das Recht, sich mit ‚Anregungen und Beschwerden in Angele-
genheiten der Gemeinde an den Rat zu wenden. Die Erledigung von Anregungen und Be-
schwerden kann der Rat einem Ausschuss übertragen. Nach der Hauptsatzung der Gemein-
de Welver obliegt die Behandlung von Anregungen und Beschwerden dem Haupt- und Fi-
nanzausschuss.

Zum Sachverhalt:

Der Rat der Gemeinde Welverhatin seiner Sitzung am 10.04.2019 den Erschließungsver-
trag zur Realisierung des B-PlanesNr. 29 „Luisenstraße‘ ehem. Gärtnerei Hagedorn verab-
schiedet. Hierbei ist die erstmalige Herstellung eines Fußwegesvereinbart. Die Flächeist im
beigefügten Plan gelb schraffiert und ca. 430 m2 groß. Die beantragte Fläche der Petentin
befindet sich in westlicher Richtung undist grau hinterlegt. Das Teilstückist bereits asphal-
tiert. Die in südlicher Richtung dargestellten Flächen zur Gehweganlage schließen zur Bir-
kenstraße auf. Diese öffentlichen Flächen sind lediglich mit einer Raseneinsaat versehen.



Beschlussvorschlag:

Der Haupt- und Finanzausschussverweist den Antrag in den zuständigen Fachausschuss

(GPNU)und beauftragt die Verwaltung,für die weitere Beratung eine Kostenermittlung für

die Herstellung der Gehweganlage durchzuführen.

Sachdarstellung zur Sitzung am 28.08.2019:

Der Haupt- und Finanzausschusshatin seiner Sitzung am 26.06.2019 die Verwaltung beauf-

tragt, für den beantragten Ausbau der Gehwegflächen eine Kostenermittlung durchzuführen.

Die Kostenschätzung beläuft sich auf insgesamt82.652,64 €. Die Maßnahmeist dabei in 2
Bauabschnitte eingeteilt. Siehe hierzu Lageplan auf Seite 5. In diesen Kostenist eine Be-
Ieuchtungsanlagemit rd. 10.500,- € eingerechnet.

Verwaltungsseitig wird darauf hingewiesen, dassessich bei dem Ausbau des Fußweges um

keine Erschließungsanlage im Sinne des $ 8 Kommunalabgabengesetzes NRW handelt und

somit keine Beitragspflicht der Anliegerentsteht.

Zusätzlicher Hinweis:
Die Maßnahme komplettiert die verabschiedete Gehweganlagein der „Erlenstra-

Be/Luisenstraße* und zusätzlich die durch den Erschließungsträger durchzuführende Maß-

nahmeim Zuge der Umsetzung des B-PlanesNr.29 „Luisenstraße/ Alte Gärtnerei.

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Planung, Natur- und Umweltschutz empfiehlt dem
Rat, im Zuge der Haushaltsplanberatungenfür das Jahr 2020, Mittel in Höhe von 85.000,- €
für die Durchführung der Maßnahmebereit zu stellen. Gleichzeitig wird die Verwaltung, nach
Genehmigung des Haushaltes 2020, mit der Maßnahmendurchführung beauftragt.

Beratung im GPNU am 28.08.2019:
AM Holuscha und AM Philipper sehen die Notwendigkeit des östlichen Wegeabschnittes als

Verbindung zur Birkenstraße nicht und beantragen,diesen Teil des Fußwegesnichtzu reali-

sieren.

AM Rohebeantragt zum vorliegenden Beschlussvorschlag eine ergänzende Formulierung;

der Ausschuss fasst demnachfolgenden

Beschluss:
Der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Planung, Natur- und Umweltschutz ‚empfiehlt dem

Rat mit
6 Ja-Stimmen und
4 Nein-Stimmen,

im Zuge der Haushaltsplanberatungen für das Jahr 2020 zusätzliche Mittel in Höhe von
85.000,- € im Maßnahmenprogramm für die Durchführungbereit zu stellen. Gleichzeitig wird
die Verwaltung, nach Genehmigung des Haushaltes 2020, mit der Maßnahmendurchführung
beauftragt.
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Betr.: BiologischeVielfalt in den Kommunen
hier: Die Gemeinde Welvertritt dem Bündnis Kommunenfür biologische

Vielfalt e.V. bei.

 

Bezug: Antrag der FDP-Fraktion im Rat der Gemeinde Welver vom 21.06.2019

Sachdarstellung zur Sitzung am 10.07.2019:

- Siehe beigefügten Antrag vom 21.06.2019 -

Beschlussvorschlag:

Der Ratbeschließt den Beitritt der Gemeinde Welver zum Bündnis Kommunenfür biologi-
scheVielfalt e.V..



Beratung im Rat am 10.07.2019:

RMKornerläutert den Antrag der FDP-Fraktion.
Da noch Klärungsbedarf hinsichtlich des Vereinszwecks, des Satzungsinhaltes etc. besteht,

wird die Angelegenheit zur weiteren Beratung in die nächste Sitzung des Ausschusses für

Gemeindeentwicklung, Planung, Naturschutz und Umwelt am 28.08.2019 verwiesen.

Sachdarstellung zur Sitzung am 28.08.2019:

Im Kreis Soest habenbereits die Gemeinde Bad Sassendorf und die StadtLippstadt die De-

klaration „BiologischeVielfalt in Kommunen“ unterzeichnet und sind dem „Bündnis Kommu-

nenfür biologischeVielfalt‘ e.V. beigetreten.

Da nochweiterer Klärungsbedarf hinsichtlich des Vereinszwecks, des Satzungsinhaltesetc.

besteht, wird eine Ausfertigung der Satzung des Vereins vom 01.02.2012,zuletzt am

01.10.2014 geändert, als Anlage dieser Beschlussvorlagebeigefügt.

Für weitere Auskünfte steht die Verwaltungin der Sitzung zur Verfügung.

Beschlussvorschlag:

Da zunächstdie Beratung im Ausschuss abzuwartenbleibt, wird verwaltungsseitig kein Be-

schlussvorschlag unterbreitet.

Beschluss des GPNU vom 28.08.2019:

Der Antrag der FDP-Fraktion - Der Rat beschließt den Beitritt der Gemeinde Welver zum

„Bündnis Kommunenfür biologischeVielfalt e.V.“- wird bei

5 Ja-Stimmen und
5 Nein-Stimmen

abgelehnt.



4
:

FDPFraktion im Rat der Gemeinde Welver Freie
Monika Korn Fraktionsvorsitzende
Bis. 35518 Wer Demokraten
monika.korn@online.de

Bi

Welver, 21. Juni 2019

Anden

Bürgermeister der Gemeinde Welver
Herrn Uwe Schumacher

  
   

 

‚Am Markt 4

59514 Welver Gemeinde Welver
4. Juni 2039

Sitzung des Rates
Antrag zur Tagesordnung gem. $ 48 Abs. 1 Satz 2 und 4 GO NRW

Hier: BiologischeVielfalt in den Kommunen

Gemeinde Welvertritt dem Bündnis Kommunenfür biologische

Vielfalt e.V. bei

Sehr geehrter Herr Bürgermeister,

mit der Umsetzung konkreter Maßnahmen vor Ort kommt den
Kommunen beim Schutz der biologischen Vielfalt eine herausragende
Rolle zu, welche sich zunehmendauchin der politischen und öffentlichen
Wahrnehmungniederschlägt.
Einige Maßnahmen zum Schutz der biologischen Vielfalt wurden bereits
in der Gemeinde Welver umgesetzt.
Diese Herausforderungenerfordern von den Kommunenneue innovative

Wegebei der Aufgabenplanung, mehr Effizienz bei der Umsetzung sowie

eine auf die Akzeptanz betroffenen Personengruppen abzielende Kommunikation.

Die Bürgerinnen und Bürgerzu sensibilisieren und aufzuzeigen, was jeder

Einzelne beispielsweise bei der Gartengestaltung umsetzen kann.

Das Bündnis „Kommunenfür biologische Vielfalt“ wird die Kommunenbei

den genannten Herausforderungenunterstützen.

Das Bündnis wird dafür Sorge tragen, dass diese Maßnahmenunddie dabei

gesammelten Erfahrungenentsprechend aufgearbeitet und allen Kommunen

zugänglich gemacht werden.
Durch Workshops werden Verwaltungsmitarbeiterinnen-u. mitarbeiter

geschult und durch die gemeinsameinhaltliche Arbeit wertvolle Kontakte

zu anderen Kommunen geknüpft.

-1- Antrag Kommunen fürbiologische Vielfalt
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Als eingetragenen Verein kann das Bündnis zudem Fördermittel beantragen und
Projekte im Sinne der Kommunen durchführen.
Mehrals 350 Kommunen haben mittlerweile die Deklaration „Biologische

Vielfalt in den Kommunen“unterzeichnet. Diese Kommunenhabensich
damit bereit erklärt, den Erhalt der biologischen Vielfalt-als Grundlage einer
nachhaltigen Gemeindeentwicklungverstärkt zu berücksichtigen.

Mit der Deklaration sprechen sich die Unterzeichnerkommunendafür aus,

konkrete Maßnahmen zum Schutz der biologischen Vielfalt zu ergreifen.
Damit reagieren sie auf den voranschreitenden Verlust an biologischer
Vielfalt.
In Deutschland werden über 70 Prozent aller Lebensräumeals bedroht
eingestuft. Bereits 1992 hat Deutschland das Übereinkommen überdie

Biologische Vielfalt unterzeichnet und sich damit verpflichtet, dem Verlust der

Biodiversität Einhalt zu gebieten.
Das Bündnis Kommunenfür biologische Vielfalt e.V. ist ein Zusammenschluss

von im Naturschutz engagierten Kommunen.

Esstärkt die Bedeutung von Natur im unmittelbaren Lebensumfeld des Menschen
und rückt den Schutz der Biodiversität in den Blickpunkt.

Gerade grüne Kommunensind beim Erhalt von Lebensräumen,der Abfallent-

sorgung undintelligenten Bauleitplanung gefordert den Verlust der Arten zu

stoppen. Grünflächen unserer Gemeinde könnten durch geeignete Planung und

zielorientiertes Handeln wahre „Naturparadiese“sein.

Politik und Verwaltung habenin vielfältiger Weise große Einflussmöglichkeiten

auf den Schutz unserer Natur.

Angesichts der enormen Herausforderungen zum Schutz der biologischen

Vielfalt, welche auch von der Gemeinde Welver zu bewältigen sind,ist die

FDP Fraktion der Meinung,dass der Beitritt des Bündnisses „Kommunen für

biologische Vielfalt“ einen erheblichen Mehrwert für die zukünftige Entwicklung

der Gemeinde Welver bedeuten würde.

Mitfreundlichen Grüßen

U. Kam
FDP Fraktionsvorsitzende

-2- Antrag Kommunen für biologische Vielfalt



Kommunenfür biologischeVielfalt e.V.
Satzung

& 1 Name,Sitz, Geschäftsjahr

1. DerVerein führt den Namen „Kommunenfürbiologische Vielfalt e.V.“ und wird

im Vereinsregister eingetragen.

2. Der Verein hat seinenSitz in Heidelberg.
3. Das Geschäftsjahr des Vereinsist das Kalenderjahr.

$ 2 Zweckdes Vereins

1. Der Zweck desVereinsist die Förderung des Naturschutzesi. S. d. 8 52 Abs.2

Nr. 8 der Abgabenordnung (AO)in derderzeit gültigen Fassung, insbesondere

die Erhaltung und Stärkung derbiologischenVielfalt in Gemeinden, Städten
und Landkreisen.

2. Der Vereinszweck wird insbesondere durch

« die Förderung und Unterstützung von Maßnahmender Gemeinden,

Städte und Landkreise zur Erhaltung und Stärkung der biologischen

Vielfalt in den Bereichen Freiraumschutz im Gemeinde- bzw.

Kreisgebiet, Arten- und Biotopschutz, Nachhaltige Nutzung,

Bewusstseinsbildung und Kooperation,

« die Förderung desfachlichen Austausches zwischen Gemeinden,

Städten und Landkreisen,

« das Verfassen gemeinsamerPositionen,

* die gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit und

« die Initiierung gemeinsamer Gutachten, Untersuchungen,Projekte etc.

zu den oben genannten Themenverwirklicht.

$ 3 Gemeinnützigkeit und Mittelverwendung

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zweckei. S.
d. Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke" der AO.

2. DerVereinist selbstlostätig; er verfolgt nicht in erster Linie

eigenwirtschaftliche Zwecke.
3. Die Mittel des Vereins dürfen nurfür die satzungsgemäßen Zwecke verwendet

werden.

4. Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile undinihrer Eigenschaft als
Mitglieder auch keine (sonstigen) ZuwendungenausMitteln des Vereins; eine
Reisekostenerstattung ist möglich.

5. Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zweckendes Vereins fremd
sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.



6. JederBeschluss über die Änderung der Satzungist vor dessen Anmeldung

beim Registergericht dem zuständigen Finanzamt vorzulegen.

$ 4 Mitgliedschaft
1. Mitglied des Vereins können kommunale Gebietskörperschaften werden,die

die Deklaration „BiologischeVielfalt in Kommunen“unterzeichnet haben.

Mitglieder sind alle jene Kommunen,welche die unterzeichnete Deklaration

„Biologische Vielfalt in Kommunen“, eine Beitrittserklärung sowie einen

rechtlich verbindlichenBeitrittsbeschluss beim Vorstand eingereicht haben.

2. Andere natürliche undjuristische Personen,die die Ziele des Vereins

unterstützen, könnenassozilerte Mitglieder werden; sie erhalten dadurch

Teilnahme- und Informationsrechte an denAktivitäten des Vereins, haben
aber kein Stimmrechtin der Mitgliederversammlung. Überdenschriftlichen

‚Antrag entscheidet der Vorstand.

8 5 Beendigung derMitgliedschaft

1. Der Austritt aus dem Verein ist zum Endedes Kalenderjahreszulässig. Er

erfolgt durchschriftliche Erklärung gegenüber einem Vorstandsmitglied unter

EinhaltungeinerFrist von drei Monaten bis zum Schluss des Kalenderjahres

(81.12).
2. Ein Mitglied kann, wenn sein Verhalten in grober Weise gegen Interessen des

Vereins verstößt oderes trotz Mahnung mit dem Beitrag für drei Monate im

Rückstandbleibt, durch den Vorstand mit sofortiger Wirkung ausgeschlossen

werden. D&m Mitglied muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur

Rechtfertigung bzw. Stellungnahme gegeben werden. Gegen den

Ausschließungsbeschluss kann innerhalb einer Frist von drei Monaten nach

Mitteilung des Ausschlussesdie nächste Mitgliederversammlung angerufen

werden,die abschließend entscheidet. Über den Ausschluss beschließt die
Mitgliederversammlungmit Dreiviertelmehrheit der abgegebenen Stimmen.

$ 6 Mitgliedsbeiträge

1. Die Mitgliederversammlungerlässt eine Beitragsordnung,die insbesondere
die Höhederjährlich zu zahlendenBeiträgealler Mitgliederregelt.

2. Derjährliche Mitgliedsbeitrag ist grundsätzlich von jedem Mitglied zu zahlen,

Ausnahmensind durch die Beitragsordnunggeregelt.



87 OrganedesVereins

OrganedesVereins sind:

® die Mitgliederversammlung,

« der Vorstand und
® die Geschäftsführung.

8 8 Mitgliederversammlung

1. Die Mitgliederversammlungist das oberste OrgandesVereins.Sie ist für alle

‚Angelegenheiten zuständig, soweit sie nicht durch Satzung einem anderen

Vereinsorgan zugewiesensind. In Angelegenheiten,die in den

Zuständigkeitsbereich des Vorstandes und der Geschäftsführungfallen, kann

die Mitgliederversammlung Empfehlungen an den Vorstand und die

Geschäftsführung beschließen. Der Vorstand und die Geschäftsführung

könnenihrerseits in Angelegenheiten ihrer Zuständigkeit die Meinung der

Mitgliederversammlungeinholen.
Die ordentliche Mitgliederversammlungfindet einmaljährlich statt. Außerdem
mussdie Mitgliederversammlung einberufen werden, wenndie Einberufung
von einem Fünftel der Mitglieder unter Angabe des Zwecks und der Gründe
von dem Vorstandschriftlich verlangt wird.

Jede Mitgliederversammlung wird von der/dem Vorsitzenden oder von
der/dem stellvertretenden Vorsitzendenschriftlich unter Einhaltung einer
Einladungsfrist von sechs Wocheneinberufen. Steht die Wahl von
Vorstandsmitgliedern an, erfolgt die Einberufung spätestens zwei Jahre nach
derletzten Neuwahl i.S. d.$9 Nr. 3. Dabeiist die vom Vorstand festgesetzte
Tagesordnungmitzuteilen. Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor
einer Mitgliederversammlung beim Vorstandschriftlich eine Ergänzung der
Tagesordnung beantragen, diesgilt nicht für Satzungsänderungen und
Vorstandswahlen. Der/die Versammlungsleiter/in hat zu Beginn der
Mitgliederversammlung die Ergänzungenbekannt zu geben.
In der Mitgliederversammlunghatjedes Mitglied eine Stimme. Zur Ausübung
des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied im Sinne von $ 4 Nr. 1 der
Satzungodereine beliebige natürliche Person schriftlich bevollmächtigt
werden. Die Bevollmächtigungistfür jede Mitgliederversammlung gesondert
zu erteilen. Eine bevollmächtigte Person oder ein bevollmächtigtes Mitglied
darf das Stimmrecht von nicht mehrals sieben Mitgliedern wahrnehmen.
Assoziierte Mitglieder könnenteilnehmen, haben aberkein Stimmrecht.

. Versammlungsleiter/in ist der/die Vorsitzende und im Falle seiner/ihrer
Verhinderungder/die stellvertretende Vorsitzende.Sollten beide nicht
anwesendsein, wird ein/e Versammlungsleiter/in von der
Mitgliederversammlung gewählt. Soweit der/die Schriftführer/in nicht
anwesendist, wird auch dieser/diese von der Mitgliederversammlung gewählt.
Sind Vorstandswahlen Bestandteil der Tagesordnung der
Mitgliederversammlung werdenein/e Versammlungsleiter/in sowie ein/e



Schriftführer/in von der Mitgliederversammlung gewählt, die nicht Mitglied des
Vorstandssind.

6. Die Mitgliederversammlung kann eine Änderung der vom Vorstand gesetzten
Tagesordnung beschließen,dies gilt nicht für Satzungsänderungen und
Vorstandswahlen.

7. Die Mitgliederversammlungist beschlussfähig, wenn mindestens 10 Prozent
der Vereinsmitgliedervertreten sind odersich i.S.d. 88 Nr. 4 an der
Beschlussfassungbeteiligen. Soweit die Satzung nichts anderes bestimmt,
entscheidet bei der BeschlussfassungderMitgliederversammlung die
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Stimmengleichheit gilt als
Ablehnung. Stimmenenthaltungen bleiben außer Betracht.

8. Die Abstimmung mussschriftlich durchgeführt werden, wennein Drittel der bei
derjeweiligen Abstimmung anwesendenMitgliederdies beantragt. Zu den
„vertretenenMitgliedern” zählen auchdie durch Bevollmächtigung im Sinne
des $ 8 Nr. 4 der Satzung vertretenen Mitglieder.

$ 9 Vorstand

1. Der Vorstand des Vereins besteht aus mindestensvier und höchstens 13
Personen, nämlich:

«  dem/derVorsitzenden,
demi/derstellvertretenden Vorsitzenden,
dem/der Schatzmeister/in und
dem/derSchriftführer/in und

® bis zu neun weiteren Personen.
2. Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch zwei Mitglieder des

Vorstandes, darunterder/die Vorsitzende oderder/die stellvertretende
Vorsitzende,vertreten.

3. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlungfür die Dauer von zwei
Jahren, vom Tage der Wahl an gerechnet, gewählt; er bleibt jedoch so lange
im Amt,bis eine Neuwahlerfolgt ist. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu
wählen. Die Wiederwahl der Vorstandsmitgliederist möglich.

4. Der Vorstandbleibt beschlussfähig, wenn die Hälfte, mindestens abervier
seinerMitglieder, darunter der/die Vorsitzende oderder/die stellvertretende
Vorsitzende,vertreten sind.

5. Die Beschlussfassungerfolgt durch Mehrheitsbeschluss der anwesenden
Vorstandsmitglieder. Stimmengleichheitgilt als ‚Ablehnung.
‚Stimmenenthaltungenbleiben außer Betracht.

6. Im Fall einesvorzeitigen Ausscheidens eines Vorstandsmitgliedes wählt der
„Restvorstand” selbst eine/n Nachfolger/in. Der/Die vom „Restvorstand"
gewählte Nachfolger/in muss durch die nächste Mitgliederversammlung
bestätigt werden; $ 9 Nr. 3 Satz 1 gilt von diesem Zeitpunkt an entsprechend.
Im Falle einer Ablehnung wählt die Mitgliederversammlungein neues
Vorstandsmitglied.



7. Der Vorstandist für folgende Aufgaben verantwortlich:

Vorbereitung derMitgliederversammlung und Aufstellung der

Tagesordnung;

Einberufung der Mitgliederversammlung;

Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung;

Verabschiedung eines Haushaltsplanesfürjedes Geschäftsjahr;
Bestellung eines/r Geschäftsführers/in, dem/der das Recht eingeräumt

wird, an den SitzungendesVorstandsteilzunehmen;

Aufstellung einer Geschäftsordnung für die Geschäftsführung des
Vorstands;

Entscheidung überdie Aufnahme vonassozilerten Mitgliedern;

‚Akquisition von Spenden, Sponsorengeldern und Fördermitteln;

8 10 Geschäftsführung

1. Der/ie Geschäftsführer/in kann eine natürliche oder eine juristische Person
sein.

2. Der/ie vom Vorstand als besondere/r Vertreter/in im Sinne des $ 30 BGB zu
berufene Geschäftsführer/in ist zur Wahrnehmungderwirtschaftlichen,
verwaltungsmäßigen und personellen Angelegenheiten der
Bundesgeschäftsstelle bevollmächtigt. Für darüber hinaus gehende
Maßnahmenbedarf der/ie Geschäftsführer/in der vorherigen Zustimmung des
Vereinsvorstands. Der/ie Geschäftsführer/in ist an die Weisungen des
Vorstands gebunden.

3. Zu denPflichten und Verantwortlichkeiten des/r Geschäftsführers/in gehören:
o Die Wahrnehmung derRechte undPflichten des Arbeitgebers im Sinne

derarbeits- und sozialrechtlichen Vorschriften, dazu zählen auch der
‚Abschluss und die Kündigung von Arbeitsverträgen;

Die Ausführungder Beschlüsse des Vorstands und der
Mitgliederversammlung;

Die Aufstellung eines Haushaltsplansfür jedes Geschäftsjahr;

Die Erstellung eines Jahresberichts;

Die Teilnahme an den Vorstandssitzungen und der
Mitgliederversammlung und ein Vorschlag zur Tagesordnung;

Prüfung und Genehmigung von Zahlungen durchdie Buchhaltung,bis
zu einem vom VorstandfestzulegendenBetrag;

Beantragung von Fördergeldern und Mittelbeschaffung.



$ 11 Satzungsänderungen

1. Satzungsänderungen können,außerin den durch & 11,2 geregelten

Ausnahmen, nurvon der Mitgliederversammlung beschlossen werden. Zur
Änderungder Satzungist eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen
gültigen Stimmenerforderlich. Über Satzungsänderungenkannin der
Mitgliederversammlung nur abgestimmt werden, wenn auf diesen
Tagesordnungspunktbereits in der Einladung zur Mitgliederversammlung
hingewiesen wurde und der Einladung sowohlderbisherige als auch der
vorgesehene neue Satzungstext beigefügt worden waren.

2. Satzungsänderungen,die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden aus
formalen Gründenverlangt werden, kann der Vorstand von sich aus
vornehmen.Für die entsprechenden Änderungenist eine Vorstandssitzung
einzuberufen. Diese Satzungsänderungen müssenallen Vereinsmitgliedern
alsbald schriftlich mitgeteilt werden.

$ 12 Beurkundung von Beschlüssen

1. Überdie Beschlüsse der Mitgliederversammlungist ein Protokoll
aufzunehmen,das von dem/derjeweiligen Versammlungsleiter/in und dem/der
Schriftführer/in zu unterzeichnenist. Es soll folgende Feststellungenenthalten:
Ort und Zeit der Versammlung,die Person des/der Versammlungsleiters/in
und des/der Protokollführers/in, die Zahl der erschienenenMitglieder,die
Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der
Abstimmung. Bei Satzungsänderungensoll der genaue Wortlaut angegeben
werden.

2. Die in Vorstandssitzungenverfassten Beschlüsse sind schriftlich
niederzulegen und vom Vorstand zu unterzeichnen. Über wesentliche
Beratungsinhalte der Vorstandsitzungen sowie deren Beschlüsseist ein
Protokoll zu veröffentlichen.

$ 13 Auflösung des Vereins

1. Die Auflösung des Vereins kannnurin einer Mitgliederversammlungmit einer
Stimmenmehrheit vondrei Vierteln derin dieser Versammlung anwesenden
undvertretenen Mitglieder beschlossen werden. Mindestens 40 Prozent der
Vereinsmitglieder müssen auf diese Weise an der Beschlussfassungbeteiligt
sein. Der Beschluss kann nur nach rechtzeitiger ‚Ankündigungin der Einladung
zurMitgliederversammlung gefasst werden.

2. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind zwei von
der Mitgliederversammlung bestimmte Vorstandsmitglieder gemeinsam
vertretungsberechtigte Liquidatoren.

3. Die vorstehenden Regelungengelten entsprechendfür den Fall, dass der
Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit
verliert.



4. Bei der Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seiner steuerbegünstigenden
Zweckefällt das Vermögenaneinejuristische Persondesöffentlichen Rechts
odereine andere steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendungfür die
Erhaltung oder Stärkung derbiologischenVielfalt in Gemeinden, Städten und
Landkreisen. Das Vermögen mussausschließlich und unmittelbar zu
gemeinnützigen Zwecken verwendetwerden.

Diese Satzung wurde in der Gründungsversammlung des Vereins am
1. Februar 2012 in Frankfurt am Main beschlossen und zuletzt am 1. Oktober 2014
geändert.



 

Gemeinde welver
Der Bürgermeister Beschlussvorlage

Y | Fachbereich 3 Gemeindeentwicklung |Sachbearbeiter/in: Herr Große
x Az.: 63-Kleiloh 24 Datum: 02.09.2019
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Errichtung eines Hähnchenmaststalles im Ortsteil Vellinghausen
hier: Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gem.$ 36 BauGB

Sachdarstellung zurSitzung des HFA am 18.09.2019:

Nach Versand der Einladung zur Sitzung des Ausschusses für Gemeindeentwicklung am
28.08.2019 ist das Schreiben des Kreises Soest mit der Aufforderung zur Stellungnahme (ge-
meindliches Einvernehmen) im Zusammenhang mit der geplanten Errichtung eines Hähn-

chenmaststalles im Ortsteil Vellinghausen eingegangen. Die Ausschussmitglieder des GPNU
wurden unter dem Tagesordnungspunkt „Mitteilungen“ über den vorliegenden Antrag infor-

miert. Hier bestand einhellige Meinung, dass eine Beratung in den gemeindlichen Gremien
erforderlich ist. Die Verwaltung wurde daher gebeten, eine entsprechende Beschlussvorlage

zu der Sitzung des HFA am 18.09.2019 zu erarbeiten.

- Siehe beigefügte Antragsunterlagen!

DerAntragsteller beabsichtigt die Errichtung und den Betrieb eines Hähnchenaufzuchtstalles
mit insgesamtrd. 29.000 Tierplätzen,drei Futtermittelsilos und eines Waschwasserbehälters.
Die baulichen Anlagensollen auf dem Grundstück der GemarkungVellinghausen,Flur5, Flur-
stück 31 realisiert werden. Das Grundstückliegt zwischen Vellinghausen und Hündlingsen im
Bereich Kleiloh (Hausnummer: Kleiloh 24). Der Abstand zur ersten Bebauung des Ortsteiles
Vellinghausen beträgt ca. 1.000 m und zur bebauten Außenbereichs-Ortschaft Hündlingsen
ca. 750 m.

Elächennutzungsplan:
Das Flurstück 31 ist im rechtskräftigen Flächennutzungsplan als „Fläche für die Landwirt-
schaft‘ dargestellt undliegt gem. $ 35 BauGB im Außenbereich.

Landschaftsplan:
Natur-, Landschafts- und Vogelschutzgebiete sind nichtbetroffen. Das Landschaftsschutzge-
biet in der Gemarkung Nateln „An der Wierlauke" liegt rd. 300 m südöstlich. Nordöstlich befin-
det sich der geschützte Landschaftsbestandteil „Gehölz am Kleiloh‘. Ob das Vorhabenzuei-

ner Beschädigung oder Veränderung des geschützten Landschaftsbereiches führen kann,ist
vonder Unteren Landschaftsbehörde zu prüfen.



Durch das Vorhaben wird das Landschaftsbild verändert. Immerhin wirddie Stallanlage hofnah

errichtet. Um Beeinträchtigungen zu kompensieren und das Landschaftsbild wiederherzustel-

len, wird in der Baugenehmigungin der Regel die Eingrünung des Stalles in einer entspre-

chenden Nebenbestimmungfestgesetzt. Die Belange des Natur- und Landschaftsschutzes

sowie des Landschaftsbildes werden durch die Untere Landschaftsbehörde geprüft und beur-

teilt.

Bauen im Außenbereich $ 35 BauGB:
Gemäß $ 35 Abs.1 Nr. 1 BauGBsind Ställe im Außenbereich privilegiert zulässig, wennsie

einem landwirtschaftlichen Betrieb dienen.

Der $ 35 BauGB,derlandwirtschaftliche Betriebe im Außenbereich privilegiert, folgt dem Ge-

danken,einewirtschaftlich sinnvolle Erweiterung derBetriebe zu ermöglichen undgleichzeitig

die Landschaft vor Bebauung undZersiedelung zu schützen. Der Gesetzgeberhat diesbezüg-

lich den $ 35 BauGBüberarbeitet und die gewerbliche Tierhaltung, die einer Pflicht zur Durch-

führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt, entprivilegiert.

$ 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB:
„Im Außenbereichist ein Vorhaben nurzulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegenste-

hen, die ausreichende Erschließung gesichert ist und wenn es... wegen seiner besonderen

‚Anforderungen an die Umgebung, wegenseiner nachteiligen Wirkung aufdie Umgebung oder

wegenseiner besonderen Zweckbestimmung nur im ‚Außenbereich ausgeführt werdensoll, es

‚sei denn, es handelt sich um die Errichtung , Änderung oder Erweiterungeinerbaulichen An-

lage zurTierhaltung, die dem Anwendungsbereich der Nummer1 nicht unterfällt und die einer

Pflicht zur Durchführung einer standortbezogenen oder allgemeinen Vorprüfung oder einer
Umwelltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz überdie Umweltverträglichkeitsprüfung un-

terliegt,....“

Nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfungunterliegen Einrichtung undBetrieb
einer Anlage zur Intensivhaltung oder -aufzucht von Junghennenab 30.000 Tierplätzen einer
standortbezogenenVorprüfung und ab 40.000 Tierplätzen einer allgemeinen Vorprüfung. Ab
einer Größe von 85.000 Tierplätzenist das Vorhaben UVP-pflichtig. Die geplante Anlage un-
terschreitet mit seinenrd. 29.000 Mastplätzen die v.g. Richtwerte.

Immissionsschutz/ Umwelteinwirkungen:

Im Zentrum der Diskussion steht immer wieder auch die mit derartigen Anlagen verbundene

Immissionsbelastung. Das Immissionsschutzrecht und die entsprechenden Abstandsgebote

werden oftmals als unzureichend empfunden. Im konkreten Fall beträgt der Abstand zur

nächsten wohnbaulichen Nutzungeines Innenbereichesrd. 1.000 m. Im Übrigen wird der Bau-

antrag hinsichtlich immissions- und wasserrechtlicher Belange durch die Fachbehörde des

Kreises Soest geprüft. In diesem Zusammenhang werden auch die notwendigen ökologischen

‚Ausgleichsmaßnahmenermittelt. Der Bauherrhat evtl. die Verträglichkeit auf die Umgebung,

die Erfüllung gesetzlicher Richtwerte und die notwendige ökologische Kompensation gut-
achterlich zu untersuchen.

 

Hinweis zur Rückbauverpflichtung:

Nach $ 35 Abs. 5 Satz 2 BauGBgilt für das antragsgegenständliche Vorhaben als weitere

'Zulässigkeitsvoraussetzung die Verpflichtung, dass das Vorhaben nach dauerhafter Aufgabe

der zulässigen Nutzung zurückzubauenist und Bodenversiegelungenzu beseitigensind. Dies

wird per Baulast im Zuge der Baugenehmigunggeregelt.



Fazit:
Die Ansiedlung derartiger Stallungen gehört aufgrund seiner nachteiligen Wirkung auf die
Umgebung ohne Zweifel in den Außenbereich. Auch die Darstellung im Flächennutzungs-

plan der Gemeinde Welver (Fläche für die Landwirtschaft) steht dem Vorhabennicht entge-
gen, da es sich um eine Tierhaltungsanlage handelt. Die hofnahe Stallanlage einesörtlich
bestehenden landwirtschaftlichen Betriebes gilt als „gesolltes“ Vorhaben im Außenbereich
gem. $ 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB,welchesdie Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung einer
Splittersiedlung nicht befürchten lässt. Dem Stallgebäude kann somitals privilegiertes Vor-
haben im Außenbereich kein Planerfordernis entgegengehalten werden. Nach Würdigung
der durch die Gemeinde Welver zu prüfenden rein planungsrechtlichen Belange,ist das ge-
meindliche Einvernehmenzuerteilen.

Zusätzliche Anmerkungen zum Spannungsfeld der Intensivtierhaltung im Hinblick auf den
Klimaschutz im Rahmendes gemeindlichen Einvernehmeı
In der öffentlichen Wahrnehmung sieht sich die Massentierhaltung einhergehend mit der
Häufung entsprechender Gebäude zunehmenderKritik ausgesetzt. Die Kritik bezieht sich

neben der Überprüfung des Baurechts in Bezug auf die Privilegierung gewerblich landwirt-
schaftlicher Bauvorhaben im Außenbereich insbesondere auf die Infragestellung der Hal-

tungsformen. Auch die Frage, wie viel Tierhaltung die Umwelt verträgt, steht derzeit im
Focus der öffentlichen Debatte. Im Zuge deröffentlichen Diskussion wird der insgesamt gro-

Re Fleischkonsum und die damit verbundene Fleischproduktionkritisiert. Der hohe Fleisch-
konsum wird für den Klimawandel mit verantwortlich gemacht.

  

Die gemeindliche Prüfung zur Erteilung des Einvernehmenskannnur auf der Grundlage der
bestehenden bauplanungs- und bauordnungsrechtlichen Gesetze erfolgen. Ethische, morali-
sche und klimatische Belange könnenandieserStelle nicht berücksichtigt werden. Immissi-
ons- und wasserrechtliche Belange sowie die Belange des Natur- und Landschaftsschutzes
werden durchdie entsprechenden Fachbehörden geprüft. Der Antragsteller hatbei Erfüllung
der gesetzlichen Voraussetzungen einen Anspruch auf Baugenehmigung. Insofern ergeht
folgender

Beschlussvorschlag:

Gegen das Bauvorhaben zurErrichtung eines Hähnchenmaststalles, drei Futtermittelsilos
und eines Waschwasserplatzes bestehen seitens der Gemeinde Welver keine planungs-
rechtlichen Bedenken, das gemeindliche Einvernehmenwirderteilt.



Kreis Soest
Katasteramt

Hoher Weg 1-3
59494 Soest

Gemarkung: Vellnghausen
Kleiloh, Welver

Auszug aus dem

Liegenschaftskataster
‚Amtliche Basiskarte NRW 1:5000
mit Höhenlinien

Erstellt: 03.06.2019
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Ochsenkamp

‚Kleiloh 24

Welver
Gemarkung: Velinghausen
Fur, Flurstück 31
4:1000

Legende

BE 1 Halle
BE 2 Halle

BE3 Halle

BE 4 Wohnhaus

BE 5 Neubau Hähnchenmaststall
BE 6 Futtermittelsios.
BE7 Waschwasserbehälter



 

W
i
n

 

 

  
  

  

 

  

 
 

 



 

 Schnitt AA
 



   

 

 

wi
Grundriss En ZuRU

. !



ninaye ur cur vv BAuPrurVe
Biattı
 

Bauantrag / Antrag auf Vorbescheid vom 08.07.19

Im einfachen Baugenehmigungsverfahren sind Angabenzu den
gekennzeichneten Ziffern 7 bis 9 nicht erforderlich.

Baubeschreibung

  Bacemsenan

 Gnndsick (Of, Srate, Haus-Nr)
59514 Welver, Kleiloh 24
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

[‘JBemsichnungcos Neubau eines Hähnchenmaststalles

[2JArt aer Nutzung Haltung von Hähnchen
E)  Betriebsbeschreibung

ist beigefügt
[3] Angaben zum Grundstück

geschützter Baumbestand |Dlja
Trinkwasserversorgung durch zentrale Wasserversorgung [EX] durch Brunnen

hrassenversoraung| |Hydrant 50m, Löschwasserteich S0m
Grundstücksentwässerung |] durch öffentliche Sammelkanalisation [BR] vorhanden

D durch Kleinkläranlage D fertiggestellt bis zum

Üldurch sonstige Anlage;Art:
Sonstiges
 |4] Barrierefreies Bauen U eingehaltenbei:

[U] Gebäudeklasse 3 bis 5 mit Wohnungen
U __öffentlich zugänglichen baulichen Anlagen
 OD _unverhältnismäßiger Mehraufwand aufgrund von:

DI schwierigen Geländeverhältnissen oder
U) ungünstiger vorhandener Bebauung

 

 

 

 

(Nachweis ist beigefügt)
[s] ‚Anzahl der notwendigen _|insgesamtauf

Stellplätze dem Baugrundstück: in Garagen + Im Freien uBedarfsermittlung gegebenenfalls
als Beiblatt

fremden Grundstück
mit Baulast: =

durch Ablösung ”
Summe:

‚davon für Menschen mit Behinderungen:
6]Anzaht der notwendigen _|insgesamt auf

Fahıradisieliplätse dem Baugrundstück: in Garagen + imFreien =
Bedarfsermittlung gegebenenfalis.
als Beiblatt

fremden Grundstück
mit Baulast: =

durch Ablösung s .umme:
davon für Menschenmit Behinderungen:   7] Schutz gegen

schädliche Einflüsse waagerecht 500erBitumenpappe
senkrecht 500er Bitumenpappe 
 

FortsetzungBlatt 2  
 



 

 

  
 

 

 

 
 

   

 

 

  
 

 

Blatt 2
Baubeschreibung Blatt 2 Baunerrschaft: Bauantrag vom:

L 08.07.2019
[8 ‚AngabenzurAufstellung Gesamt-Nennwärmeleistung: kw

von Feuerstätten =
D Heizraum

D Aufstellraum 8
Angaben zur DI fester Brennstoff [] Heizöl m’
Brennatoflagening D6as D Flüssiggas m’

DJunterirdischer |ÜJLagerraum |] sonstiger Raum:
Lagerbehälter

[9 [rüftung
Lüftungsanlage für Mittel- |Dja [Art der Anlage:
oder Großgarage
sonstige Dia [Art der Anlage:
genehmigungspflchtige
Lüftungsanlage

U)  Lüftungsanlage überbrückt Gebäudetrennwände oder Geschossdecken:
Ü Schematische Darstellung entsprechendden Bildern der Lüftungsanlagenrichtlinie

und Beschreibung der Lüftungsanlagen mit Angabe der Feuerwiderstandsdauer und
Baustoffklasse der Bauteile und Lüflungsabschnitteist beigefügt.

[10] weitere Angaben,
sofern wegen Ortsatzungen (
‚oder Denkmalschutz
erforderlich |
 

äußere Gestaltung Wände

Betonsockelin grau, Trapezblechein grün, Mauerwerk in rot
 Dachlachen und Dachautsauen.

|Wellfaserzementplatten in rotbraun

 Toren und Fanser

Holztore in grün
 ‚Spielplatz für Kleinkinder

(Grete und Ausstatung)

 

Befestigung,Gestaltung
und Eingrünung
- der Zufahrten
= _der Stellplätze im Freien

Betonsteinflaster

 

Gestaltung und
Bepflanzung der nicht
überbauten Flächen
 

[11 ]sonstiges  
 

Or, Datum
„. den 08.07.2019
 

Die/Der Entwurfsveffaksende:, 
 

Genehmigungsvermerk

 



Berechnung der Ausgleichsbepflanzung zum Neubaueines Hähnchenmaststalles

1. Berechnung der Ausgleichsbepflanzung

 

 

Hähnchenmaststall 94,20 m 2040 m = 1.921,68 m?
Futtermittelsilos 9,00 m 300 m_ = 27,00 m?

Grundfläche gesamt = 1.948,68 m?

2.) Abzüglich vorhandenebefestigte Flächen

= 0,00 m?

Fläche gesamt = 0,00 m?

3.) Fläche gesamt

Neu befestigte Fläche 1.948,68 m? 000m = 1.948,68 m?

4.) Geplante Ausgleichsbepflanzung

A.) Kulturstiftung It. Rücksprache mit Kreis Soest 1.950,00 m?

‚Anpflanzunginsgesamt = 1.950,00 m?
   



Berechnungder neuen bebautenFläche, Berechnung der Nutzfläche nach DIN 283,

Berechnungdes umbauten Raumesnach DIN 277 und Berechnung der Roh- und

Herstellungskosten zum Neubau eines Hähnchenstalles

1. Berechnung der bebauten Fläche

Futtermittelsilos

Hähnchenmaststall

Fläche gesamt

2.) Berechnung der Nutzfläche

Hygiene
Abstellraum
Zwischengang
Büro
Futterwaage
Stall

Fläche gesamt

9,00
94,24

3,50
3,50

3,70
3,50
3,50

90,00

3.) Berechnung des neuen umbauten Raumes

  

Hähnchenmaststall:
Sohle 94,240 m

Sohle

St 94,240 m
Stall: 94,240 m

Halle:

Waschwasserbehälter:

Behälter 4,720 m

Sohle

20,400

20,400
10,200

2,480

3
3
3
3
3

x
e
x
e
x
®

3,00
20,40

23,01
535
4,00
5,36
2,00

20,00

0,20

3,00

3,18

3,20

2
3
2
3
3
3

= 27,00 m?
= 1.922,50 m?

 

a 7,04 m?
18,71 m?

14,80 m?
18,74 m?
7,00 m? (

1.800,00 m?

  

1.866,29 m?

= 384,50 m?

384,50 m?

 

5.767,49 m?
3.056,77 m?

  

8.824,26

= 37,46 m?

37,46 m’



Gemeinde Welver
Der Bürgermeister Beschlussvorlage

Bereich: 2.1 Sachbearbeiter: Herr Coerdt
Az.:2.1 Datum: 30.08.2019
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Umsetzung der Maßnahmen aus dem Brandschutzbedarfsplan der Gemeinde
Welver
hi Festlegung der Reihenfolge zur Errichtung der neuen Feuerwehrgeräte-

häuser

 

Sachdarstellung zur Sitzung am 09.09.2019:

DerRat der Gemeinde Welverhatin seiner Sitzung am 10.07.2019 einstimmig den Brand-
schutzbedarfsplan 2019 — 2023 beschlossen.

Nunmehr werdenweitere Ergänzungen zur Umsetzung der im Brandschutzbedarfsplan ge-
nannten Maßnahmen und das weitere Vorgehenmitgeteilt. In diesem Zusammenhangwird
ebenfalls auf die als Anlage dieser Beschlussvorlage beigefügten Finanzplanung für den Bau
von vier neuen Feuerwehrgerätehäusern verwiesen, wovonin Absprache mit der Wehrfüh-
rung mit drei neuen Standorten, wie nachstehend aufgeführt, begonnen werdensoll. Hier ist
dann kurzfristig der Kauf eines geeigneten Grundstückserforderlich.

1. Neubau Feuerwehrgerätehaus Schwefe:
westlicher Ortsrand mit guter Verkehrsanbindung in Richtung Eineckerholsen und
Merklingsen

2. Neubau Feuerwehrgerätehaus Scheidingen:
östlicher Ortsrand mit guter Verkehrsanbindungin RichtungIllingen und Flerke

3. Neubau Feuerwehrgerätehaus Berwicke:
westlicher Ortsrand mit guter Verkehrsanbindungin Richtung Stocklarn

Dasich allerdings durch die notwendige Änderungdes Flächennutzungsplanes beim neuen
Standort Schwefe ein Zeitverzug von mindestens einem Jahr ergeben kann, wird in Abspra-

che mit der Wehrführung das Vorziehen des neuen Standortes Scheidingenfavorisiert. Der
neue Standort Schwefe rückt dann an die zweiteStelle.

Für weitere Auskünfte zum aktuellen Sachstand stehen die Wehrführung und die Verwaltung
in derSitzung zur Verfügung.

 



Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss für Bau und Feuerwehr empfiehlt dem Rat,die genannte Prioritätenliste der

drei neuen Standorte Schwefe, Scheidingen und Berwicke zu beschließen und die entspre-

chende Finanzplanung im Maßnahmenprogramm 2020ff. zu berücksichtigen.



 

ee Beschlussvorlage

Bereich:2.1 Sachbearbeiter: Herr Coerdt
‚Az.: Bereich 2.1 Datum: 30.08.2019

4

 

 

 

Bürgermeister (6In 2924 Allg. Vertreter Y» ont
 

  Fachbereichsleiter/in Suchbeabeteng & WR.
 

 

 

 

 

7
oeft sitzungs- - StimmenanteilBeratungsfolge Top n&L a Beratungsergebnis I Mein =

BF A _|_oef 09.08.2019

Yrr 3 |04 H3.015
         
 

Betr.: Errichtung und Kennzeichnung von Rettungspunkten im Gemeinde-
gebiet

hier: Antrag der FDP Fraktion im Rat der Gemeinde Welver
vom 19.08.2019

Sachdarstellung zur Sitzung am 09.09.2019:

- Siehe beigefügten Antrag vom 19.08.2019 —

Beschlussvorschlag:

Da zunächstdie Beratung im Ausschuss abzuwartenbleibt, wird verwaltungsseitig kein Be-
schlussvorschlag unterbreitet.



FDP Fraktion im Rat der Gemeinde Welver F aMonika Kom Fraktionsvorsitzende Freie
Erlenstr. 53 — 59514 Welver Demokratenmonika.kom@bnline.de

Welver, 19.8.2019
An den
Bürgermeister der Gemeinde Welver
Herrn Uwe Schumacher
und den Vorsitzenden des Ausschusses I
für Bau und Feuerwehr
Herrn UdoStehling
Am Markt 4
59514 Welver

 

Antrag zur Tagesordnung gem. $ 48 Abs. 1 Satz 2 und 4 GO NRW —
Ausschuss Bau und Feuerwehr

hier: Errichtung und Kennzeichnung von Rettungspunkten im
Gemeindegebiet

Sehr geehrter Herr Schumacher,
sehr geehrter Herr Stehling,

im Namen der FDP-Fraktion möchte ich Sie bitten, diesen ‚Antrag als
Tagesordnungspunkt in der nächsten Sitzung des Ausschusses für Bau und Feuerwehr
HFA und des Rates zur Beratung und Beschlussfassung aufzunehmen:

Errichtung und Kennzeichnung von Rettungspunkten im Gemeindegebiet

Begründung:

Die Errichtung und Kennzeichnung von sogenannten Rettungspunktendient der
Orientierung im Notfall und der bessern und schnelleren Erreichbarkeit der Rettungs-
und Feuerwehrfahrzeuge im Gemeinde- und Forstgebiet.
Die ausgewiesenen Schilder enthalten Referenzcodes die in den Rettunggsleitstellen und
diversen Online-Datenbankenregistriert sind sowie die dazugehörige Notrufnummer.

In unserem Gemeindegebietsind lediglich bisher auf den vom Kreis Soest
ausgewiesenen Radwege-Informationskarten Rettungspunkte ausgewiesen.

ir Antrag Errichtung u Kennzeichnung von Rettungspunkten



u.

Da Welver ein großes Flächengemeindegebiet hat und mit der ländlichen Struktur auch
ein touristischen Anziehungspunkt erfüllt, ist es umso notwendiger auch den Menschen,
die sich nicht so gut auskennen, die Möglichkeit zu geben,sich im Notfall schnell zu

orientieren.

Rettungspunkte könnenbeispielsweise an öffentlichen Spielplätzen, Aussichtspunktenin
Naturschutzgebieten, Wander- und Waldwegen und abgelegenen Park- und Rastplätzen

angebracht werden.

Mit freundlichen Grüßen

ll: Rot
FDP Fraktionsvorsitzende

Anlage: Beispiel Rettungspunkt in Kirchhundern

Notruf &

Emergency

112
Dies.ist ein registrierter

Rettungspunkt: Im Notfall gebenSie
die unten stehende Nummer-an.

OE435043
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